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Einleitung 


Die Bundesregierung hat im Dezember 1970 „Grundsätze einer Strukturpolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen" und ein Aktionsprogramm zur Leistungs- 
steigerung kleiner und mittlerer Unternehmen (Drucksache VI/1666) verabschie- 
det und damit ein systematisches Konzept für eine unternehmensgrößenbezogene 
Strukturpolitik vorgelegt. Sie hat gleichzeitig ihre Absicht bekundet, nach Ab- 
lauf einer gewissen Zeit über die Auswirkungen der Maßnahmen des Aktions- 
programms auf die Lage und Entwicklung der mittelständischen Wirtschaft zu 
berichten und das Aktionsprogramm aufgrund der Erfahrungen fortzuschreiben. 

Der jetzt vorgelegte Mittelstandsbericht gibt zunächst eine Darstellung der Lage 
und Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
(ERSTER TEIL). Sodann wird über die Wirksamkeit der einzelnen Förderungs- 
maßnahmen des Aktionsprogramms zur Leistungssteigerung kleiner und mittlerer 
Unternehmen berichtet (ZWEITER TEIL). Ferner sind die im Jahre 1970 aufge- 
stellten „Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine und mittlerer Unternehmen" 
aktualisiert worden (DRITTER TEIL). Schließlich legt die Bundesregierung ein 
neues Aktionsprogramm zur Leistungssteigerung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen vor (VIERTER TEIL). 

Der Bericht beschränkt sich — wie der letzte Bericht aus dem Jahre 1968 (Druck- 
sache V/3678) und die „Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine und mittlere 
Unternehmen" aus dem Jahre 1970 — auf die mittelständische gewerbliche Wirt- 
schaft und enthält keine Aussagen über die freien Berufe. Die Situation der 
freiberuflich Tätigen kann nur im Zusammenhang mit den Besonderheiten ihres 
jeweiligen Tätigkeitsbereichs (Gesundheitswesen, Rechtswesen u. a.) gesehen 
werden und weist gegenüber der gewerblichen Wirtschaft starke Unterschiede 
auf. Die Bundesregierung widmet jedoch der Lage und Entwicklung der freien 
Berufe die gleiche Aufmerksamkeit wie der mittelständischen gewerblichen 
Wirtschaft. Neben speziell auf die freien Berufe abgestellten Förderungsmaß- 
nahmen gibt es eine Reihe von Maßnahmen, die sowohl zugunsten der mittel- 
ständischen gewerblichen Wirtschaft als auch der freien Berufe wirken. Dies gilt 
insbesondere für den Bereich der Rahmenbedingungen. 
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ERSTER TEIL 

Lage und Entwicklung der kleinen und 
von 1970 bis 1975 

I. Vorbemerkung 

Das strukturelle Bild der Volkswirtschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland ist durch eine große Anzahl 
kleiner und mittlerer Unternehmen x ) geprägt. Von 
den etwa 1,9 Millionen Unternehmen (ohne Land- 
und Forstwirtschaft) sind über 95 °/o der Gruppe der 
kleinen und mittleren Unternehmen zuzurechnen. 
In diesem Unternehmensbereich sind rd. zwei Drit- 
tel aller Arbeitnehmer beschäftigt. Diese Anteile 
sind in den letzten Jahren weitgehend konstant ge- 
blieben. Ebenso hat sich der Anteil der kleinen und 
mittleren Unternehmen am Gesamtumsatz der ge- 
werblichen Wirtschaft nicht wesentlich verringert. 
Insofern kann von einem generellen Konzentrations- 
prozeß — trotz unverkennbarer Konzentrationsten- 
denzen in einzelnen Branchen — nicht gesprochen 
werden. 

Neben einigen Branchen, die ihrer Struktur nach 
vorwiegend durch Großunternehmen gekennzeichnet 
sind (z. B. Automobilindustrie, Stahlindustrie, Ener- 
giewirtschaft) gibt es andere, in denen kleine und 
mittlere Unternehmen eine dominierende Rolle spie- 
len. Im Handwerk, im Handel und im Dienstlei- 
stungsgewerbe, aber auch in zahlreichen Branchen 
der Industrie sind die kleinen und mittleren Unter- 
nehmen maßgeblich am wirtschaftlichen Geschehen 
beteiligt. 

Vor diesem Hintergrund kann die Analyse und Be- 
urteilung der Lage und Entwicklung kleiner und 
mittlerer Unternehmen nur in differenzierender 
Form vorgenommen werden. Um zu mittelstands- 
politisch problemgerechten Schlußfolgerungen zu ge- 
langen, müssen neben den Auswirkungen gesamt- 


9 Eine generelle und schematische Definition des Be- 
griffs „kleine und mittlere Unternehmen" hält die 
Bundesregierung nicht für sinnvoll. Zu verstehen sind 
darunter Unternehmen in Handwerk, Industrie, Han- 
del, Hotel- und Gaststättengewerbe, Verkehrsgewerbe 
und sonstigem Gewerbe, die sich in der Regel nicht 
über den Kapitalmarkt finanzieren und von selbstän- 
digen, mitarbeitenden Inhabern geleitet werden, die 
das unternehmerische Risiko selbst tragen. Das schließt 
nicht aus, daß für bestimmte Förderungszwecke Ab- 
grenzungen für die zu begünstigenden Unternehmen 
festgelegt werden. 


mittleren Unternehmen 


wirtschaftlicher Entwicklungen auch die Verände- 
rungen der Konsumgewohnheiten der Bevölkerung, 
die Preisentwicklung, das Entstehen neuer Betriebs- 
formen, die Ausweitung des Aktionsfeldes mittel- 
ständischer Unternehmen im Dienstleistungssektor 
sowie die Konsequenzen aus der zunehmenden in- 
ternationalen Arbeitsteilung berücksichtigt werden. 


II. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Die wirtschaftliche Entwicklung der kleinen und 
mittleren Unternehmen kann nicht losgelöst von 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gesehen 
werden. Die wichtigsten wirtschaftspolitischen Da- 
ten der Jahre 1970 bis 1975 sind in der folgenden 
Übersicht (S. 7 bis 9) und in Tabelle 1 enthalten. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in diesen Jahren 
zeigt, daß 

— einer langanhaltenden Phase wirtschaftlichen 
Wachstums und der Vollbeschäftigung ein — 
auch mit der weltweiten Konjunkturabschwä- 
chung zusammenhängender — verstärkter Rück- 
gang der Wirtschaftstätigkeit in der Bundesre- 
publik Deutschland folgte 

— die Preisanhebungen bei Erdöl und anderen Roh- 
stoffen seit Ende 1973 die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land verschärften 

— die Wirtschaftspolitik im Jahre 1975 mit der 
schwersten Rezession seit Kriegsende konfron- 
tiert war, deren Tiefpunkt jedoch inzwischen 
überwunden werden konnte 

— die Bundesregierung umfangreiche Maßnahmen 
zur Überwindung der Rezession ergriffen und 
dabei den Problemen kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen gezielt Rechnung getragen hat 

— die starke Außenwirtschaftsverflechtung der 
deutschen Wirtschaft den Aktionsraum der na- 
tionalen Wirtschaftspolitik begrenzt 

— die Preis- und Kostenentwicklung die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft wesentlich beeinflußt. 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und wichtige wirtschaftspolitische 
Maßnahmen der Bundesregierung 

1970 bis 1975 


Jahr 


Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 


Maßnahmen der Bundesregierung 


1970 


Abflachung der konjunkturellen Ent- 
wicklung; Abschwächung der Inlands- 
nachfrage gegen Jahresende; be- 
schleunigter Anstieg des Preis- und 
Kostenniveaus; verstärkte Geld- und 
Kapitalimporte. 


6. Juli: Bildung einer obligatorischen Konjunkturaus- 
gleichsrücklage für Bund und Länder; 

Aussetzung der degressiven Abschreibung bis 31. Januar 
1971; 

Einführung eines rückzahlbaren 10°/oigen Konjunkturzu- 
schlages vom 31. Juli 1970 bis 30. Juni 1971. 


1971 


Zu Beginn des Jahres Störungen des 
konjunkturellen Normalisierungspro- 
zesses durch den ansteigenden Zufluß 
von Devisen; gegen Jahresmitte fort- 
dauernde Beruhigung der konjunktu- 
rellen Lage; nachlassende Investitions- 
neigung der inländischen Unterneh- 
men; merkliche Zurückhaltung dej 
Nachfrage des Auslandes. 


9. Mai: Freigabe des Wechselkurses der DM; 
Verzinsungsverbot für ausländische Guthaben auf Inlands- 
konten; 

Kürzung der Ausgaben von Bund und Ländern um 1,8 
Mrd. DM; 

Verminderung der Netto-Kredit-Aufnahme für Bund und 
Länder um 1,8 Mrd. DM, für die Gemeinden um 500 Millio- 
nen DM; 

Zuführung von 1,7 Mrd. DM in die Konjunkturausgleichs- 
rücklage durch Bund und Länder. 


1 7 . / 1 8 . Dezember: Währungskonferenz von Washington, 
Rückkehr zu festen Wechselkursen mit größeren Band- 
breiten. 


1972 


Übergang von der Phase konjunktu- 
reller Abkühlung in einen neuen ver- 
haltenen Aufschwung; Festigung dei 
Aufwärtsentwicklung im Herbst; star- 
ke Entwicklung des Privaten Ver- 
brauchs; kein Nachlassen der Preis- 
steigerungstendenzen. 

Erneute Spekulationswellen im Fe- 
bruar und März um die D-Mark. 


1. März: Bardepotpflicht für Auslandsverbindlichkeiten. 

15. März: Beschluß über Rückzahlung des Konjunkturzu- 
schlags zum 15. Juni. 

29. Juni: Verschärfung des Bardepotgesetzes und Einfüh- 
rung einer Genehmigungspflicht für den Absatz von fest- 
verzinslichen Wertpapieren an Ausländer. 

16. Oktober: Vorverlegung der turnusmäßigen Renten- 
erhöhung auf den 1. Juli 1972. 


1973 


Weitere konjunkturelle Expansion; 
beschleunigter Preisanstieg; zu Herbst- 
beginn erste Ansätze einer konjunk- 
turellen Stabilisierung; spürbare Ab- 
kühlung der Konjunktur gegen Jah- 
resende; Beschränkungen und Ver- 
teuerungen der Erdöllieferungen. 

Zu Jahresbeginn anhaltende Wäh- 
rungsunruhen; erhebliche Devisenzu- 
flüsse in die Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


17. Februar: 1. Stabilitätsprogramm 

— Begrenzung der öffentlichen Haushalte der Gebiets- 
körperschaften 

— Auflegung einer Stabilitätsanleihe 

— Nachfragebeschränkung durch Erhebung eines Stabili- 
tätszuschlages zur Einkommen- und Körperschaftsteuei 
(zum 1. Juli) 

— Erhöhung der Mineralölsteuer (zum 1. Juli) 

— Kürzung von Investitionszulagen und Abbau von 
Steuervergünstigungen 


— Beseitigung der Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen und 
der degressiven Abschreibung bei bestimmten Gebäu- 
den 


— Stillegung von Steuermehreinnahmen 

— Beschränkung der Kreditaufnahme der Gebietskörper- 
schaften (Schuldendeckel). 
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Jahr 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Maßnahmen der Bundesregierung 

1974 

Konjunkturelle Entwicklung trotz dei 
Rohöl Verteuerung zu Jahresbeginn 
zunächst ansteigend, im weiteren 
Verlaufe des Jahres aber verhalten; 
die bis in den Herbst hinein, wenn 
auch mit geringer werdender Intensi- 
tät, steigende Auslandsnachfrage mil- 
dert die Schwächetendenzen (hervor- 
gerufen durch rückläufigen inländi- 
schen Auftragseingang) ab, ohne diese 
jedoch voll kompensieren zu können; 
Ansteigen der Arbeitslosigkeit; ver- 
stärkte Spartätigkeit der Bevölke- 
rung. 

19. März: Gruppenfloating des europäischen Währungs- 
clubs und Aufwertung der D-Mark gegenüber dem Son- 
derziehungsrecht. 

9. Mai: 2. Stabilitätsprogramm 

— weitere Einschränkung der Nachfrage durch Ausdeh- 
nung des Stabilitätszuschlags 

— - Einschränkung der Ausgaben der öffentlichen Haus- 
halte 

— Reduzierung der Nettokreditaufnahme 
— - Stillegung von Steuermehreinnahmen 

— - Erhebung einer ll%igen Investitionsteuer 

— auf ein Jahr befristete Aussetzung der degressiven 
Abschreibung für bewegliche Güter des Anlagever- 
mögens und der Sonderabschreibung nach § 7 b EStG. 

29. Juni: Aufwertung der D-Mark um 5,5 °/o. 

19. Dezember: Lockerung der Restriktionsprogramme vom 
Februar und Mai 

— Aufhebung der Investitionsteuer 

— Wiederzulassung der degressiven Abschreibung für be- 
wegliche Güter des Anlagevermögens und der Sonder- 
abschreibung nach § 7 b EStG 

— volle Wiederaufnahme der gestoppten oder gedros- 
selten Kreditprogramme des ERP-Sondervermögens 
und der Kreditanstalt für Wiederaufbau, insbesondere 
für die mittelständische Wirtschaft. 

6. Februar: 1. Sonderprogramm zur Verbesserung dei 
Infrastruktur in strukturschwachen Gebieten und für In- 
vestitionsvorhaben des Bundes mit einem Gesamtvolumen 
von 900 Millionen DM; gefördert wurden damit u. a. 615 
Kommunalprojekte mit einem Investitionsvolumen von 
rd. 653 Millionen DM. 

25. September: 2. Sonderprogramm zur regionalen und 
lokalen Abstützung der Beschäftigung mit einem Gesamt- 
volumen von 950 Millionen DM. Die Maßnahmen zielten 
auf Gebiete mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit un- 
ter besonderer Berücksichtigung der Arbeitslosigkeit im 
Baugewerbe; gefördert wurden u. a. 534 kommunale Vor- 
haben mit einem Investitionsvolumen von 606 Millionen 
DM. 

12. Dezember: Programm zur Förderung von Beschäftigung 
und Wachstum bei Stabilität; es enthält u. a. folgende 
Maßnahmen: 

— - zusätzliche Investitionen des Bundes in Höhe von 1 130 
Millionen DM; die Anstoßeffekte auf die Produktion 
sind mit gut 2 Mrd. DM zu veranschlagen 

— Lohnkostenzuschüsse und Mobilitätszulagen in Höhe 
von 600 Millionen DM 

— befristete Investitionszulage von 7,5 % für Ausrü- 
stungsgüter und Gebäude 

— Verlängerung der Höchstdauer des Bezugs von Kurz- 
arbeitergeld von 12 auf 24 Monate 

— Bereitstellung von 500 Millionen DM im ERP-Plan für 
kleine und mittlere Unternehmen sowie Finanzierungs- 
hilfen durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
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Jahr 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Maßnahmen der Bundesregierung 

1975 

Rückgang der konjunkturellen Ent- 
wicklung bis zur Jahresmitte, mitver- 
ursacht durch den Rückgang der Auf- 
träge aus dem Ausland; seit dem 
Sommer 1975 deutliche Anzeichen 
einer konjunkturellen Erholung, ver- 
bunden mit einer Wiederbelebung 
des Exportgeschäfts; deutliche Ver- 
besserung der privaten Nachfrage, 
wovon insbesondere auch die Auto- 
mobilindustrie und deren Zulieferer 
profitierten. 

1. April: Aufstockung der ERP-Mittel für kleine und mitt- 
lere Unternehmen. 

15. April: Senkung des Zinssatzes für ERP-Mittel. 

17. Juli: Aufhebung der Bardepotpflicht für Auslandsver- 
bindlichkeiten. 

27. August: Programm zur Stärkung von Bau- und anderen 
Investitionen mit einem Ausgabevolumen von 5,75 Mrd. 
DM; davon entfallen auf die einzelnen Programmteile: 

Millionen DM 

— bundeseigene Investitionen 1 200 

— Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 600 

— * kommunale Infrastruktur und Stadtsanierung 2 450 

— Wohnungsmodernisierung 700 

— Zwischenfinanzierung von Bausparverträgen 300 

— * Darlehensprogramm ERP/KW in Höhe von 

1 000 Millionen DM, davon sind 500 Millionen 

DM im Programmteil kommunale Infrastruktur 

und Stadtsanierung enthalten 500 

Das Gesamtprogramm löst nach einer DIW-Untersuchung 
eine Gesamtproduktion von 25,9 Mrd. DM aus und hat 
einen Beschäftigungseffekt von rd. 290 000 Arbeitsplätzen. 


Tabelle 1 


Entwicklung des Bruttosozialprodukts, des Verbrauchs, 
der Bruttoinvestitionen und des Verbraucherpreisindex 

1970 bis 1975 


Jahr 

Bruttosozialprodukt 
zu Marktpreisen 

nominal | real 

Privater 

Verbrauch 

real 

Staats- 

verbrauch 

real 

Brutto- 

investitionen 

real 

Preisindex 
des privaten 
Verbrauchs 



Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 

in % 


1970 

13,3 

5,8 

7,0 

4,9 

9,4 

3,6 

1971 

11,1 

3,0 

5,6 

7,3 

-2,0 

5,4 

1972 

9,5 

3,4 

4,1 

3,9 

2,0 

5,5 

1973 

11,2 

5,1 

2,7 

4,1 

3,3 

7,0 

1974 

7,4 

0,4 

0,2 

4,7 

-12,2 

7,3 

1975 

4,5 

-3,4 

2,2 

3,3 

-6,6 

6,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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III. Entwicklung der Zahl der Selbständigen 

In der Zeit von 1970 bis 1974 (Zahlen für 1975 lagen 
bei Abfassung des Berichts noch nicht vor) ist die 
Zahl der Selbständigen (ohne Land- und Forstwirt- 
schaft) im Vergleich zu den früheren Jahren insge- 
samt relativ konstant geblieben. In der Zeit von 
1966 bis 1970 nahm die Zahl der Selbständigen um 
72 000 ab, während der Rückgang zwischen 1970 
und 1974 insgesamt nur 4 000 betrug. Im produzie- 
renden Gewerbe sank die Zahl um 15 000 (1966 bis 
1970: 65 000) und im Handel und Verkehr um 7 000 
(1966 bis 1970: 62 000). In den sonstigen Wirtschafts- 
bereichen (Dienstleistungen) setzte sich der Anstieg 
der Zahl der Selbständigen verlangsamt fort. Wäh- 
rend sich die Zahl zwischen 1966 und 1970 um 
49 000 erhöhte, wuchs sie zwischen 1970 und 1974 
um 18 000. Die Entwicklung läßt sich im einzelnen 
aus Tabelle 2 ablesen. 

Die relativ konstante Zahl der Selbständigen ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß die Abgänge im 
produzierenden Gewerbe sowie im Handel und Ver- 
kehr weitgehend durch Zugänge im Bereich der 
Dienstleistungen kompensiert wurden. 

Bemerkenswert ist, daß sich die altersmäßige Struk- 
tur der Selbständigen weiter verjüngt hat. 1970 
betrug der Anteil der unter 45jährigen Selbständi- 
gen an der Gesamtzahl der Selbständigen 39,2 °/o. 
1974 erhöhte sich dieser Anteil auf 43,1 °/o. Dem- 
gegenüber hat sich bei den abhängig Beschäftig- 
ten der Anteil der bis 45jährigen weitaus weniger 
verändert (1970: 69,6%; 1974: 71 %). Diese Zahlen 
lassen erkennen, daß Selbständigwerden weiterhin 
attraktiv ist. 


Tabelle 2 


Selbständige nach Wirtschaftsbereichen 
— Jahresdurchschnitte — 

in 1 000 



1966 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 0 

Produzierendes Gewerbe 

709 

653 

646 

644 

641 

638 

Handel und Verkehr 

729 

664 

662 

663 

661 

657 

sonstige Wirtschaftsbereiche 







(Dienstleistungen) 

557 

606 

616 

617 

622 

624 

insgesamt . . . 

1 995 

1 923 

1 924 

1 924 

1 924 

1 919 


0 vorläufiges Ergebnis Quelle: Statistisches Bundesamt 
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IV. tniwickiung der miiielsiändischen Wirtschaft 

1. Entwicklung der Unternehmensgrößenstruktur 

Aktuelle amtliche Statistiken über die Entwicklung 
der Gesamtzahl der Unternehmen für den Berichts- 
zeitraum 1970 bis 1975 liegen nicht vor. Die Ar- 
beitsstättenzählung, die etwa alle zehn Jahre durch- 
geführt wird, hat 1970 ergeben, daß sich die Zahl der 
Unternehmen in der gewerblichen Wirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland auf über 1,9 Millionen 
belief; davon hatten 98,8% weniger als 100 Be- 
schäftigte. Die Aufteilung der Unternehmen auf die 
einzelnen Beschäftigtengrößenklassen sowie die 
Veränderungen gegenüber 1961 sind aus Tabelle 3 
ersichtlich. 

Untersuchungen x ) in jüngster Zeit kommen zu dem 
Schluß, daß sich die Zahl der Unternehmen bis An- 
fang der achtziger Jahre insgesamt kaum verändern 
dürfte. Verschiebungen sind danach nur zwischen 
den einzelnen Größenklassen zu erwarten, und zwar 
dürfte die Zahl der mittleren Unternehmen sowohl 
zu Lasten der kleinen als auch der großen Unter- 
nehmen geringfügig zunehmen. Die Entwicklung der 
Unternehmensgrößenstruktur wird auch dadurch 
maßgeblich bestimmt, daß die Zahl der Unterneh- 
men im tertiären Sektor (Dienstleistungen) langfri- 
stig eine ansteigende Tendenz aufweist. 

Nach der Umsatzsteuerstatistik, die alle zwei Jahre 
erstellt wird, jedoch nur Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von mehr als 12 000 DM einbezieht, 
ergibt sich folgendes Bild: 1970 belief sich die Ge- 
samtzahl der hier erfaßten Unternehmen auf 1,589 
Millionen, 1972 auf 1,587 Millionen und 1974 betrug 
sie 1,561 Millionen. Der Rückgang in der Gesamt- 


0 Prognos-Untersuchung „Analyse und Prognose der 
UnternehmensgrÖßenstruktur", Basel 1975 


zahl der Unternehmen von 1970 bis 1974 betrug auf 
der Basis der Umsatzsteuerstatistik damit 1,8%. 

Die Entwicklung der Zahl der Unternehmen in den 
einzelnen Umsatzgrößenklassen kann anhand der 
entsprechenden Aufgliederung in der Umsatzsteuer- 
statistik verfolgt werden (Tabelle 4). Derartige Ver- 
gleiche der Unternehmenszahl innerhalb derselben 
Umsatzgrößenklasse über einen längeren Zeitraum 
sind jedoch problematisch, da die starren Umsatz- 
grenzen dem allgemeinen Umsatzwachstum und dem 
damit verbundenen permanenten Aufstieg von Un- 
ternehmen in höhere Größenklassen nicht Rechnung 
tragen. Ein Weg, um zu realistischen Aussagen über 
die Entwicklung der Unternehmensgrößenstruktur 
zu kommen, besteht darin, die Umsatzgrößenklassen 
für einen bestimmten Zeitraum der allgemeinen Um- 
satzentwicklung anzupassen. Nach der Umsatz- 
steuerstatistik haben sich die Umsätze der gewerb- 
lichen Wirtschaft im Zeitraum von 1962 bis 1972 
insgesamt verdoppelt. Eine Anpassung der Umsatz- 
größenklassen für den genannten Zeitraum kann in 
der Weise erfolgen, daß die Grenzen der miteinan- 
der zu vergleichenden Größenklassen ebenfalls ver- 
doppelt werden. Diese Methode hat z. B. das Ifo- 
Institut in einer Untersuchung für den Bereich des 
Handels angewendet 1 ). 

überträgt man dieses Verfahren auf die gesamte 
gewerbliche Wirtschaft, dann ergibt sich das aus 
Tabelle 5 ersichtliche Bild. Wenn auch diese Me- 
thode nur zu Annäherungswerten führen kann, so 
wird sie aber den Gegebenheiten in einer dyna- 
mischen Wirtschaft eher gerecht als Berechnungen 
auf der Basis starrer Umsatzgrenzen. Danach läßt 
sich feststellen, daß die Umsatzgrößenstruktur zwi- 
schen 1962 und 1972 nahezu konstant geblieben ist. 

9 „Der Ausleseprozeß im Groß- und Einzelhandel“, 
Nr. 82 der Schriftenreihe des Ifo-Instituts für Wirt- 
schaftsforschung, Bcrlin/München 1974 


Tabelle 3 


Unternehmensgrößen in der Volkswirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland 1961 und 1970 


Jahr 


Unternehmen mit 

. . . Beschäftigten 


insgesamt 

1 bis 9 

10 bis 49 

50 bis 99 

100 bis 199 

200 bis 499 

500 

und mehr 




absolut 

in 1 000 




1961 

1 977,3 

171,5 

21,8 

10,8 

6,4 

3,3 

2 191,2 

1970 

1 687,0 

176,6 

21,7 

11,2 

6,9 

3,6 

1 908,1 




in 

°/o 




1961 

90,24 

7,83 

1,00 

0,49 

0,29 

0,15 

100 

1970 

88,47 

9,26 

1,14 

0,59 

0,36 

0,19 

100 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Da bei Abfassung des Berichts die nach Unterneh- 
mensgrößenklassen aufgegliederte Umsatzsteuersta- 
tistik für das Jahr 1974 noch nicht vorlag, konnte 
ein aktuellerer Zeitvergleich nicht angestellt wer- 
den. 

Soweit sich in einzelnen Wirtschaftsbereichen Ver- 
änderungen zwischen den verschiedenen Unterneh- 
mensgrößenklassen ergeben haben, sind sie im we- 
sentlichen auf folgende Ursachen zurückzuführen: 

— Verschiebungen in der Bevölkerungsdichte be- 
stimmter Regionen haben bewirkt, daß sich in 
dünner besiedelten Gebieten die Existenzchan- 
cen kleiner Betriebe verringert haben; anderer- 


seits hat der starke Zugang der Bevölkerung in 
den Verdichtungsräumen auch zu neuen Exi- 
stenzmöglichkeiten für die mittelständische Wirt- 
schaft geführt 

— Veränderungen in den Verbrauchergewohnhei- 
ten und die stärkere Mobilität der Verbraucher 
haben dazu beigetragen, daß kleinere Handels- 
und Handwerksunternehmen mit nur begrenztem 
lokalen Einzugsbereich aus dem Markt ausge- 
schieden sind 

— Ungelöste Nachfolgeprobleme sind nicht selten 
Ursache für das Ausscheiden von Unternehmen 
aus dem Markt 


Tabelle 4 


Unternehmen nach Umsatzgrößenklassen 1962 und 1972 

(auf der Basis gleicher Umsatzgrenzen) 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

1962 

1972 

Ver- 

änderungen 

1962/72 

Anzahl | 

°/o 

Anzahl | 

%> 

unter 500 000 

1 463 089 

90,64 

1 307 098 

82,3 5 

-8,29 

500 000 bis unter 5 Millionen 

134 526 

8,33 

244 968 

15,44 

+ 7,11 

5 Millionen bis unter 25 Millionen .... 

13 893 

0,86 

28 607 

1,80 


über 25 Millionen 

2 787 

0,17 

6515 

0,41 


insgesamt . . . 

1 614 295 

100 

1 587 188 

100 



Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen 


Tabelle 5 


Unternehmen nach Umsatzgrößenklassen 1962 und 1972 

(auf der Basis angepaßter Umsatzgrenzen) 


Kenn-Nr. 

1962 

1972 

Ver- 

ände- 

rungen 

1962/72 

Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Anzahl 

% 

Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Anzahl 

°/o 

I 

unter 500 000 

1 463 089 

90,64 

unter 1 Million 

1 437 154 

90,54 

-0,10 

II 

500 000 bis unter 5 Mil- 
lionen 

134 526 

8,33 

1 Million bis unter 
10 Millionen 

132 467 

8,35 

+ 0,02 

III 

5 Millionen bis unter 
25 Millionen 

13 893 

0,96 

10 Millionen bis unter 
50 Millionen 

14 578 

0,92 

+ 0,06 

IV 

über 25 Millionen .... 

2 787 

0,17 

über 50 Millionen .... 

2 989 

0,19 

+ 0,02 

ins- 
gesamt . . 


1 614 295 

wo 


1 587 188 

100 



Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen 
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— In den letzten Jahren hat sich der Wettbewerb 
in einzelnen Bereichen deutlich verschärft 

— In Zeiten einer rezessiven Wirtschaftslage wir- 
ken sich Unzulänglichkeiten in der Unterneh- 
mensführung und im Finanzierungsverhalten der 
Unternehmen besonders aus. 

2. Umsätze 

Nach den vorläufigen Ergebnissen der Umsatzsteuer- 
statistik 1974 haben sich die Umsätze in der gewerb- 
lichen Wirtschaft (ohne Land- und Forstwirtschaft) 
von 1970 bis 1974 um rd. 44 °/o auf 2 057 Mrd. DM 
erhöht. Die Umsatzentwicklung in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen zeigt Tabelle 6. 

Einen Überblick über die Umsatzanteile der Unter- 
nehmen in den einzelnen Umsatzgrößenklassen in 
den Jahren 1962 und 1972 auf der Basis gleicher Um- 
satzgrenzen enthält Tabelle 7. Danach hat insbeson- 
dere der Anteil der Unternehmen mit mehr als 
25 Millionen DM Jahresumsatz stark zugenommen, 
während der Anteil der Unternehmen mit weniger 
als 500 000 DM Jahresumsatz sich erheblich verrin- 
gert hat. Diese Aussage begegnet jedoch den bereits 
unter VI. I. genannten Bedenken. Ein Vergleich auf 
der Basis angepaßter Umsatzgrenzen, die die allge- 
meine Umsatzentwicklung berücksichtigen, zeigt 
demgegenüber, daß sich die Veränderungen inner- 
halb der einzelnen Umsatzgrößenklassen in wesent- 


lich engeren Grenzen gehalten haben (Tabelle 8). 
Diese globale Betrachtung schließt allerdings nicht 
aus, daß die Entwicklung in den verschiedenen Wirt- 
schaftsbereichen zum Teil differenziert verlaufen ist. 

3. Kosten und Erträge 

Zwischen 1970 und 1975 sind die Kosten für Perso- 
nal, Fremdkapital, Rohstoffe, Energie, Mieten u. a. 
teilweise stark gestiegen. 

Nach der Unternehmensbilanzstatistik der Deutschen 
Bundesbank haben sich in den Jahren 1970 bis 1974 *) 
die Kosten auch im Verhältnis zum erweiterten Roh- 
ertrag erhöht. Vor allem die Personalkosten stiegen 
von 45,5% des erweiterten Rohertrags in 1970 auf 
49,1 % in 1974. Bezieht man die Personalkosten auf 
den Umsatz, so betrugen sie 1970 noch 19,6 °/o gegen- 
über 20,7 % in 1974. Die Zinsaufwendungen sind vor 
allem in 1973 konjunkturbedingt angestiegen. 

Die Bilanzuntersuchungen der Deutschen Bundes- 
bank enthalten keine Aufgliederungen nach Größen- 
klassen, sondern nur für 1972 eine Gliederung nach 
Rechtsformen. 

Danach weisen die Kapitalgesellschaften die höch- 
sten Kosten, bezogen auf den erweiterten Roher- 
trag, vor den Personengesellschaften und den Einzel- 
firmen auf. Hierbei muß aber berücksichtigt werden, 

0 vorläufiges Ergebnis 


Tabelle 6 


Umsätze in der gewerblichen Wirtschaft 1970 und 1974 




in Mrd. DM 


Ver- 

Wirtschaftsbereich 

1970 

absolut | 

in % 

1974 

absolut | 

in % 

änderung 

1970/74 
in °/o 

Produzierendes Gewerbe 

775,4 

54,4 

1 131,0 

55,0 

4-45,9 

davon: 

— Industrie 

651,2 

45,7 

946,4 

46,0 

+ 45,3 

— produzierendes Handwerk 

112,6 

7,9 

173,8 

8,5 

4- 54,4 

— sonstiges produzierendes 

Gewerbe 

11,6 

0,8 

10,8 

0,5 

- 7,3 

Handel 

503,7 

35,3 

703,2 

34,2 

+ 39,6 

davon: 

— Großhandel 

318,9 

22,4 

446,9 

21,7 

+ 40,1 

— Handelsvermittlung *) 

14,9 

1,0 

19,3 

1,0 

+ 29,7 

— Einzelhandel 

169,9 

11,9 

237,0 

11,5 

+ 39,5 

übrige Wirtschaftsbereiche 

146,9 

10,3 

222,7 

10,8 

+ 51,6 

insgesamt 

1 426,0 

100,0 

2 056,9 

100,0 

+44,2 


*) Im wesentlichen Provisionserträge und mit den Warenumsätzen anderer Wirtschaftsbereiche nicht vergleichbar. 
Der vermittelte Warenumsatz betrug schätzungsweise 1970 215 Mrd. DM und 1974 280 Mrd. DM. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 7 


Umsatzanteile nach Umsatzgrößenklassen 1962 und 1972 

(auf der Basis gleicher Umsatzgrenzen) 


Umsatzgrößenklassen 

in DM 

1962 

1972 

Ver- 

änderungen 

1962/72 

Umsatz 
in Millionen 
DM 

% 

Umsatz *) 
in Millionen 
DM 

% 

unter 500 000 

151 976 

18,6 

177 604 

10,7 

-7,9 

500 000 bis unter 5 Millionen 

181 823 

22,2 

329 292 

19,8 

- 2,4 

5 Millionen bis unter 25 Millionen .... 

137 726 

16,8 

292 101 

17,6 

+ 0,8 

über 25 Millionen 

346 815 

42,4 

862 378 

51,9 

+ 9,5 

insgesamt . . . 

818 340 

100 

1 661 375 

100 



’) ohne Mehrwertsteuer Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen 


Tabelle 8 


Umsatzanteile nach Umsatzgrößenklassen 1962 und 1972 

(auf der Basis angepaßter Umsatzgrenzen) 


Kenn-Nr. 

1962 

1972 

Ver- 

ände- 

rungen 

1962/72 

Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Umsatz 
in Millio- 
nen DM 

°/o 

Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Umsatz *) 
in Millio- 
nen DM 

°/o 

I 

unter 500 000 

151 976 

18,6 

unter 1 Million 

268 088 

16,1 

“2,5 

II 

500 000 bis unter 


1 Million bis unter 



5 Millionen 

181 823 

22,2 

10 Millionen . . 

361 126 

21,7 

-0,5 

in 

5 Millionen bis unter 

10 Millionen bis unter 


25 Millionen 

137 726 

1 A o 

1 u,u 

50 Millionen ' 

291 700 

17,6 

+0,8 

IV 

über 25 Millionen .... 

346 815 

42,4 

über 50 Millionen . . . . 

740 461 

44,6 

+ 2,2 

insgesamt 


318 340 

100 


1 661 375 

100 



*) ohne Mehrwertsteuer 


daß die Aufwendungen der Personengesellschaften 
und Einzelfirmen nicht den kalkulatorischen Unter- 
nehmerlohn umfassen, während bei den Kapitalge- 
sellschaften die Vorstands- bzw. Geschäftsführerge- 
hälter in den Gehaltsaufwendungen enthalten sind. 
Die Aufwendungen für Steuern und Abschreibungen 
sind bei den Personengesellschaften und den Einzel- 
kaufleuten niedriger; die Kapitalgesellschaften 
schneiden dagegen bei den „Sonstigen Aufwendun- 
gen" günstiger ab. 

Prozentual zum Umsatz sind die Aufwendungen für 
einzelne Kostenarten, aber auch die Gesamtkosten 


Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen 


bei den Personengesellschaften und den Einzelkauf- 
leuten niedriger als bei den Kapitalgesellschaften. 

Die Entwicklung des Rohertrages im Verhältnis zum 
Umsatz zeigt, daß die Unternehmen einen Teil der 
steigenden Kosten in höheren Verkaufspreisen auf- 
fangen konnten. Der Anteil des Rohertrages am 
Umsatz stieg insgesamt von 38,5% in 1970 auf 
40,3% in 1972 an, in 1973 ging er leicht auf 40,0% 
zurück. 

Der Jahresüberschuß vor Steuern verminderte sich 
von 6,6% des Umsatzes in 1970 auf 5,7% in 1973. 
Die Deutsche Bundesbank weist allerdings darauf 


14 





Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5248 


hin r daß die Verschlechterung der Ertragsverhält- 
nisse die einzelnen Branchen keineswegs gleich- 
mäßig betroffen hat. 

Diese Zahlen sind ein Indiz dafür, daß die Kosten- 
und Ertragssituation kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen im Verhältnis zu Großunternehmen gene- 
rell nicht ungünstiger ist. Die Unterschiede sind so- 
mit weniger Unternehmensgrößen- als vielmehr 
branchenbedingt. 


4. Kapitalstruktur 

In der Kapitalstruktur der Unternehmen der ge- 
werblichen Wirtschaft ist zwischen 1970 und 1974 
insgesamt gesehen eine Verminderung der Eigen- 
mittel zu verzeichnen. Nach der Unternehmensbi- 
lanzstatistik der Deutschen Bundesbank verringerte 
sich der durchschnittliche Eigenmittelanteil an der 
Bilanzsumme von 26,2% im Jahre 1970 über 24,6% 
im Jahre 1972 auf 24 % *) im Jahre 1974. Dabei zeig- 
ten sich jedoch erhebliche Unterschiede zwischen 
den einzelnen Branchen. 

Eine Aufgliederung der Jahresabschlüsse nach 
Rechtsformen ergab für das Jahr 1972, daß der 
durchschnittliche Eigenmittelanteil der Kapitalge- 
sellschaften mit 27,6 % höher lag als derjenige der 
Personengesellschaften (20,7 %) und der Einzelkauf- 
leute (21,2%). Ähnliche Relationen sind auch für 
die früheren Jahre ermittelt worden. Daraus kann 
jedoch nicht geschlossen werden, daß kleine und 
mittlere Unternehmen generell ein geringeres Eigen- 
kapital als Großunternehmen aufzuweisen hätten. 
Einerseits können Personengesellschaften und Ein- 
zelkaufleute nicht insgesamt der Gruppe der Klein- 
und Mittelbetriebe zugerechnet werden, anderer- 
seits sind auch unter den Kapitalgesellschaften zahl- 
reiche mittelständische Unternehmen in der Rechts- 
form der GmbH zu finden. Die Deutsche Bundes- 
bank hat deshalb für das Jahr 1972 eine zusätzliche 
Auswertung der ihr vorliegenden Jahresabschlüsse 
nach Umsatzgrößenklassen vorgenommen. Diese 
Untersuchung hat ergeben, daß in der Eigenkapital- 
ausstattung keine einheitliche Abstufung zwischen 
großen, mittleren und kleinen Unternehmen zu er- 
kennen ist. Der durchschnittliche Eigenkapitalanteil 
stieg bei 19 der in die Untersuchung einbezogenen 
71 Wirtschaftszweige von den kleinen über die 
mittleren zu den großen Unternehmen an, bei 23 
Wirtschaftszweigen sank er dagegen. Bei den übri- 
gen 29 Wirtschaftszweigen hatten die mittleren 
Unternehmen entweder relativ geringere oder rela- 
tiv höhere Eigenmittel als die großen und die klei- 
nen Unternehmen. Eine speziell für den Bereich des 
Großhandels durchgeführte Untersuchung des Ifo- 
Instituts kommt sogar zu dem Ergebnis, daß der 
Eigenkapitalanteil mit wachsender Unternehmens- 
größe erheblich abnimmt. 

Die Frage der Kapitalstruktur kleiner und mittlerer 
Unternehmen ist auch von einer Arbeitsgruppe, der 
Vertreter des Bundesministeriums für Wirtschaft, 
einiger Länderwirtschaftsministerien, der Deutschen 


h vorläufiges Ergebnis 


Bundesbank und mehrerer Banken bzw. Bankenver- 
bände angehört haben, untersucht worden. Die 
Arbeitsgruppe hat geprüft, ob sich eine empirisch 
belegbare generelle Aussage über die Eigenkapital- 
verhältnisse kleiner und mittlerer Unternehmen 
machen läßt. Zu diesem Zweck hat sie sich vor allem 
auf die Bilanzanalysen der Deutschen Bundesbank, 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der Spar- 
kassenorganisation gestützt. Die Arbeitsgruppe ist 
aufgrund dieser Untersuchungen zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die Verhältnisse in den einzelnen 
Branchen so unterschiedlich sind, daß eine globale 
Aussage über die Kapitalstruktur kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen nicht möglich ist. Die vielfach 
aufgestellte Behauptung, daß kleine und mittlere 
Unternehmen generell ein geringeres Eigenkapital 
als Großunternehmen aufzuweisen hätten, läßt sich 
danach jedenfalls nicht belegen. 

5. Insolvenzen 

Für die Beurteilung der Entwicklung der Insolven- 
zen (Konkurse und Vergleiche) in der gewerblichen 
Wirtschaft ist zunächst die Insolvenzquote ein wich- 
tiger Indikator. Während im Jahre 1970 auf 1 000 
Unternehmen 1,4 Konkurs- oder Vergleichsverfah- 
ren entfielen, erhöhte sich die Insolvenzquote auf 
3,6 im Jahre 1975. Bei 96 % der Insolvenzen im 
Jahre 1975 handelte es sich um Konkursverfahren. 
Auch die Zahl der mangels Masse abgelegten Kon- 
kurse stieg von 1970 bis 1975 an. 

Die Zuwachsrate der Insolvenzen erreichte im Jahre 
1974 ihren Höhepunkt. Mit dem wirtschaftlichen 
Aufschwung hat sie sich verlangsamt; auch die Zahl 
der Insolvenzen dürfte wieder zurückgehen. 

Auffallend ist, daß sich der Anteil der Einzelfirmen 
und Personengesellschaften (ohne die nicht einge- 
tragenen Erwerbsunternehmen) an den Insolvenzen 
seit 1970 nur geringfügig verändert hat (1970: 
33,8%, 1975: 34,1 %). Dagegen hat der Anteil der 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung an den In- 
solvenzen von 1970 bis 1975 stark zugenommen 
(1970: 21,5%, 1975: 30,8%). In der Insolvenzstati- 
stik 1975 wurde erstmalig auch die Zahl der insolven- 
ten GmbH & Co. KG's veröffentlicht; sie betrug 
9,5 % aller Insolvenzen in der gewerblichen Wirt- 
schaft. 

Bei einer Aufschlüsselung der Konkurse nach der 
Höhe der voraussichtlichen Forderungen ging im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft der prozen- 
tuale Anteil der Forderungen in der Gruppe bis 
50 000 DM von 25,7 % in 1970 auf 18,1 % in 1974 
und in der Gruppe 50 000 DM bis 100 000 DM von 
12,7% in 1970 auf 9,4% in 1974 zurück. In den 
Jahren 1970 und 1974 hatte die Gruppe 100 000 DM 
bis 500 000 DM mit 32,3% bzw. 31,1 % den höch- 
sten Anteil an den gesamten Forderungen. Die For- 
derungen mit mehr als 1 Million DM stiegen in die- 
sem Zeitraum am stärksten an. 

Von den 1975 insolvent gewordenen rd. 6 900 Er- 
werbsunternehmen waren mehr als 70 % noch keine 
acht Jahre alt. Die konjunkturelle Entwicklung der 
letzten Jahre ist bei vielen Konkursen, gerade auch 
im Bereich der kleinen und mittleren Unternehmen, 
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Tabelle 9 


Zahl der Insolvenzen in der gewerblichen Wirtschaft 
von 1970 bis 1975 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, 







Bergbau 

— 

1 

1 

1 

1 

2 

Verarbeitendes Gewerbe 

683 

751 

738 

1 061 

1 597 

1 865 

Baugewerbe 

451 

519 

509 

764 

1 375 

1 589 

Handel 

961 

958 

997 

1 090 

1 519 

1 509 

davon: 







— Großhandel 

(421) 

(441) 

(412) 

(455) 

(685) 

(744) 

— Handelsvermittlung 

(30) 

(32) 

(35) 

(36) 

(44) 

(50) 

— Einzelhandel 

(510) 

(485) 

(550) 

(599) 

(790) 

(715) 

Verkehr 

89 

98 

142 

146 

186 

269 

Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

29 

13 

11 

19 

21 

27 

Dienstleistungen 

457 

593 

651 

868 

1 225 

1 597 

insgesamt 

2 670 

2 933 

3 059 

3 949 

5 924 

6 858 

(nachrichtlich: Handwerk) 

(441) 

(489) 

(401) 

(509) 

(820) 

(1 015) 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


nicht der eigentliche Grund gewesen. Die Ursachen 
liegen oft längere Zeit zurück. In schwierigen Pha- 
sen der Wirtschaftsentwicklung sind die unterneh- 
merische Qualifikation und ein leistungsgerechtes 
Verhalten im Wettbewerb von entscheidender Be- 
deutung, um sich am Markt behaupten zu können. 

6. Alterssicherung 

Mit dem Rentenreformgesetz von 1972 ist die ge- 
setzliche Rentenversicherung auch für diejenigen 
Selbständigen geöffnet worden, die bisher keinen 
Zugang hatten. Die Selbständigen können heute ihre 
Alterssicherung weitgehend vom Unternehmens- 
risiko trennen. Damit ist einem langjährigen Anlie- 
gen kleiner und mittlerer Unternehmer, insbeson- 
dere aus Handel, Industrie und dem Dienstleistungs- 
bereich, Rechnung getragen worden. 

Nach Öffnung der Rentenversicherung haben bis 
Ende 1975 rd. 92 000 Selbständige von der Möglich- 
keit der Pflichtversicherung auf Antrag Gebrauch 
gemacht. Etwa 666 000 Versicherte haben bis zum 
31. Dezember 1975 Beiträge in Höhe von rd. 5,1 Mrd. 
DM nachentrichtet. Kurz vor dem Ende der Antrags- 
frist (31. Dezember 1975) sind allein bei der Bundes- 
versicherungsanstalt noch rd. 700 000 Anträge auf 


Nachentrichtung eingegangen. Diese außerordent- 
liche Nachentrichtung soll gerade Selbständigen die 
Möglichkeit zum Aufbau einer Alterssicherung bie- 
ten. Die Zahlen beweisen, wie groß das Bedürfnis 
bei den bisher nicht zur freiwilligen Versicherung 
Berechtigten war, ihre Alters- und Invaliditätssiche- 
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung zu be- 
gründen oder auszubauen. 

Eine besondere Stellung in der Altersvorsorge neh- 
men die Handwerker aufgrund des Handwerkerver- 
sorgungsgesetzes von 1938 und des späteren Hand- 
werkerversicherungsgesetzes von 1962 ein. Das 
Handwerkerversicherungsgesetz ist ein Teil der Ar- 
beiterrentenversicherung und sieht eine Beitrags- 
pflicht für alle in der Handwerksrolle eingetragenen 
Handwerker vor. Die Handwerker zahlen grundsätz- 
lich einen Durchschnittsbetrag. Dementsprechend ist 
der monatliche Beitrag von 70 DM im Jahre 1962 auf 
288 DM im Jahre 1976 angewachsen. Die zeitlich 
begrenzte Versicherungspflicht auf 18 Jahre und die 
Begrenzung der Beiträge läßt erkennen, daß es sich 
bei der Rentenversicherung der Handwerker um 
eine Grundsicherung für die Altersversorgung han- 
delt, die durch die freiwillige Versicherung oder die 
Pflichtversicherung auf Antrag in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ausgebaut werden kann. 
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V. Wirtschaftliche Entwicklung kleiner und 
mittlerer Unternehmen in den 
einzelnen Wirtschaftsbereichen 


1. Handwerk 

Das Handwerk hat seine Position in der Volkswirt- 
schaft im Verlauf der Jahre 1970 bis 1975 erhalten 
(vgl. Tabelle 10). Sein Anteil am Bruttoinlandspro- 
dukt beträgt nach wie vor rd. 1 1 °/o. 

Der Rückgang der Zahl der Handwerksbetriebe hat 
sich seit 1970 verlangsamt. Im Jahre 1975 ging die 
Zahl der Betriebe nur noch um 1,7% gegenüber 
dem Vorjahr zurück. Diese Quote ist die niedrigste 
seit 1963. Vor allem Einmannbetriebe sind aus dem 
Markt ausgeschieden. Nachfolgeprobleme und man- 
gelnde Wettbewerbsfähigkeit waren hierfür ursäch- 
lich. 

Die Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im 
Handwerk verlief zwischen 1970 und 1973 tenden- 
ziell positiv. Infolge der Rückgänge in den Jahren 
1974 und 1975, insbesondere im Baugewerbe, lag die 
Zahl der Beschäftigten im Jahre 1975 um rd. 238 000 
niedriger als 1970. Die durchschnittliche Zahl der 
Beschäftigten pro Handwerksbetrieb ist jedoch we- 
gen des gleichzeitig relativ stärkeren Rückgangs 
der Zahl der Betriebe 1975 gegenüber 1970 von 
6,6 auf 7,1 angestiegen. 

Der Umsatz im Handwerk ist von 1970 bis 1975 um 
38,7 °/o gestiegen. Der Umsatz pro Beschäftigten 
erhöhte sich im gleichen Zeitraum um 47,7 °/o. 

Wie auch in anderen Wirtschaftsbereichen erhöhten 
sich die Kosten im Handwerk und drückten auf die 
Ertragslage der einzelnen Unternehmen. Dies wirkte 


sich auf die Investitionstätigkeit der Handwerksun- 
ternehmen aus. Im allgemeinen wurden nur drin- 
gend notwendige Ersatzinvestitionen vorgenommen. 
Die Investitionen des Handwerks werden für 1975 
auf 9 Mrd. DM geschätzt. Es ist damit zu rechnen, 
daß sie künftig wieder ansteigen werden. 

Die Preissteigerungsraten haben sich seit 1970 im 
Handwerk mit Ausnahme des Jahres 1974 rückläu- 
fig entwickelt. 

Die Zahl der Insolvenzen im Handwerk ist ver- 
glichen mit der Zahl der Insolvenzen in der Gesamt- 
wirtschaft in den Jahren 1973 bis 1975 überdurch- 
schnittlich gestiegen. Die Insolvenzquote liegt aber 
nach wie vor weit unter derjenigen der Gesamt- 
wirtschaft. Etwa die Hälfte der Insolvenzen im 
Handwerk entfiel auf das Baugewerbe. 

Die Entwicklung in den einzelnen Bereichen des 
Handwerks verlief in den vergangenen Jahren sehr 
differenziert. 

So war die Lage im Bauhandwerk durch eine sich 
langsam auf niedrigerem Niveau stabilisierende 
Nachfrage gekennzeichnet. Relativ günstig war die 
Situation der kleineren Betriebe in ländlichen Re- 
gionen. Die Nachfrage nach Leistungen der Ausbau- 
handwerke hat infolge der Sonderprogramme des 
Bundes und der Länder bei der Altbaumodernisie- 
rung zugenommen (vgl. V. 3.). 

Spürbar verbessert hat sich 1975 die Geschäftslage 
im Kraftfahrzeughandwerk. Die Kraftfahrzeugwerk- 
stätten sind allgemein wieder gut ausgelastet. Die 
Zahlen über Neu-Zulassungen von Kraftfahrzeugen 
sowie die länger werdenden Lieferfristen lassen auf 
eine weitere positive Entwicklung schließen. 

Die handwerklichen Zulieferbetriebe mußten stär- 
kere Umsatzrückgänge hinnehmen. In der zweiten 


Tabelle 10 


Betriebe, Beschäftigte, Umsatz und Auszubildende im Handwerk 


Jahr 

Zahl der Betriebe 

Beschäftigte *) 
in 1 000 

Umsatz *) 

Mrd. DM 

Zahl der 
Auszubildenden 

1970 

585 100 

3 910,7 

172,8 

419 530 

1971 

569 900 

3 944,2 

194,0 

405 163 

1972 

555 700 

3 898,8 

213,0 

432 743 

1973 

541 300 

3 935,0 

226,7 

465 434 

1974 

528 000 

3 800,9 

230,7 

485 749 

1975 

519 000 

3 673,0 

239,7 

504 662 


*) ohne Nebenbetriebe 

Quellen: Handwerksrollenstatistik; Statistisches Bundesamt; Lehrlingsstatistik des Deutschen Handwerkskammertages 
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Hälfte 1975 verbesserte sich jedoch die Lage bei den 
Zulieferern für die Kraftfahrzeugindustrie. 

Seit 1972 ist die Zahl der Auszubildenden im Hand- 
werk ständig gestiegen. Ende 1975 bestanden im 
Handwerk 504 662 Ausbildungsverhältnisse. Das ist 
gegenüber 1970 eine Steigerung um 20%. Hieran 
zeigt sich die große Bedeutung des Handwerk für 
die berufliche Bildung. 

Insgesamt läßt sich sagen, daß das Handwerk, die 
konjunkturelle Schwächeperiode besser als andere 
Bereiche überstanden hat. 

2. Industrie 

Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland wird 
wesentlich vom warenproduzierenden Gewerbe 
(verarbeitende Industrie und Handwerk) geprägt, 
auf das 1975 fast 48 % des Bruttoinlandsproduktes 
entfiel. 

1974 setzten die rd. 77 600 umsatzsteuerpflichtigen 
Industrieunternehmen 946,3 Mrd. DM um (einschließ- 
lich Handelsware). Gegenüber 1970 ergibt das eine 
Umsatzsteigerung von rd. 45 %. 

Nach der Industriestatistik nahm die Gesamtzahl 
der Industriebetriebe von 1970 bis 1974 um 3 % und 
die Zahl der Beschäftigten um 6,4 % ab, dagegen 
stieg der Umsatz (ohne Handelsware) um 36 % an. 

Die Entwicklung verlief in den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen differenziert. 

In der Investitionsgüterindustrie stieg die Zahl der 
Betriebe im Gegensatz zur Gesamtentwicklung in 
der Industrie weiter an. In der Nahrungs- und Ge- 
nußmittelindustrie nahmen die Betriebe zahlenmäßig 
am stärksten ab. In der Verbrauchsgüterindustrie 
und in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie ha- 
ben rd. 98 % der Betriebe weniger als 500 Beschäf- 
tigte. 

Etwa ab 1970 setzte in der Industrie ein allgemeiner 
Rückgang in der Beschäftigtenentwicklung ein, der 
lediglich im Jahre 1973 unterbrochen wurde. Bei 
langfristiger Betrachtung zeigt isich, daß in erster 


Tabelle 11 


Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 
in der Industrie *) 


Jahr 

Zahl der 
Betriebe 

Beschäftigte 
in 1 000 

Monats- 
Umsatz 
Mrd. DM 

1970 

99 313 

8 881,7 

48,9 

1972 

97 194 

8541,1 

53,2 

1973 

96 674 

8 615,9 

58,9 

1974 

96 308 

8 324,5 

66,8 


h jeweils September 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Linie bei Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten 
die Beschäftigtenzahl zurückgegangen ist. In der 
Verbrauchsgüterindustrie und in der Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie sind rd. 76 % bzw. 69 % der 
Beschäftigten des jeweiligen Industriezweiges in 
Betrieben mit weniger als 500 Beschäftigten tätig. 

An der erheblichen Umsatzausweitung in den Jah- 
ren 1970 bis 1974 nahmen alle Sektoren der Indu- 
strie teil. Mit mehr als 50 % Umsatzsteigerung im 
Jahre 1974 gegenüber 1970 lag die Grundstoff- und 
Produktionsgüterindustrie an der Spitze. In der In- 
vestitionsgüter- und in der Verbrauchsgüterindustrie 
betrug die Umsatzsteigerung fast ein Drittel. In 
manchen Industriezweigen erreichten die kleineren 
Betriebe z. T. weitaus höhere Umsatzsteigerungen 
als die größeren. So konnten z. B. in der Investitions- 
güter- und in der Verbrauchsgüterindustrie Betriebe 
bis 9 Beschäftigte ihren Umsatz von 1970 bis 1974 
um rd. 40 °/o steigern, während Betriebe mit 1 000 
und mehr Beschäftigten ihren Umsatz lediglich um 
26,8% bzw. 12,4% erhöhten. Der Umsatzanteil der 
Betriebe mit weniger als 500 Beschäftigten betrug 

1974 in der Verbrauchsgüterindustrie 73%, in der 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 67 %. 

Die Industrieunternehmen mit 50 bis 499 Beschäftig- 
ten investierten 1973 fast 8% mehr als 1970 und 
erreichten einen Anteil an den Investitionen von 
nahezu 30 %, während Unternehmen mit mehr als 
500 Beschäftigten 1973 ein um 12% geringeres In- 
vestitionsvolumen als 1970 hatten. Bei einem Ver- 
gleich der Jahre 1970 und 1973 zeigt sich eine leichte 
Verschiebung in der Investitionsstruktur. Der An- 
teil der Investitionen für Maschinen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung an den Gesamtinvestitionen 
der Industrie (einschließlich Bergbau) lag 1970 bei 
72,7 %; er erhöhte sich 1973 auf 76,2 %. 

Die Produktionskosten werden in der Industrie trotz 
zunehmender Anlagenintensität weitgehend von den 
Personalkosten beeinflußt. Im verarbeitenden Ge- 
werbe ist der Personalaufwand — nach den von der 
Deutschen Bundesbank zusammengestellten Jahres- 
abschlüssen — von 44,1 % des Rohertrages im 
Jahre 1965 auf 49,8% in 1973 gestiegen. In den 
einzelnen Zweigen bestehen z. T. erhebliche Unter- 
schiede im Personalaufwand. Der Facharbeiteranteil 
ist in kleineren Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes oft höher als bei den übrigen Größen- 
klassen, so daß die Personalkosten in diesen Un- 
ternehmen meist ein relativ stärkeres Gewicht ha- 
ben als bei den mittleren Größenklassen. 

In der Zeit von 1970 bis 1975 gab es im verarbei- 
tenden Gewerbe ohne Handwerk 5 410 Insolvenzen. 

1975 war die Insolvenzenzahl in diesem Wirtschafts- 
bereich dreimal höher als 1970. Die Insolvenzen 
sind im verarbeitenden Gewerbe stärker gestiegen 
als die der Gesamtwirtschaft, wo es 1975 2,6mai 
mehr Insolvenzen als 1970 gab. 

3. Bauwirtschaft 

Die Bauwirtschaft, ein wichtiger Bereich der deut- 
schen Wirtschaft, ist überwiegend mittelständisch 
strukturiert. In den Jahren 1970 bis 1975 hatte sie 
zunächst (bis 1973) einen sehr starken, teilweise 
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Tabelle 12 


Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 
im Bauhauptgewerbe 4 ) 


Jahr 

Zahl der 
Betriebe 2 ) 

Beschäftigte 
in 1 000 

Umsatz 
Mrd. DM 

1970 

64 339 

1 529,0 

55,2 

1971 

63 436 

1 544,0 

67,0 

1972 

63 005 

1 533,0 

74,0 

1973 

62 139 

1 508,0 

77,3 

1974 

60 771 

1 352,0 

75,4 

1975 

58 468 

1 211,0 

72,2 


*) Uber das Ausbaugewerbe liegen keine vergleichbaren 
Zahlen vor. 

2 ) jeweils Ende Juni 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


boomartigen Aufschwung, dem die stärkste Rezes- 
sion nach dem Zweiten Weltkrieg folgte. Der An- 
teil der Bauinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt 
betrug 1974 rd. 7,3 °/o. 

Im Bauhauptgewerbe haben rd. 90 % der Betriebe 
weniger als 50 Beschäftigte. In der Zeit von 1970 
bis 1975 ging die Zahl der Betriebe im Bauhaupt- 
gewerbe um rd. 5 900 oder rd. 9 °/o zurück; die Zahl 
der Beschäftigten verminderte sich um rd. 318 000 
oder rd. 21 °/o. 

In der Bauwirtschaft hängt die Lage des einzelnen 
Betriebs wesentlich von seinem Tätigkeitsschwer- 
punkt ab. Da im Geschoßwohnungsbau das Niveau 
vergangener Jahre kaum wieder erreicht werden 
kann, sind die mittleren Betriebe, die sich auf diesen 
Bereich konzentriert hatten, wesentlich stärker vom 
strukturellen Anpassungsprozeß betroffen als klei- 
nere Betriebe, die vorwiegend Eigenheime bauen 
und/oder kleinere Umbau- und Modernisierungs- 
maßnahmen durchführen. 

Statistisches Material über Anlageinvestitionen im 
Baugewerbe liegt bis 1974 vor. Danach stiegen die 
Bruttoanlageinvestitionen bei Unternehmen des 
Bauhauptgewerbes mit 20 und mehr Beschäftigten 
von 1970 bis 1972 von 3,4 Mrd. DM auf 4,1 Mrd. DM 
( + 21 %) und gingen 1973 wieder auf rd. 3,5 Mrd. 
DM ( — 15 °/o) zurück. 1974 betrugen die Investitio- 
nen 2,2 Mrd. DM ("38%); auch 1975 dürfte ein 
weiterer Rückgang eingetreten sein. 

Im Ausbaugewerbe stiegen die Bruttoanlageinvesti- 
tionen bei Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten 
von 166 Millionen DM in 1970 um rd. 28% auf 213 
Millionen DM im Jahre 1973, gingen jedoch 1974 
auf 151 Millionen DM (— 29 °/o) zurück. 

Die Nachfrage nach Leistungen des Ausbaugewerbes 
dürfte durch die Sonderprogramme des Bundes und 
der Länder zugenommen haben. 


Seit Mitte 1975 hat sich bei der Nadifrage nach 
Bauleistungen eine konjunkturelle Belebung durch- 
gesetzt. Sie ist wesentlich durch die Konjunktur- 
programme der Bundesregierung beeinflußt worden 
und führte dazu, daß die nominale Nachfrage (ge- 
messen an den Auftragseingängen) 1975 um rd. 
10% anstieg. Die Produktion ging zwar 1975 in 
Anpassung an das verminderte Nachfrageniveau 
weiter zurück, allerdings mit ständig abnehmenden 
Negativraten. Es kann jedoch 1976 mindestens mit 
einer Stabilisierung gerechnet werden. 

1975 stiegen die Insolvenzen im Baugewerbe gegen- 
über 1974 um 16,7% an. Die Bauwirtschaft hat die 
höchste Insolvenzquote; 1975 kamen auf 1 000 Bau- 
unternehmen rd. 10 Insolvenzen. 


4. Handel 

Die Bedeutung des vornehmlich mittelständisch 
strukturierten Handels zeigt sich daran, daß sein 
Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt bei etwa 12% 
liegt. Davon entfallen rd. 5 % auf den Großhandel, 
rd. 6 % auf den Einzelhandel und nahezu 1 % auf 
die Handelsvermittlung. Mehr als 13% der Er- 
werbstätigen sind heute im Handel tätig. 

4.1. Großhandel 

1975 gab es rd. 116 000 umsatzsteuerpflichtige Groß- 
handelsunternehmen, von denen etwa 98 % einen 
Jahresumsatz bis zu 25 Millionen DM hatten. Die 
Zahl dieser Unternehmen hat von 1970 bis 1975 um 
rd. 4 % abgenommen. 

1975 waren knapp 1,2 Millionen Beschäftigte im 
Großhandel tätig, davon etwa 80 % in kleinen und 
mittleren Unternehmen. Die Zahl der Beschäftigten 
ist seit 1970 um fast 7% zurückgegangen, wobei 
die Beschäftigtenzahl im einzelwirtschaftlichen Groß- 
handel stärker als im genossenschaftlichen Groß- 
handel abnahm. Die rückläufige Entwicklung in der 
Beschäftigtenzahl setzte allerdings erst in der Re- 
zessionsphase ein. 

Die Großhandelsunternehmen setzten 1975 fast 430 
Mrd. DM um. Sie konnten ihren Umsatz in den Jah- 

Tabelle 13 


Unternehmen, Beschäftigte und Umsätze 
im Großhandel 


Jahr 

Zahl der 
Unter- 
nehmen 

Beschäftigte 
in 1 000 

Umsatz 

(ohne 

MWSt) 

Mrd. DM 

1970 | 

120 556 

1 240,0 

318,9 

1972 

117 963 

1 255,0 

357,2 

1974 

116 300 

1 215,0 

446,9 

1975 

116 000 

1 155,0 

429,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen 
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ren von 1970 bis 1975 beachtlich ausweiten. Die 
Umsatzsteigerung betrug in diesem Zeitraum rd. 
35 °/o. Schätzungsweise entfallen 60 °/o des gesam- 
ten Großhandelsumsatzes auf kleine und mittlere 
Unternehmen. 

In den einzelnen Zweigen des Großhandels verlief 
die Entwicklung z. T. sehr unterschiedlich. 

Mit dem konjunkturellen Abschwung gingen auch 
die Investitionen in den Jahren 1974 und 1975 er- 
heblich zurück. Während der Großhandel 1972 und 

1973 jährlich mehr als 5 Mrd. DM investierte, dürf- 
ten die Investitionen in 1975 auf etwa 3 Mrd. DM 
zurückgegangen sein. Die beachtlichen Investitionen 
Anfang der 70er Jahre trugen dazu bei, daß die 
Großhandelsunternehmen ihren Leistungsstand ver- 
bessern konnten. Das zeigt sich insbesondere an den 
gestiegenen Umsätzen je beschäftigte Person, die 
sich innerhalb von nur drei Jahren (1970: 292 000 
DM) um 26 °/o auf 368 000 DM (1973) erhöhten. 

In den Jahren 1974 und 1975 sind die Insolvenzen 
im Großhandel angestiegen. Während die Steige- 
rungsrate im Jahre 1974 noch rd. 50 °/o betrug, sank 
sie 1975 auf fast 9°/o ab. Die Insolvenzquote betrug 
1975 im Großhandel 6,4. 

Der auch im Großhandel vor allem bei den Einkaufs- 
genossenschaften und freiwilligen Ketten zu beob- 
achtende Konzentrationsprozeß ließ besonders im 
Nahrungs- und Genußmittelbereich die Zahl der Un- 
ternehmen schrumpfen, führte aber andererseits zu 
größeren leistungsstärkeren Unternehmenseinheiten. 
Auch aufgrund dieser Entwicklung ist der durch- 
schnittliche Umsatz je Unternehmen im Großhandel 
in den letzten Jahren erheblich gewachsen-, er betrug 

1974 rd. 3,8 Millionen DM. 

4.2. Einzelhandel 

Im Einzelhandel überwiegen die kleinen und mittle- 
ren Unternehmen zahlenmäßig bei weitem. 99 °/o der 
Einzelhandelsunternehmen haben weniger als 
10 Millionen DM Jahresumsatz. Die Zahl der Unter- 
nehmen verringerte sich in den Jahren von 1970 bis 

1975 um etwa iü°/o. Die höchsten Rückgänge hatte 
der Bereich Nahrungs- und Genußmittel, vor allem 
im Jahre 1974. Im letzten Jahr dürfte sich der Aus- 
leseprozeß jedoch verlangsamt haben. Vom zahlen- 
mäßigen Rückgang der Einzelhandelsunternehmen 
waren vor allem die unteren Größenklassen betrof- 
fen. 

Etwa drei Viertel der 2,2 Millionen im Einzelhandel 
Beschäftigten sind in mittelständischen Unternehmen 
tätig. Von 1970 bis 1973 stieg die Zahl der im Ein- 
zelhandel Beschäftigten ständig an. Ein Rückgang in 
der Beschäftigtenzahl zeigt sich erst seit 1974. Die 
Entwicklung verlief jedoch in den einzelnen Be- 
triebsformen nicht einheitlich. In den stark expan- 
dierenden Unternehmen, wie z. B. Verbrauchermärk- 
ten, Selbstbedienungswarenhäusern und Filialunter- 
nehmen, nahm die Zahl der Beschäftigten zu. 

Im Jahre 1975 wurden im Einzelhandel rd. 283 Mrd. 
DM (einschließlich Mehrwertsteuer) umgesetzt. In 
den letzten 5 Jahren erhöhte sich der Umsatz um 
etwa 50 %; die Entwicklung in den einzelnen Waren- 
bereichen war jedoch unterschiedlich. Während sich 


Tabelle 14 


Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz 
im Einzelhandel 


Jahr 

Zahl der 
Unter- 
nehmen 

Beschäftigte 
in 1 000 

Umsatz 

(ohne 

MWSt) 

Mrd. DM 

1970 

382 482 

2 173,8 

169,9 

1972 

366 319 

2 195,6 

207,7 

1973 

358 100 

2 202,1 

223,2 

1974 

347 100 

2 139,1 

237,0 

1975 

346 000 

2 096,3 

258,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen 


von 1968 bis 1974 der Umsatz bei Hausrat- und 
Wohnbedarf mehr als verdoppelte, stieg der Umsatz 
bei Nahrungs- und Genußmitteln unterproportional 
an. Die abgeschwächte Konjunktur und die damit 
verbundene Kaufzurückhaltung der Verbraucher be- 
einträchtigten die Umsatzentwicklung insbesondere 
bei einigen längerfristigen Gebrauchsgütern, wie 
z. B. Möbeln und Automobilen. 

Mehr als 60 °/o des gesamten Einzelhandelsumsatzes 
entfiel auf kleine und mittlere Einzelhandelsunter- 
nehmen. 

Die Investitionstätigkeit war in den Jahren 1972 und 
1973 am stärksten. In diesen beiden Jahren inve- 
stierte der Einzelhandel mehr als 11 Mrd. DM. 1974 
sank das Investitionsvolumen infolge der konjunk- 
turellen Entwicklung auf 3,8 Mrd. DM ab. Für das 
Jahr 1975 wird jedoch mit einem Ansteigen der In- 
vestitionen um 7 °/o gerechnet. 

Das größte Investitionsvolumen im Einzelhandel 
hatten die Unternehmen mit gemischtem Sortiment 
(Warenhäuser, Verbrauchermärkte und Versand- 
handel). 

Nach den Ergebnissen des Betriebsvergleichs haben 
sich die Kosten im Einzelhandel von 1970 bis 1974 
um fast ein Sechstel erhöht. Die Erhöhung geht ins- 
besondere auf die gestiegenen Personalkosten zu- 
rück. 

Der Einzelhandel zählt, wie das Handwerk, zu den 
Wirtschaftsbereichen mit der niedrigsten Insolvenz- 
quote. Zwar sind auch im Einzelhandel die Kon- 
kurse in den Jahren 1973 und 1974 gestiegen, aber 
die Insolvenzquote lag 1974 mit 2,1 erheblich unter 
dem Durchschnitt der gewerblichen Wirtschaft. In 
1975 ist die Zahl der Insolvenzen sogar absolut zu- 
rückgegangen. 

Die Entwicklung im Handel ist in den letzten Jahren 
wesentlich durch fortschreitende Technisierung und 
durch beachtliche Veränderungen in den Verbrau- 
chergewohnheiten beeinflußt worden. Die wach- 
sende Motorisierung breiter Bevölkerungsschichten, 
die Tendenzen zum Verbund- und Großeinkauf, das 
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weitere Vordringen problemloser Artikel sowie das 
Vordringen neuer Betriebsformen trugen wesentlich 
dazu bei, daß der „Wandel im Handel" auch in den 
vergangenen Jahren anhielt und sich voraussichtlich 
weiter fortsetzen wird. Stärker als in früheren Jah- 
ren führte die Expansion der Verkaufsfläche, insbe- 
sondere durch neue Vertriebsformen, zu einer wei- 
teren Verschärfung des Wettbewerbs. Der sich aus 
der Erweiterung der Verkaufsflächen ergebende 
Wettbewerbsdruck könnte zu einem Verdrängungs- 
wettbewerb führen. Die Bundesregierung wird diese 
Entwicklungen sorgfältig beobachten und ihnen — 
soweit notwendig — entgegenwirken. 

5. Hotel- und Gaststättengewerbe 

Während die Zahl der Unternehmen im Hotelbereich 
entsprechend der allgemeinen Entwicklung sinkende 
Tendenz aufweist, hat sich die Zahl der Gaststätten- 
unternehmen seit 1972 kaum verändert. 

Etwa 90 °/o aller umsatzsteuerpflichtigen Hotel- und 
Gaststättenunternehmen hatten 1972 einen Jahres- 
umsatz bis 250 000 DM und rd. 10%> der Unterneh- 
men erreichten Umsätze zwischen 250 000 DM und 
1 Million DM. 

Der Beitrag des Hotel- und Gaststättengewerbes zum 
Bruttoinlandsprodukt erreicht rd. 1 %. 

Von den Beschäftigten im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe waren rd. die Hälfte inländische Arbeit- 
nehmer, etwa 12% ausländische Arbeitnehmer und 
37% tätige Inhaber. Wenn auch von 1970 bis 1975 
die Zahl der im Hotel- und Gaststättengewerbe Be- 
schäftigten ständig zugenommen hat, so besteht 
noch immer ein Arbeitskräftemangel. 

Nach vorläufigen Berechnungen dürften die Unter- 
nehmen dieses Wirtschaftszweiges 1975 rd. 37 Mrd. 
DM umgesetzt haben. Das ergibt eine Umsatzsteige- 
rung gegenüber 1970 von rd. 41 %. Von diesen Um- 
sätzen entfallen etwa 85 % auf kleine und mittlere 
Unternehmen. 


Tabelle 15 


Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz 
im Hotel- und Gaststättengewerbe 


Jahr 

Zahl der 
Unter- 
nehmen 

Beschäftigte 
in 1 000 

Umsatz 
Mrd. DM 

1970 

187 700 

716,0 

25,9 

1972 

192 500 

713,0 

30,8 

1973 

192 200 

712,0 

32,2 

1974 

191 900 

719,0 

34,5 

1975 

192 000 

720,0 

36,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Die wirtschaftliche Entwicklung im Hotel- und Gast- 
stättengewerbe wird wesentlich vom Urlaubs- und 
Erholungstourismus bestimmt, der seit 1968 um 
mehr als 50 % zugenommen hat. Unter dem Einfluß 
der Mineralölkrise und wegen der veränderten 
Währungsparitäten gingen die Ausländerübernach- 
tungen in den Jahren 1973 um 1 % und 1974 um 7 % 
zurück, stiegen aber in 1975 wieder um 5% an. 
Gleichzeitig hat die Zahl der Urlauber, die ihren 
Urlaub im Inland verbringen, zugenommen. 1975 
gab es rd. 18,5 Millionen Urlaubsreisen von Deut- 
schen zu Erholungszielen im Inland (1966 waren es 
nur 14,1 Millionen). 

Zunehmende Bedeutung erhält der Kurzzeittouris- 
mus. 1972 nahmen an jedem Wochenende durch- 
schnittlich rd. 10 Millionen Personen daran teil. 

Die Investitionstätigkeit der kleinen und mittleren 
Unternehmen des Hotel- und Gaststättengewerbes 
ist zwischen 1968 und 1974 zurückgegangen. Aller- 
dings haben meist große Unternehmen des Beher- 
bergungsgewerbes in einigen Urlaubsgebieten und 
Großstädten Investitionen vorgenommen, die — 
verbunden mit einem Wandel der Reise- und Ur- 
laubsgewohnheiten — zu Überkapazitäten geführt 
haben. Das hatte zur Folge, daß vor allem ältere 
mittelständische Unternehmen vor besondere An- 
passungsprobleme gestellt wurden. 

Im Hotel- und Gaststättengewerbe stiegen die Insol- 
venzen 1975 im Vergleich zum Vorjahr um 45% an. 
Trotzdem lag die Insolvenzquote des Hotel- und 
Gaststättengewerbes im Jahre 1975 mit 1,5 erheb- 
lich unter dem Durchschnitt der Gesamtwirtschaft. 

6. Verkehrswirtschaft 

Die tonnenkilometrischen Leistungen im binnenlän- 
dischen Güterverkehr stiegen von 1970 bis 1974 um 
rd. 10 % auf 237,6 Mrd. tkm. 

Den stärksten Zuwachs verzeichnete der Straßen- 
güterverkehr, in dem kleine und mittlere Unterneh- 
men die größte Rolle spielen. Am geringsten war 
die Zunahme im Binnenschiffsverkehr. 

In diesen Jahren haben sich die Anteile der ein- 
zelnen Verkehrszweige am Gesamtverkehr weiter 
verschoben. Der Straßengüterverkehr konnte seinen 
Anteil noch etwas erhöhen, wobei der anteilmäßige 
Zuwachs ausschließlich auf den Fernverkehr entfiel. 
1972 gab es rd. 74 500 umsatzsteuerpflichtige Ver- 
kehrsunternehmen, darunter 41 000 Unternehmen 
des Güterkraftverkehrs und knapp 20 000 Taxi- und 
Mietwagenunternehmen. Hierbei handelt es sich fast 
ohne Ausnahme um kleine und mittlere Unter- 
nehmen. 

Im Verkehrssektor sind 1975 die Insolvenzen im 
Vergleich zur Gesamtwirtschaft überdurchschnittlich 
angestiegen (rd. 45%), während die Steigerungs- 
rate 1974 weit unter dem Durchschnitt lag. 

Der gewerbliche Güternahverkehr wird meist als 
Familienbetrieb haupt- oder nebenberuflich von rd. 
45 000 Unternehmen betrieben. Seit Jahren geht der 
Trend zu wirtschaftlicheren Betriebsgrößen. Im Ver- 
lauf dieser Entwicklung sind von 1968 bis 1973 jähr- 
lich durchschnittlich rd. 7 % der Unternehmen aus- 
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geschieden. Der durchschnittliche Jahresumsatz be- 
trug nach der Kostenstrukturstatistik 1971 pro Be- 
trieb 303 000 DM. 

Im Güter- und Möbelfernverkehr gab es 1970 rd. 
9 600 Unternehmen, von denen die Kleinstbetriebe 
(Unternehmen mit nur einer Genehmigung) nach 
wie vor die weitaus stärkste Gruppe darstellen, ob- 
wohl ihre Zahl stetig zurückgegangen ist. Drei Vier- 
tel der Güterfernverkehrsunternehmen hatten im 
Jahre 1970 zwischen 1 und 3 Genehmigungen. 

Die Frachteinnahmen je Lastzug stiegen von jähr- 
lich rd. 121 000 DM (1968) auf 185 000 DM (1973). Die 
stärkere Betätigung ausländischer Transportunter- 
nehmer hat im grenzüberschreitenden Verkehr zu 
einer Verschärfung der Wettbewerbssituation ge- 
führt. 

Im Personenverkehr ist die Zahl der privaten Omni- 
busunternehmen auf 4 932 im Jahre 1974 gestiegen. 
Rd. 812 Millionen Fahrgäste wurden 1974 mit dem 
ca. 26 000 Omnibusse umfassenden Fahrzeugpark 
befördert. Die vereinnahmten Beförderungsentgelte 
betrugen 1974 1,251 Mrd. DM. 

Während das Taxengewerbe Zunahmen verzeichnet, 
nehmen die Mietwagenunternehmen seit Jahren ab. 
Nach der letzten Erhebung im Jahre 1973 gibt es rd. 
23 500 Taxen- und knapp 7 700 Mietwagenunterneh- 
men. Taxen- und Mietwagenunternehmen haben 
1974 schätzungsweise rd. 360 Millionen Fahrgäste 
befördert und einen Umsatz von ca. 1,2 Mrd. DM 
erzielt. 

Bei den Unternehmen, die PKW an Selbstfahrer ver- 
mieten, hat sich der Strukturwandel fortgesetzt. 
Etwa bei 80% der PKW-Vermietungen handelt es 
sich um Ersatzwagen in Haftpflicht-Schadensfällen. 
Verstärkt haben sich die Zusammenschlüsse von 
Kleinbetrieben zu Arbeitsgemeinschaften, die sich 
dadurch zum Mittelbetrieb und teilweise sogar zum 
Großbetrieb entwickelt haben. Ende 1974 gab es 
1 700 Einzelunternehmen mit einem Gesamtbestand 
von rd. 45 000 Selbstfahrmietwagen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung der Speditions- und 
Lagerei-Unternehmen wird stark von der allgemei- 
nen Konjunkturlage geprägt. Uber die Flälfte der 
Betriebe hat unter 50 Beschäftigte. Allgemein nimmt 
die Leistungsdifferenzierung mit der Größe des 


Unternehmens zu. Der seit Jahren zu beobachtende 
Prozeß einer stärkeren Zunahme des LKW-Sammel- 
ladungsverkehrs hält unvermindert an. 

Die Unternehmensstruktur der deutschen Binnen- 
schiffahrt ist nach wie vor durch einen hohen Anteil 
kleiner und mittlerer Unternehmen gekennzeichnet. 
Durch die 1973 abgeschlossene Umwandlung der 
Schifferbetriebsverbände in reedereimäßig arbei- 
tende Genossenschaften wurde eine besonders die 
Partikulierschiffahrt betreffende Strukturverbesse- 
rung der Binnenschiffahrt erzielt. 

Von den ca. 2 500 Unternehmen der gewerblichen 
Güterschiffahrt sind 95% Partikulierbetriebe, die 
in der Regel bis zu 3 Schiffe besitzen. Der starke 
Rückgang der Zahl der Partikuliere von rd. 4 100 
(1967) auf etwa 2 500 (1973) ist vor allem eine Folge 
der seit 1969 mit dem Ziel einer Strukturverbesse- 
rung betriebenen Abwrackaktion, die das Ausschei- 
den aus dem Markt für solche Unternehmen erleich- 
terte, die unrentabel geworden waren. 

In der Küstenschiffahrt herrscht immer noch das 
Unternehmen mit einem Schiff vor. Dem Verband 
der Deutschen Küstenschiffseigner waren Anfang 
1975 617 Unternehmen mit 666 Schiffen angeschlos- 
sen (1968 gab es noch 1 012 Schiffe). In nahezu glei- 
chem Umfang wie die' Zahl der Schiffseinheiten ist 
die Zahl der Unternehmen zurückgegangen. Die 
Entwicklung tendiert zum größeren Schiff, weniger 
zu größeren Unternehmenseinheiten. Durch die Zu- 
sammenfassung des Einsatzes der Schiffe am Markt 
bei wenigen Maklern, d. h. durch zwischenbetrieb- 
liche Kooperation, werden die Vorteile, die eine 
Fusion bieten könnte, mehr als ausgeglichen. 

Abgesehen von einigen großen Umschlagbetrieben, 
die sich zum Teil im Eigentum der Länder und Ge- 
meinden befinden, sind in der Hafenwirtschaft in 
den Seehäfen meist kleine und mittlere Seehafen- 
betriebe tätig. Für die im Zusammenhang mit der 
Abfertigung des Schiffs- und Warenverkehrs anfal- 
lenden vielseitigen Aufgaben bringen mittelstän- 
dische Unternehmen die besten Voraussetzungen 
mit. Strukturelle Veränderungen im weltweiten 
Güteraustausch und starker Wettbewerb haben in 
den vergangenen Jahren zu neuen Formen der Zu- 
sammenarbeit und zu umfangreichen Investitionen 
geführt. 


ZWEITER TEIL 

Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen durch die Bundesregierung 
von 1970 bis 1975 


In den Jahren von 1970 bis 1975 hat die Bundes- 
regierung der mittelständischen Wirtschaft zur Be- 
wältigung ihrer Strukturprobleme erhebliche Mittel 
zur Verfügung gestellt. Die Förderung erfolgte auf 
der Basis des in den „Grundsätzen einer Struktur- 
politik für kleine und mittlere Unternehmen" ent- 
haltenen Aktionsprogramms. 


Diese Hilfen der Bundesregierung haben wesentlich 
dazu beigetragen, daß viele kleine und mittlere 
Unternehmen in den vergangenen Jahren ihre Lei- 
stungsfähigkeit steigern und ihren Platz im Markt 
behaupten konnten. Vielfach konnten kleine und 
mittlere Unternehmen ihre strukturellen Probleme 
erst dadurch bewältigen, daß ihnen Finanzierungs-, 
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Informations- und Beratungshilfen sowie Hilfen bei 
der Aus- und Weiterbildung zur Verfügung standen. 

Die mit dem Aktionsprogramm vorgenommene 
Systematisierung der einzelnen Maßnahmen hat 
mitgeholfen, die Förderungshilfen transparenter zu 
machen. Aber auch der Wirkungsgrad der von Jahr 
zu Jahr aufgestockten Mittel zur Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen konnte verbessert wer- 
den. 

Eine Reihe von Maßnahmen im Bereich der Rahmen- 
bedingungen hat die Wettbewerbsposition der klei- 
nen und mittleren Unternehmen beachtlich gestärkt. 
Zusammen mit den erweiterten Förderungshilfen 
haben die kleinen und mittleren Unternehmer heute 
mehr Möglichkeiten als in früheren Jahren, die 
ihnen in der Marktwirtschaft gebotenen Chancen 
auch wahrnehmen zu können. 


I. Allgemeiner Überblick 

Das Aktionsprogramm 1970 enthielt die Maßnahmen 
der Bundesregierung, die darauf gerichtet sind, 
strukturelle Wettbewerbsnachteile mittelständischer 


Unternehmen im Verhältnis zu Großunternehmen 
auszuglcichen 

— durch Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit 

— durch Finanzierungshilfen bei bestimmten Inve- 
stitionen 

— durch bessere Berücksichtigung betriebsgrößen- 
bedingter Strukturunterschiede in den Rahmen- 
bedingungen. 

Für Maßnahmen, die der Leistungssteigerung die- 
nen, werden kleinen und mittleren Unternehmen 
Zuschüsse aus Haushaltsmitteln des Bundes ge- 
währt. Mit Hilfe dieser Zuschüsse konnten in den 
vergangenen Jahren Leistungen von Beratungsorga- 
nisationen, von Rationalisierungs- und Forschungs- 
einrichtungen verbilligt sowie bei Veranstaltungen 
verschiedenster Art die von den Teilnehmern zu 
tragenden Kosten ermäßigt werden. Die Zuwen- 
dungen ermöglichten den Bau und Ausbau von For- 
schungs- und Bildungseinrichtungen, die Realisie- 
rung hochwertiger technologischer Entwicklungsvor- 
haben und Innovationen sowie die Durchführung 
von Kooperationsvorhaben im mittelständischen Be- 
reich. Die Förderungsprogramme zur Leistungsstei- 


Tabelle 16 


Förderungshilfen des Bundes für kleine und mittlere Unternehmen 

in Millionen DM 


Jahr 

Haushaltsmittel des Bundes 
(Ist-Beträge) 

ERP-Mittel 
(Kreditzusagen) 5 ) 

Gewähr- 
leistungen 3 ) 

für Gewerbe- 
förderungs- 
maßnahmen 

für technologische 
Schwerpunkt- 
programme 4 ) 

zusammen 

1970 

63,9 


63,9 

398,7 

187,7 

1971 

81,1 


81,1 

452,6 

208,0 

1972 

90,8 

22,0 

112,8 

474,2 

239,0 

1973 

97,7 

31,0 

128,7 

88,6 2 ) 

212,4 

1974 i 

107,9 

49,0 

156,9 

655,0 2 ) 

195,5 

1975 

129,0 b 

70,0 J ) 

199,0 x ) 

682,8 

248,5 

insgesamt 

570,4 

172,0 

742,4 

2 751,9 

1 291,1 


A ) Soll-Betrag 

2 ) 1973 wurden die Programme erst im November geöffnet, so daß die für 1973 bereitgestellten ERP-Mittel größten- 
teils erst 1974 in Anspruch genommen wurden. 

3 ) Die Zahlen enthalten auch die von den Kreditgarantiegemeinschaften übernommenen Bürgschaften und die von 
den Beteiligungsgarantiegemeinschaften gegebenen Garantien, die auf Hilfen der öffentlichen Hand beruhen (Ein- 
zelheiten vgl. Tabelle 23). 

4 ) Mittel aus den Förderungsprogrammen des Bundesministers für Forschung und Technologie, soweit sie Unterneh- 
men mit einem Jahresumsatz bis 100 Millionen DM als industriellen Erstempfängern oder Forschungsvereinigun- 
gen und Instituten der industriellen Gemeinschaftsforschung gewährt wurden. 

5 ) Einzelheiten vgl. Tabelle 18 
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gerung sind im Verlauf der vergangenen fünf Jahre 
ausgebaut und den veränderten Erfordernissen an- 
gepaßt worden. Einzelheiten werden unter Ab- 
schnitt II dargestelit. 

Durch die Bereitstellung zinsgünstiger langfristiger 
ERP-Kredite wurde mittelständischen Unternehmen 
geholfen, finanzielle Schwierigkeiten bei der Durch- 
führung wichtiger Investitionsvorhaben zu überwin- 
den. Die Nachfrage nach diesen ERP-Krediten war 
in den Jahren von 1970 bis 1975 sehr groß. Bei eini- 
gen Programmen überstieg die Nachfrage zeitweise 
die vorhandenen Kreditmittel. Einzelheiten über die 
Entwicklung der ERP-Kredite und der Gewährlei- 
stungen enthält Abschnitt III. 

Innerhalb einer Zeitspanne von nur fünf Jahren 
wurden die aus Haushaltsmitteln gegebenen Forde- 
rungsbeträge mehr als verdreifacht, die ERP-Mittel 

— konjunkturbedingte Verzögerungen bei der Mit- 
telfreigabe außer acht gelassen — um rd. 70 °/o auf- 
gestockt und die Gewährleistungssumme 1975 im 
Vergleich zu 1970 um fast ein Drittel ausgeweitet 
(die geringere Inanspruchnahme der Gewährleistun- 
gen in den Jahren 1973 und 1974 ist eine Folge der 
nachlassenden Investitionstätigkeit) . 

Die Veränderung der Rahmenbedingungen hat die 
Lage der kleinen und mittleren Unternehmen in den 
vergangenen Jahren ebenfalls verbessert. Beispiele 
dafür sind die Kartellgesetznovelle, die Erholung 
der Freibeträge im Zuge der Gewerbesteuer-, der 
Vermögensteuer- und der Einkommensteuerreform, 
die Vereinfachung der Voraussetzungen für die In- 
anspruchnahme steuerlicher Vergünstigungen sowie 
die Öffnung der Rentenversicherung für Selbstän- 
dige. über die Aktivitäten der Bundesregierung zu- 
gunsten kleiner und mittlerer Unternehmen im Be- 
reich der Rahmenbedignungen wird im einzelnen 
unter Abschnitt IV berichtet. 

Das Aktionsprogramm 1970 gab keine lückenlose 
Aufzählung aller Hilfen, die mittelständischen Un- 
ternehmen gewährt werden. Zusätzlich zu dem im 
einzelnen in den Abschnitten II — IV dargestellten 
Maßnahmen partizipieren kleine und mittlere Un- 
ternehmen in erheblichem Maße z. B. auch an fol- 
genden Förderungsprogrammen der Bundesregie- 
rung: 

— Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" wur- 
den von 1972 bis 1975 12 748 Vorhaben gefördert, 
die Investitionen bis zu 1 Million DM umfaßten. 
Diese Vorhaben können im wesentlichen dem 
gewerblichen Mittelstand zugerechnet werden. Es 
wurden damit Investitionen von rd. 4 Mrd. DM 
ausgelöst, für die rd. 341 Millionen DM Investi- 
tionszuschüsse aus der Gemeinschaftsaufgabe 
bzw. Investitionszulagen nach dem Investitions- 
zulagengesetz bereitgestellt wurden. Hinzu ka- 
men im gleichen Zeitraum 131 Millionen DM aus 
der Gemeinschaftsaufgabe für die Errichtung 
oder den Ausbau von Ausbildungs-, Fortbil- 
dungs- und Umschulungsstätten, mit denen 159 
Vorhaben mit einem Investitionsvolumen von 
384 Millionen DM gefördert wurden. 


— Mit dem 1974 angelaufenen „Schwerpunktpro- 
gramm zur Förderung überbetrieblicher Ausbil- 
dungsstätten" soll insbesondere im Bereich der 
kleinen und mittleren Unternehmen eine voll- 
wertige Berufsausbildung gesichert werden. Rd. 

1 1 000 Werkstatt- und 3 000 sonstige Plätze so- 
wie rd. 600 Plätze in Internaten konnten begon- 
nen oder fertiggestellt werden. Insgesamt wur- 
den im Rahmen dieses Programms in den Jahren 
1974 und 1975 Bundesmittel in Höhe von 186,8 
Millionen DM zugesagt. Anträge für weitere 
300 Millionen DM liegen vor. Fast 90% der Be- 
willigungen sind Trägern von überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten aus dem Handwerksbereich 
zugute gekommen. 1975 wurden erstmals auch 
Zuschüsse zu den laufenden Kosten von über- 
betrieblichen Ausbildungsstätten gewährt. 

— In den Jahren 1970 bis 1975 hat die Bundesre- 
gierung zur Förderung der Beteiligung deutscher 
Unternehmen an Auslandsmessen finanzielle 
Mittel in Höhe von ca. 89 Millionen DM bereit- 
gestellt. Einer ständig wachsenden Zahl kleiner 
und mittlerer Unternehmen ist dadurch die Teil- 
nahme an ausländischen Messen und Ausstel- 
lungen erleichtert und die Erschließung neuer 
Arbeitsmärkte ermöglicht worden. Diese Förde- 
rungsmaßnahmen werden ergänzt durch die Ak- 
tivitäten der von der Bundesregierung finanzier- 
ten Bundesstelle für Außenhandelsinformation 
und der deutschen Auslandshandelskammern, für 
die die Bundesregierung im Zeitraum von 1970 
bis 1975 ca. 41 Millionen DM zur Verfügung ge- 
stellt hat. Die Dienstleistungen, die die genann- 
ten Einrichtungen anbieten, reichen von der ge- 
nerellen Information über konjunkturelle Ent- 
wicklungen in den einzelnen Ländern, handels- 
politische Fragen, Märkte usw. bis zur gezielten 
rechtlichen und wirtschaftlichen Beratung im Ein- 
zelfall, die die Auslandshandelskammern leisten. 
Den kleinen und mittleren Unternehmen, die 
kaum über eigene Informationsquellen verfügen, 
wird auch auf diese Weise die Anbahnung ge- 
schäftlicher Kontakte auf Auslandsmärkten er- 
leichtert, 

— Für Zwecke der gemeinschaftlichen Werbung der 
deutschen Messen und Ausstellungen im Aus- 
land wurden von 1970 bis 1975 Zuschüsse von 
rd. 1 Million DM aus Förderungsmitteln des 
Bundes, gegeben. Diese Maßnahme trägt dazu bei, 
daß ausländischen Abnehmern und Lieferanten 
auch solche Fachmessen und Ausstellungen be- 
kannt werden, auf denen vor allem mittelstän- 
dische Unternehmer ihre Erzeugnisse ausstellen 
oder die vornehmlich von diesen Unternehmern 
besucht werden. Sie hilft somit kleinen und mitt- 
leren Unternehmern, geschäftliche Verbindungen 
mit ausländischen Unternehmen anzubahnen. 

— Durch die mit Bundesmitteln geförderte Frem- 
denverkehrswerbung im Ausland wird der gro- 
ßen Bedeutung ausländischer Touristen für die 
deutsche Fremdenverkehrswirtschaft Rechnung 
getragen. Die Bundesregierung stellte der Deut- 
schen Zentrale für Tourismus in der Zeit von 
1970 bis 1975 für ihre Fremdenverkehrswerbung 
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im Ausland fast 80 Millionen DM zur Verfügung. 
Bei der ausgeprägten mittelständischen Struktur 
des Fremdenverkehrsgewerbes kam auch diese 
Förderungsmaßnahme vor allem kleinen und 
mittleren Unternehmen des Fremdenverkehrsge- 
werbes zugute. 

Die Länder stellen ebenfalls erhebliche Mittel für 
die Mittelstandsförderung bereit, so daß die Pro- 
gramme des Bundes zur Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen in der gewerblichen Wirt- 
schaft nur einen — wenn auch großen — Teil des 
gesamten Förderungsvolumens für die mittelstän- 
dische Wirtschaft wiedergeben. 


II. Maßnahmen zur Leistungssteigerung ’) 

Mit den aus Haushaltsmitteln des Bundes für die 
Jahre 1970 bis 1975 bereitgestellten Beträgen wur- 
den zahlreiche Maßnahmen zur Leistungssteigerung 
kleiner und mittlerer Unternehmen gefördert. Der 
Maßnahmenkatalog umfaßte Hilfen zur Verbesse- 
rung der Unternehmensführungsqualität (Unterneh- 
mensberatung, Unternehmer- und Führungskräfte- 
schulung, Kooperation) sowie die Förderung von 
Forschung, Entwicklung und Innovation im mittel- 
ständischen Bereich. 

In die Förderungsprogramme waren kleine und 
mittlere Unternehmen aller Wirtschaftszweige ein- 
bezogen. Mittel erhielten auch wissenschaftliche In- 
stitutionen zur Erforschung von Problemen der mit- 
telständischen Wirtschaft. Rd. 62 % der bereitge- 
stellten Förderungsmittel entfielen auf Maßnahmen 
zur Unterstützung der technisch-wirtschaftlichen 
Forschung und Entwicklung sowie der Innovation. 
Tabelle 17 gibt einen Überblick über die Entwick- 
lung der zur Förderung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen in der Zeit von 1970 bis 1975 eingesetzten 
Haushaltsmittel des Bundes. 


9 Detaillierte Darstellungen enthalten u. a. 

— die in zweijährigem Turnus vom Bundesminister 
für Wirtschaft herausgegebenen Berichte über Ge- 
werbeförderungsmaßnahmen des Bundes für das 
Handwerk sowie für kleine und mittlere Unterneh- 
men der Industrie, des Verkehrsgewerbes und son- 
stiger Gewerbe (sie liegen vor für die Jahre 
1968/69, 1970/71 und 1972/73) 

— die Jahresberichte des Rationalisierungs-Kurato- 
riums der Deutschen Wirtschaft e. V. — RKW — 
(jeweils veröffentlicht in der Zeitschrift „Rationali- 
sierung") 

— der halbjährlich erscheinende Forschungsbericht der 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver- 
einigungen — AIF — und die vom Bundesminister 
für Wirtschaft jährlich erstellte Übersicht über die 
geförderten Forschungsvorhaben 

— die jährlichen Übersichten des Bundesministers für 
Wirtschaft über den „Stand des Programms zur 
Förderung von technologischen Erstinnovationen" 
(BMWi-Tagesnachrichten Nr. 7179 vom 3. Februar 
1976) 

— die Bundesforschungsberichte 

— der jährlich vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie herausgegebene Forschungsförderungs- 
katalog 


1. Förderung von Rationalisierung, Forschung, 
Entwicklung und Innovation 

In diesem Bereich waren die Förderungsmaßnah- 
men in den vergangenen Jahren darauf abgestellt, 
kleine und mittlere Unternehmen dabei zu unter- 
stützen, neue wirtschaftswissenschaftliche und tech- 
nische Erkenntnisse für ihre Betriebe nutzbar zu 
machen. Dadurch sollten diese Unternehmen mehr 
als bisher an Rationalisierung, Forschung, Entwick- 
lung und Innovation aktiv teilhaben. 

In den Jahren von 1970 bis 1975 sind für die vor- 
genannten Zwecke folgende Haushaltsmittel des 
Bundes eingesetzt worden: 


in Millionen DM 
(Ist-Beträge) 


1970 

39,1 

1971 

48,5 

1972 

75,7 2 ) 

1973 

86,9 2 ) 

1974 

111.1*) 

1975 9 

145,1 2 ) 

insgesamt 

506,4 


Von diesen 506 Millionen DM floß in den Jahren 
1970 bis 1975 der überwiegende Teil (rd. 226 Mil- 
lionen DM) in die naturwissenschaftlich-technische 
Forschung bzw. wurde für die industrielle Gemein- 
schaftsforschung verwendet. Im Rahmen der tech- 
nologischen Schwerpunktprogramme erhielten 
kleine und mittlere Unternehmen in den Jahren von 
1972 bis 1975 rd. 172 Millionen DM an Förderungs- 
mitteln. 

Für die Forschung und Entwicklung insbesondere 
kleiner und mittlerer Unternehmen der Berliner 
Industrie standen rd. 25 Millionen DM, für die För- 
derung von Erstinnovationen rd. 27 Millionen DM 
und für Maßnahmen der Rationalisierung sowie der 
Typisierung und Gütesicherung von Erzeugnissen 
(die für mittelständische Hersteller von Bedeutung 
sind) rd. 16 Millionen DM zur Verfügung. 

Von 1970 bis 1975 sind die Zuwendungen für die 
vorgenannten Zwecke insgesamt auf mehr als das 
Vierfache angewachsen. Allein im letzten Jahr 
wurden die Mittel gegenüber den in 1974 abgeflos- 
senen Beträgen um rd. 30 % aufgestockt. Damit 
wurde auch beim Mittelansatz der zunehmenden 
Bedeutung, die Forschung, Entwicklung, Innovation 
und Rationalisierung für die kleinen und mittleren 
Unternehmen im produzierenden Bereich haben, 
Rechnung getragen. 


9 Soll-Betrag 

9 Die Zahlen berücksichtigen auch die im Rahmen der 
technologischen Schwerpunktprogramme für kleine 
und mittlere Unternehmen eingesetzten Förderungs- 
mittel 
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Tabelle 17 


Haushaltsmittel des Bundes zur Förderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen 

Ist-Beträge in Millionen DM 


1 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 b 

zu- 

sammen 

Handwerk 

15,0 

5,3 

21,3 

5,2 

23,3 

7,1 

26,4 

27,5 

9,7 

32,0 

145,5 

Handel 

7,9 

10,8 

46,0 

Hotel- und Gaststättengewerbe . . 

0,7 

0,8 

1,2 

1,4 

1,9 

2,4 

8,4 

Beratung in Industrie, Verkehr 
und sonstigem Gewerbe 

0,9 

IT 

1,3 

1,4 

1,7 

1,9 

8,3 

Mittelstandsforschung 

0,6 

0,7 

0,8 

0,7 

0,7 

0,9 

4,4 

technisch- wirtschaftliche For- 
schung und Entwicklung 
(industrielle Gemeinschafts- 
forschung) 

26,8 

35,3 

35,9 

37,3 

43,6 

47,0 

225,9 

technologische Innovation 

(Erstinnovation) 



3,9 

7,3 

6,0 

10,0 

27,2 

Forschung und Entwicklung der 
Berliner Industrie 

3,9 

3,7 

5,3 

3,0 

2,7 

6,2 

24,8 

technologische Schwerpunktpro- 
gramme 2 ) 



22,0 

11,1 

31,0 

49,0 

12,8 

70.0 

16.1 

172,0 

73,9 

Förderung der Produktivität . . . . ! 

10,4 

12,3 

11,2 

Förderung der Normung und Gü- 
tekennzeichnung ! 

0,3 

0,7 

0,9 

1,1 

1,3 

1,7 

6,0 

insgesamt . . . 

63,9 

81,1 

112,8 

128,7 

156,9 

199,0 

742,4 

Förderung der Fremdenverkehrs- 
werbung im Ausland durch die 
Deutsche Zentrale für Touris- 
mus 

11,0 

11,4 

11,9 

13,8 

15,1 

17,0 

80,2 



b Soll-Beträge 

2 ) Mittel aus den Förderungsprogrammen des Bundesministers für Forschung und Technologie, soweit sie Unter- 
nehmen mit einem Jahresumsatz bis 100 Millionen DM als industriellen Erstempfängern oder Forschungsvereini- 
gungen und Instituten der industriellen Gemeinschaftsforschung gewährt wurden. 


Für die wirtschaftswissenschaftliche Forschung im 
mittelständischen Bereich und ihre praxisnahe An- 
wendung standen in den vergangenen sechs Jah- 
ren rd. 40 Millionen DM zur Verfügung. 

1.1. Rationalisierung, naturwissenschaftlich-technische 
Forschung, Entwicklung und Innovation 
(1970 bis 1975 b = 466,2 Millionen DM) 

Mit den hierfür bereitgestellten Haushaltsmitteln 
wurden bereits bestehende technische Forschungs- 
und Entwicklungseinrichtungen ausgebaut sowie 
neue errichtet und die industrielle Gemeinschafts- 
forschung gefördert. Außerdem konnten zahlreiche 


b 1975: Soll-Betrag 


Einzel- und Gemeinschaftsforschungsprojekte — 
auch im Bereich neuartiger Technologien — durch- 
geführt werden. 

Die Bundesregierung gab insbesondere für folgende 
Maßnahmen Zuschüsse: 

— Die industrielle Gemeinschaftsforschung, die 
über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungsvereinigungen (AIF) erfolgt, wurde er- 
heblich ausgebaut. In den Jahren von 1970 bis 
1975 sind 1 495 Forschungsvorhaben bezuschußt 
worden. Damit ist die Zahl der Forschungsvor- 
haben gegenüber dem Zeitraum 1965 bis 1970 
um fast zwei Drittel (T64°/o) gestiegen. Der AIF 
gehören inzwischen 80 meist gemeinnützige 
Forschungsvereinigungen aus über 30 Branchen 
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an, die z. T. über eigene Forschungsinstitute ver- 
fügen. Die Vereinigungen unterstützen die For- 
schungsaktivitäten kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen. Um die notwendige private Initiative 
zu erhalten, werden staatliche Zuschüsse in der 
Regel nur dann gegeben, wenn die privaten For- 
schungsvereinigungen einen wesentlichen Anteil 
ihres Forschungsaufwandes selbst übernehmen. 

— Aufgrund der geographischen Lage und der 
Situation von Berlin sind kleine und mittlere 
Unternehmen der Berliner Industrie bei ihrer 
Forschungstätigkeit und bei ihren Anpassungs- 
maßnahmen an technisch-wirtschaftliche Wand- 
lungen besonderen Schwierigkeiten ausgesetzt. 
Deshalb wurden in den Jahren 1970 bis 1975 
technische Entwicklungsvorhaben dieser Unter- 
nehmen mit Haushaltsmitteln des Bundes finan- 
ziell nachhaltig unterstützt. Die Förderungshilfen 
von insgesamt 24,8 Millionen DM nahmen in 
erster Linie Unternehmen der elektrotechnischen 
und der feinmechanisch-optischen Industrie sowie 
des Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbaus in An- 
spruch. 

— Seit 1972 fördert die Bundesregierung technolo- 
gische Innovationen (Erstinnovationen) und 
hierzu erforderliche Entwicklungen, insbeson- 
dere kleiner und mittlerer Unternehmen. Dieses 
Programm steht grundsätzlich Unternehmen al- 
ler Branchen offen, deren Vorhaben nicht im 
Rahmen von technologischen Schwerpunktpro- 
grammen des Bundes gefördert werden können. 
Voraussetzung ist, daß es sich um technologisch 
neue, d. h. in der Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht wirtschaftlich verwertete Produkte 
und Verfahren handelt, die von wesentlicher 
Bedeutung für die Deckung des volkswirtschaft- 
lichen oder gesellschaftlichen Bedarfs sind und 
mittelfristig wirtschaftlichen Erfolg erwarten las- 
sen. überdies muß das Risiko für die Unterneh- 
men so hoch sein, daß die Vorhaben ohne öf- 
fentliche Hilfe nicht oder nur mit erheblicher 
Verzögerung realisiert werden könnten. Insge- 
samt wurden von 1972 bis 1975 zur Förderung 
von Erstinnovationen bei 81 Projekten rd. 27,2 
Millionen DM zur Verfügung gestellt. Die ersten 
Rückzahlungen aus wirtschaftlich erfolgreichen 
Erstinnovationen haben bereits eingesetzt. 

— Im Juni 1975 haben Unternehmen der deutschen 
Kreditwirtschaft auf Initiative der Bundesregie- 
rung die Wagnisfinanzierungs-Gesellschaft mbLI 
(WFG), Frankfurt/Main, gegründet. Das Stamm- 
kapital der WFG beträgt für die Anlaufzeit 10 
Millionen DM; je nach Geschäftsbedarf ist eine 
Erhöhung bis auf 50 Millionen DM vorgesehen. 
Die Bundesregierung fördert die WFG durch eine 
Verlustübernahme in Höhe von 75 % der Ver- 
luste, maximal 50 Millionen DM. Die WFG un- 
terstützt Unternehmen bei der Durchführung 
erfolgversprechender technischer Innovations- 
vorhaben durch Bereitstellung von haftendem 
Kapital und von Managementberatung, sofern 
der für diese Investitionen notwendige Kapital- 
aufwand und die erforderliche Management- 
erfahrung die Möglichkeiten dieser Unterneh- 


men übersteigen. Nach erfolgreichem Abschluß 
der Innovation soll die WFG ihre Beteiligung 
veräußern, wobei das die Innovation durchfüh- 
rende Unternehmen ein Vorkaufsrecht hat. Die 
WFG trägt dazu bei, daß die Innovationsbereit- 
schaft insbesondere kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen wächst. 

— Im Rahmen bestimmter Schwerpunktprogramme 
wurden technologische Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben gefördert. Die direkt an kleine 
und mittlere Unternehmen geflossenen Förde- 
rungsmittel wurden im Zeitraum 1972 bis 1975 
verstärkt. Förderungsmittel erhielten vornehm- 
lich private technisch-wissenschaftliche Labora- 
torien und Institute, dienstleistungsorientierte 
Soft-Ware-DV-Unternehmen sowie Unterneh- 
men der Branchen Feinmechanik und Optik, Ma- 
schinenbau und Elektrotechnik. Schwerpunkte 
der Förderung waren vor allem solche technolo- 
gischen Schlüsselbereiche, in denen ein großes 
Entwicklungsrisiko und ein hoher Entwicklungs- 
aufwand vorliegen. 

— Das Rationalisierungs-Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft e. V. (RKW), Frankfurt/Main, rich- 
tete im Schwerpunktbereich „Neue Rationalisie- 
rungsmöglichkeiten" in den vergangenen Jahren 
seine Arbeiten insbesondere darauf aus, neue 
Untersuchungsvorhaben auf dem Gebiet der 
organisatorischen und technischen Rationalisie- 
rung anzuregen und ihre Durchführung zu be- 
treuen. Außerdem nahm die Sammlung und 
praxisgerechte Aufbereitung von neuem und 
erprobtem Rationalisierungswissen in Form von 
Richtlinien, Fachberichten, Kompendien, Leitfä- 
den und Merkblättern einen breiten Raum ein. 
Dieses Informationsmaterial wurde insbesondere 
von industriellen Klein- und Mittelbetrieben 
nachgefragt, über weitere Tätigkeiten des RKW 
(z. B. Seminarveranstaltungen, Schulungen, Ko- 
operationsbörsen) wird an anderen Stellen be- 
richtet. 

— Auch die besonders für kleine und mittlere Un- 
ternehmen bedeutsame Förderung des Normen- 
wesens über das Deutsche Institut für Normung 
e. V. (DIN), Berlin, insbesondere auf dem Ge- 
biet der Rationalisierung und Typisierung von 
Erzeugnissen, wurde erheblich verstärkt. 

— Die gleichfalls geförderte Gütesicherung durch 
Gütekennzeichnung und Qualitätssicherung im 
RAL (Ausschuß für Lieferbedingungen und Güte- 
sicherung e. V., Frankfurt/Main) gewann für die 
mittelständische Wirtschaft zunehmend an Be- 
deutung, da sie ein Äquivalent für die sonst mit 
hohen Kosten verbundene Entwicklung von Mar- 
kenwaren ist. Sie gewährleistet dem Verbrau- 
cher ein besonderes Güteniveau der gekenn- 
zeichneten Produkte. 

Die vorgenannten Maßnahmen haben wesentlich 
dazu beigetragen, daß kleine und mittlere Unter- 
nehmen ihre spezifischen Vorteile besser erkennen 
und nutzen konnten. Einer großen Zahl von ihnen 
wurde geholfen, Rationalisierungslücken zu schlie- 
ßen und die für ihre weitere betriebliche Entwick- 
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lung notwendige Forschung zu betreiben. Ein Teil 
des latent vorhandenen, bisher jedoch unzureichend 
genutzten technologischen Innovationspotentials 
konnte mit Hilfe der Förderungsmaßnahmen akti- 
viert und damit der Volkswirtschaft nutzbar ge- 
macht werden. Die Nachfrage nach den angebotenen 
Leistungen hat steigende Tendenz. 

1.2. Erarbeitung und Anwendung praxisnaher 

wirtschafts-wissenschaftlicher Forschungsergebnisse 
(1970 bis 1975 9 = 40,2 Millionen DM) 

Mit praxisnaher mittelstandsrelevanter Forschung 
befaßt sich eine Reihe von Instituten, die in den 
Jahren 1970 bis 1975 mit Bundesmitteln gefördert 
oder denen von Fall zu Fall bestimmte Forschungs- 
projekte übertragen wurden. 

Folgende Institute wurden mit Bundesmitteln ge- 
fördert: 

— die im Deutschen Handwerksinstitut e. V. (DHI), 
München, zusammengefaßten Fachinstitute (z. Z. 
sieben Fachinstitute), deren Aufgabe es ist, für 
das Handwerk relevante Untersuchungen durch- 
zuführen, diese Ergebnisse sowie die anderer 
Institutionen in eine praxisgerechte Form um- 
zusetzen und in die Handwerkswirtschaft einzu- 
führen 

— die Forschungsstelle für den Handel (FfH), Ber- 
lin, die insbesondere Betriebsvergleiche durch- 
führt und darüber hinaus Strukturprobleme des 
Handels untersucht 

— das RKW (Rationalisierungs-Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft e.V., Frankfurt/Main) als 
Träger von Untersuchungsvorhaben, in denen 
vorwiegend Probleme kleiner und mittlerer In- 
dustrieunternehmen behandelt werden 

— das Institut für Mittelstandsforschung (IfM) mit 
den beiden Gruppen in Köln und Bonn, das in 
eigener Verantwortung Problemstellungen der 
kleinen und mittleren Unternehmen aus allen 
Wirtschaftsbereichen untersucht. 

Die Arbeitsergebnisse dieser Institute und die von 
ihnen gewährte sachverständige Unterstützung, z. B. 
bei der Lösung betriebswirtschaftlicher, technischer 
und rechtlicher Probleme, bieten den Organisatio- 
nen und Unternehmen der Wirtschaft sowie vor 
allem den Beratungsstellen wichtige Arbeits- und 
Entscheidungshilfen. 

2. Förderung von Beratung, Information und 
Kooperation 

Aufgrund ihrer Betriebsgröße können mittlere und 
vor allem kleine Unternehmen auf Veränderungen 
im allgemeinen flexibler als Großunternehmen rea- 
gieren. Das setzt allerdings voraus, daß auch mittel- 
ständische Unternehmen Wandlungen am Markt 
rechtzeitig erkennen und über ein den modernen 
wirtschaftlichen Erfordernissen entsprechendes In- 
strumentarium verfügen. Beratungs- und Informa- 
tionseinrichtungen sind kleinen und mittleren Un- 
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ternehmen dabei eine wertvolle Hilfe. In der Praxis 
fehlt es jedoch vielfach an der notwendigen Bereit- 
schaft, solche Hilfen in Anspruch zu nehmen. Ebenso 
besteht noch immer in weiten Kreisen der mittel- 
ständischen Wirtschaft eine relativ starke Zurück- 
haltung gegenüber der Kooperation als Mittel zur 
Lösung struktureller Probleme. 

Maßnahmen, durch die der Informationsstand dieser 
Unternehmen verbessert wird sowie die Förderung 
der individuellen Unternehmensberatung und des 
kooperativen Handels sind deshalb in den vergan- 
genen Jahren ein Kernstück des Aktionsprogramms 
zur Leistungssteigerung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen gewesen. 

Für diese Zwecke wurden — wie im Aktionspro- 
gramm von 1970 angekündigt — von Jahr zu Jahr 
steigende Haushaltsmittel eingesetzt. 

in Millionen DM 
(Ist-Beträge) 


1970 

16,0 

1971 

19,0 

1972 

22,4 

1973 

25,7 

1974 

28,3 

1975 9 

37,7 


insgesamt 149,1 


Von diesen fast 150 Millionen DM entfielen allein 
rund 92 Millionen DM auf Maßnahmen zur Förde- 
rung der Unternehmensberatung, rund 40 Millio- 
nen DM auf Maßnahmen zur Verbesserung der In- 
formation und rund 18 Millionen DM auf die Koope- 
rationsförderung. Gegenüber 1970 wurden 1975 die 
Mittel sowohl für Beratung als auch für Information 
verdoppelt; die Mittel zur Förderung der Koopera- 
tion stiegen sogar noch stärker. 

2.1. Beratungsförderung (1970 bis 1975 0 
= 92,0 Millionen DM) 

In den vergangenen sechs Jahren wurde in allen 
Bereichen der gewerblichen Wirtschaft die Unter- 
nehmensberatung weiter ausgebaut, um die stei- 
gende Nachfrage nach Beratungsleistungen befriedi- 
gen zu können. So erhöhte sich die Zahl der Berater, 
die Beratungsorganisationen intensivierten die Be- 
ratungsausbildung, und schließlich wurde der mate- 
rielle Rahmen der Beratungsleistungen erweitert 
(z. B. zusätzliche EDV- und Kooperationsberatun- 
gen). 

Die Entwicklung dieser Förderungsmaßnahmen wird 
an folgendem sichtbar: 

— Im Handwerk waren 1975 durchschnittlich 218 
Berater tätig. Die Zahl hat sich seit 1970 um rd. 
29 °/o erhöht. 1974 entfielen auf etwa 3 800 Hand- 
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werksbetriebe ein betriebswirtschaftlicher Bera- 
ter und auf rd. 11 200 Handwerksbetriebe ein 
technischer Berater. Seit 1974 können sich die 
Unternehmen des Handwerks auch durch freie 
Berater oder Beratungsunternehmen beraten las- 
sen. 1975 wurden zur Verbilligung solcher Bera- 
tungen rd. 650 000 DM bewilligt. 

Von 1970 bis einschließlich 1975 wurden im 
Handwerk von Organisationsangehörigen Bera- 
tern rd. 247 000 individuelle mit Bundesmitteln 
verbilligte Beratungen durchgeführt, d. h. im 
Durchschnitt der letzten sechs Jahre konnten rd. 
41 000 Unternehmen jährlich beraten werden. 
Sowohl Kurzberatungen als auch Beratungen von 
mehreren Tagen wurden in Anspruch genommen. 
Die Tendenz geht eindeutig zur intensiveren und 
somit längerdauernden umfassenderen Beratung. 
Die Schwerpunkte der Beratungsthemen lagen 
bei Finanzierungsfragen und Fragen des Rech- 
nungswesens. In etwa 25 °/o aller Fälle umfaßte 
die Beratung alle Betriebsprobleme. Der Anteil 
Wiederholungsberatungen nahm zu. 

— • Im Handel und im Hotel- und Gaststättenge- 
werbe gewährt der Bund Verbilligungszuschüsse 
für mehrtägige Intensivberatungen. Betriebsbe- 
gehungen und Kurzberatungen bis zu zwei Tagen 
werden in diesem Wirtschaftsbereich von den 
Ländern gefördert. 

Die mehrtägigen Unternehmensberatungen stie- 
gen im Handel in den vergangenen Jahren um 
insgesamt rd. 15°/o an. Die durchschnittliche Be- 
ratungsdauer lag zwischen drei und acht Tage- 
werken. 

Einzel- und Großhandel verfügen heute über 
18 organisationseigene Beratungsstellen. Ferner 
nehmen ca. 80 freie Unternehmensberater und 
-beratungsgesellschaften an dem Förderungspro- 
gramm der Bundesregierung für den Handel teil. 
Die Förderungsbedingungen wurden seit 1970 
mehrfach den geänderten wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen angepaßt. 

Die Zuschüsse des Bundes für Unternehmens- 
beratungen im Hotel- und Gaststättengewerbe 
stiegen von 1970 bis 1975 um mehr als das Vier- 
fache. Organisationseigene Beratungseinrichtun- 
gen und freie Berater führten in den vergange- 
nen Jahren in zunehmendem Maße verbilligte 
Beratungen durch. 

— Industrie- und Handelskammern sowie die Fach- 
organisationen der Industrie, des Verkehrsge- 
werbes und des sonstigen Gewerbes vermitteln 
kleinen und mittleren Unternehmen Informa- 
tions-, Beratungs- und Rationalisierungshilfen, 
für die die Bundesregierung Zuwendungen ge- 
währt. Im Jahre 1974 konnten damit etwa 2 100 
Betriebsbegehungen und Unternehmensberatun- 
gen mit insgesamt 4 300 Beratertagewerken ver- 
billigt werden. Gegenüber 1970 haben diese ge- 
förderten Beratungsleistungen — gemessen an 
der Zahl der Tagewerke — um rd. 31 °/o zuge- 
nommen. 

— * Die von Bund und Ländern zu gleichen Teilen 
bezuschußten Unternehmensberatungen des 


RKW-Beratungsdienstes stiegen von 1 368 im 
Jahr 1970 um ein Drittel auf 1 824 in 1975. Die 
durchschnittliche Dauer der Beratungen lag zwi- 
schen fünf und sechs Tagewerken. Zur Durchfüh- 
rung dieser verbilligten Beratungen setzte der 
RKW-Beratungsdienst freiberufliche Berater bzw. 
Beratungsgesellschaften ein. Die Förderungs- 
konditionen wurden im Verlauf der Jahre mehr- 
fach der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt. 
Seit 1974 können die Unternehmen zusätzlich zur 
allgemeinen Betriebsberatung eine verbilligte 
EDV- oder Kooperationsberatung in Anspruch 
nehmen. Dieses Zusatzangebot ist 1975 um die 
Investitionsberatung im Falle der Inanspruch- 
nahme eines öffentlichen Kredites erweitert wor- 
den, um mittelständische Unternehmen bei ihren 
Entscheidungen über die Verwendung dieser 
Mittel beratend zu unterstützen. 

— Die gruppenwirtschaftlichen Untersuchungen, die 
von RKW und Fachverband gemeinsam getragen 
und von Bund, Ländern und teilnehmenden Un- 
ternehmen finanziert werden, haben sich als ein 
geeignetes Instrument erwiesen, um in Branchen 
mit besonderen Strukturproblemen die Situation 
des Marktes und der Unternehmen zu analysie- 
ren. Solche Strukturanalysen wurden in den ver- 
gangenen Jahren z. B. für das Braugewerbe, die 
Garnindustrie, die Werkzeugindustrie, die Por- 
zellan- und die Gablonzer-Industrie sowie für 
NE-Gießereien durchgeführt. Die Ergebnisse die- 
ser gruppenwirtschaftlichen Untersuchungen 
stellten die Verbandsorganisationen in Unterneh- 
merkolloquien zur Diskussion. Es wurden Ar- 
beitskreise eingerichtet, die sich mit den offen- 
gelegten Schwachstellen und den vorgeschlage- 
nen Verbesserungsmaßnahmen inner-, zwischen- 
und überbetrieblicher Art auseinandersetzten 
und daraus Folgerungen für die betriebliche Pra- 
xis ableiteten. 

— Entsprechend den gestiegenen Leistungsanforde- 
rungen an die mittelständischen Unternehmen 
sind auch die Anforderungen an eine branchen- 
spezifische Fachberatung gewachsen. Um die von 
den Beratungsorganisationen in allen Wirt- 
schaftsbereichen betriebene Aus- und Weiterbil- 
dung von Unternehmensberatern zu fördern, hat 
die Bundesregierung hierfür in den vergangenen 
Jahren fast 7 Millionen DM zur Verfügung ge- 
stellt. 

Die positiven Wirkungen der Unternehmensbera- 
tung auf Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit klei- 
ner und mittlerer Unternehmen sind sowohl nach 
Aussage der beratenden Unternehmen als auch nach 
dem Urteil von Fachleuten unbestritten. In den ver- 
gangenen Jahren wurde im Handwerk, in der Indu- 
strie, im Verkehrsgewerbe und in den sonstigen 
Gewerbebereichen eine systematische Erfolgsaus- 
wertung von Beratungsberichten vorgenommen. 
Weiterhin werden bei den beratenen Unternehmen 
regelmäßig oder in bestimmten Abständen Befra- 
gungen über den Erfolg der Beratungen durchge- 
führt, die relativ hohe Rücklaufquoten haben. So 
ergab z. B. eine vom RKW durchgeführte schriftliche 
Befragung der im Jahre 1973 beratenen Unterneh- 
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men eine Rücklaufquote von ca. 62 °/o. Rd. 75 % 
der befragten Unternehmen antworteten, daß die 
Beratung ihren Erwartungen voll bzw. größtenteils 
entsprochen hätte. 

Die Auswertungsergebnisse zeigen den Wert der 
individuellen Unternehmensberatung und geben 
den Beratungsorganisationen Aufschluß über die 
Schwachstellen bei mittelständischen Betrieben. Sie 
sind somit eine wichtige Grundlage für die Bera- 
tungsarbeit. Deutlich erkennbar war in den letzten 
Jahren ein zunehmender Trend zur wiederholten 
Inanspruchnahme von Beratungen. 

2 . 2 . Informationsförderung (1970 bis 1975 ^ 

= 39,5 Millionen DM) 

Im Vordergrund standen einmal Maßnahmen, durch 
die das Angebot an solchen Informationen verbes- 
sert wird, die speziell auf die Verhältnisse und den 
Bedarf kleiner und mittlerer Unternehmen zuge- 
schnitten sind. Zum anderen ging es in den Jahren 
von 1970 bis 1975 um eine stärkere Aktualisierung 
der Informationen. Um den Informationsstand der 
kleinen und mittleren Unternehmen qualitativ und 
quantitativ zu heben, hat die Bundesregierung so- 
wohl Informationseinrichtungen finanziell unter- 
stützt als auch Projekte gefördert, die diesem Ziel 
dienten. 

Art und Umfang der Förderungsmaßnahmen haben 
sich wie folgt entwickelt: 

— Im Handwerk gewinnt die Erstellung, Heraus- 
gabe und Vermittlung aktueller Informationen 
über wirtschaftspolitische Daten, die für die Dis- 
positionen der Handwerksunternehmer wichtig 
sind (z. B. über Rohstoffversorgung, Branchen- 
strukturen, voraussichtliche Entwicklungstenden- 
zen), zunehmende Bedeutung. Zur Wahrnehmung 
der sich daraus ergebenden Grundsatzarbeiten 
sowie der publizistischen Tätigkeit und Lehrtätig- 
keit in Seminaren und Erfahrungsaustauschver- 
anstaltungen bestehen bei den Zentralfachver- 
bänden des Handwerks fachliche Informations- 
stellen für Unternehmensführung. Die personelle 
Besetzung dieser Stellen wurde aufgrund des 
vergrößerten Aufgabenkataloges verstärkt. Zur 
Zeit sind dort etwa 50 mit Bundesmitteln geför- 
derte Berater/Fachkräfte tätig. 

— • Die Betriebsvergleiche des Instituts für Handels- 
forschung an der Universität zu Köln (IfH) und 
der Forschungsstelle für den Handel (FfH), Ber- 
lin, sind seit 1970 weiter ausgebaut und verfei- 
nert worden. Sie sind ein wesentliches Instru- 
ment zur Beobachtung betrieblicher Leistungs- 
daten sowie des Konjunkturverlaufs im Handel. 
Darüber hinaus sind sie vor allem in den letzten 
Jahren zu einer wichtigen Hilfe für die Unterneh- 
mensberatung und die Arbeit von Erfahrungsaus- 
tauschgruppen geworden. Die Betriebsvergleiche 
im Einzel- und Großhandel, für die in den ver- 
gangenen Jahren rd. 3,5 Millionen DM aus Bun- 
desmitteln zur Verfügung gestellt wurden, lie- 
fern Kennzahlen — auch im Periodenvergleich — 
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über Umsatzentwicklung, Personal- und Raum- 
leistungswerte, Lagerumschlaggeschwindigkeit, 
Kosten und Betriebsergebnisse. 1975 nahmen rd. 
1 1 700 Unternehmen des Groß- und Einzelhandels 
am Betriebsvergleich teil. 

— Im Handel sowie im Hotel- und Gaststättenge- 
werbe wurden in größerem Umfang (Schwer- 
punkt Einzelhandel) Veranstaltungen durchge- 
führt, durch die weite Kreise mit dem Wert und 
der praktischen Bedeutung der Rationalisierung 
bekanntgemacht werden konnten. Besonderes 
Gewicht lag in den vergangenen Jahren bei Vor- 
trägen und ein- bis zweitägigen Kursen, bei 
denen der Bund die Kosten bis zur Hälfte ge- 
tragen hat. Diese Veranstaltungen wurden in 
steigendem Maße von mittelständischen Unter- 
nehmern dieser Wirtschaftsbereiche in Anspruch 
genommen. 

— In 1975 wurde das Projekt „Betriebsinformatio- 
nen", das zum überwiegenden Teil mit Bundes- 
zuschüssen finanziert wurde, eingeführt. Es han- 
delt sich hierbei um von Beratungsstellen ent- 
wickelte breit gestreute schriftliche Beratungs- 
hilfen, die den kleinen und mittleren Handels- 
unternehmen praktische, unmittelbar umsetzbare 
„Rezepte" für bestimmte betriebswirtschaftliche 
Verhaltensweisen bieten. Bisher wurden an rd. 
170 000 Einzelhandelsunternehmen, rd. 97 000 
Großhandelsunternehmen und rd. 35 000 Han- 
delsvertreter- und Handelsmaklerunternehmen 
solche Betriebsinformationen versandt. 

— - Die Informationsarbeit des RKW wurde in den 
Jahren 1970 bis 1975 mit Bundesmitteln in Höhe 
von rd. 23 Millionen DM gefördert. Dadurch 
konnte das RKW seine Informationsarbeit weiter 
intensivieren. 

Sie erstreckt sich auf alle Fragen der Rationali- 
sierung und Produktivitätssteigerung. Informa- 
tionsblätter, die in regelmäßigen Zeitabständen 
erscheinen, und Einzelveröffentlichungen unter- 
richten die mittelständischen Unternehmen, ins- 
besondere der Industrie, über das aktuelle Ge- 
schehen auf dem Gebiet der Rationalisierung. 
Die Nachfrage nach diesem Informationsmaterial 
ist seit 1970 ständig gestiegen. So erhöhte sich 
beispielsweise die Anzahl der vom RKW ver- 
kauften Bücher und Broschüren von rd. 40 000 
Exemplaren in 1972 auf ca. 72 000 Exemplare in 
1974. Ebenso wird die Tätigkeit des RKW-Doku- 
mentationsdienstes Betriebswirtschaft sowie die 
RKW-Informationsleitstelle für die gewerbliche 
Wirtschaft in zunehmendem Maße in Anspruch 
genommen. Von der Informationsleitstelle wur- 
den in 1974 rd. 1 200 Anfragen betriebstechni- 
scher, betriebswirtschaftlicher und arbeitswissen- 
schaftlicher Art schriftlich beantwortet. 

Die Fachorganisationen und die Sozialpartner 
erarbeiteten Informations- und Schulungsmate- 
rial für die Kurs- und Seminararbeit in Fragen 
der Rationalisierung und der innerbetrieblichen 
Zusammenarbeit. Dieses Material wurde in Mo- 
dellseminaren getestet. In den letzten Jahren 
fanden dabei moderne Medien in verstärktem 
Maße Verwendung. 
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Durch diese Förderungsmaßnahmen wurde der In- 
formation sstand der mittelständischen Wirtschaft- 
in den letzten Jahren beträchtlich gehoben. 

über diese Förderungshilfen hinaus hat die Bundes- 
regierung im Dezember 1974 ein Mehr-Jahrespro- 
gramm zur Förderung der Information und Doku- 
mentation (IuD-Programm) verabschiedet. Ziel die- 
ses Programms ist es, durch den Aufbau von 16 
überregionalen Fachinformationssystemen (FIS) und 
die Förderung praxisnaher Informationsvermittlung 
und Beratung zur Leistungs- und Wettbewerbsfähig- 
keit der Wirtschaft, auch der mittleren und kleinen 
Unternehmen, beizutragen. 

2.3. Kooperationsförderung (1970 bis 1975 9 
= 17,6 Millionen DM) 

In den letzten Jahren hat es in der mittelständischen 
Wirtschaft noch immer Vorbehalte gegenüber zwi- 
schenbetrieblicher Zusammenarbeit gegeben. Es galt 
daher, diesen Hemmungen entgegenzuwirken. Es 
wurden Kontaktstellen für Kooperationsvorhaben 
geschaffen und die Unternehmen über die Möglich- 
keiten und Vorteile kooperativer Maßnahmen auf- 
geklärt. Mit der Novellierung des Kartellgesetzes 
im Jahre 1973 wurden die Kooperationsmöglichkei- 
ten für kleine und mittlere Unternehmen erweitert. 
Um diese Unternehmen über die dadurch gegebenen 
vielfältigen Kooperationsmöglichkeiten zu informie- 
ren, hat die Bundesregierung zwei Merkblätter zu 
den Kooperationserleichterungen des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen herausgegeben 
und im März 1976 die Neufassung der Kooperations- 
fibel veröffentlicht. Gleichzeitig hat sie in 1975 die 
Zuschüsse für Kooperationen kräftig angehoben. 

Gefördert wurden eine Reihe von Einrichtungen, vor 
allem des RKW, der Handwerksorganisationen und 
im Hotel- und Gaststättengewerbe, sowie Vorhaben, 
die der besseren Information der Unternehmer über 
Kooperationen durch Organisationen der Wirtschaft 
dienen. 

Im einzelnen handelte es sich um folgende Maßnah- 
men : 

— • Das Handwerk erhielt in der Zeit von 1970 bis 
1975 für Kooperationszwecke rd. 9 Millionen DM 
Bundeszuschüsse. Von diesen Förderungsmitteln 
wurden allein rd. 5 Millionen DM den EDV-Ge- 
meinschaftseinrichtungen, wie der DUO-Daten- 
verarbeitung und Organisation GmbH, Olden- 
burg (für Norddeutschland) und der ODAV — 
Ostbayerische Datenverarbeitung GmbH, Strau- 
bing (für Süddeutschland), zur Verfügung ge- 
stellt, die in den letzten Jahren zur Ausgliede- 
rung von Funktionen der Handwerksunterneh- 
men und der Handwerksorganisationen geschaf- 
fen wurden. Mit Hilfe dieser EDV-Zentren er- 
geben sich u. a. neue Möglichkeiten für den zwi- 
schenbetrieblichen Vergleich. Die Einrichtungen 
werden von den Handwerksunternehmen und 
-Organisationen in zunehmendem Maße in An- 
spruch genommen. Gegenüber 1972 haben diese 
EDV-Zentren ihre Geschäftstätigkeit etwa ver- 
doppelt. 
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Die zur Verbesserung der Reparatur- und Ser- 
viceleistungen von Unternehmen verschiedener 
Handwerksbranchen gemeinsam errichteten und 
vom Bund geförderten Gesellschaften sind in den 
letzten Jahren weiter vorgedrungen. Diese Repa- 
ratur- und Serviceunternehmen liegen einmal im 
Interesse einer besseren Bedarfsbefriedigung der 
Konsumenten. Zum anderen bieten sie den ko- 
operierenden Handwerksunternehmen den Vor- 
teil zentraler Disposition und Koordinierung im 
Sinne einer rationelleren Betriebsführung. 

Die Gründung von Generalunternehmen und Ar- 
beitsgemeinschaften für den Bau- und Ausbau- 
bereich entspricht der Notwendigkeit, den Bau- 
herrn schlüsselfertige Projekte anbieten zu müs- 
sen. Durch gemeinsame Gründung von General- 
unternehmen konnten kleine und mittlere Bau- 
unternehmen ihre Konkurrenzfähigkeit gegen- 
über den Großunternehmen in der Bauwirtschaft 
verbessern. 

Außerdem wurden etwa 70 Kooperationsleitstel- 
len für die Vorbereitung und Vermittlung von 
Zulieferungen und Dienstleistungen errichtet. 
Die dort tätigen Zulieferbeauftragten haben die 
Aufgabe, kooperationswillige Handwerksunter- 
nehmen im Hinblick auf ihre technische und wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit hin zu überprüfen. 
Dies ist Voraussetzung für die Aufnahme in den 
Katalog „Handwerk — Partner der Industrie". 
Der Katalog ist der einschlägigen Industrie zu- 
gänglich. Die Zulieferbeauftragten beraten die 
Unternehmen beim Abschluß und bei der Ab- 
wicklung von Aufträgen. 

Die Leistungsschauen des Handwerks auf Messen 
und Ausstellungen, für die in der Zeit von 1970 
bis 1975 rd. 5,4 Millionen DM Bundeszuschüsse 
gegeben wurden, gewinnen sowohl unter absatz- 
wirtschaftlichem als auch unter dem Aspekt, Nach- 
wuchskräfte für die Handwerksberufe zu inter- 
essieren, zunehmende Bedeutung. Die im Rah- 
men der Sonderschauen gezeigten „Lebenden 
Werkstätten" vermitteln insbesondere Jugend- 
lichen eine Vorstellung von Art und Umfang der 
Tätigkeiten in bestimmten Handwerksberufen. 
Auf der Internationalen Handwerksmesse in 
München werden jährlich etwa zehn Sonder- 
schauen veranstaltet, die aus Gewerbeförde- 
rungsmitteln des Bundes finanziell unterstützt 
werden. 1975 fanden z. B. Sonderschauen für das 
Kfz-Handwerk, das Fleischer- und Bäckerhand- 
werk sowie für die kunststoffverarbeitenden 
Handwerksunternehmen statt. In einer zentralen 
Informationsschau „Handwerk — Partner der 
Industrie" wurden die vielfältigen wirtschaft- 
lichen Bindungen zwischen diesen beiden Wirt- 
schaftsbereichen aufgezeigt. Außerdem veran- 
stalteten die Fachverbände mit finanzieller Hilfe 
des Bundes Sonder- und zentrale Leistungs- 
schauen auf Fachmessen, z. B. auf der Internatio- 
nalen Automobilausstellung und der Deutschen 
Bootsausstellung. Eine weitere Leistungsschau 
ist die ständige Exportschau des Handwerks in 
Nürnberg. Für alle diese Veranstaltungen stellte 
der Bund im Jahr 1975 über 40 % mehr Haus- 
haltsmittel bereit als 1970. 
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— Im Hotel- und Gaststättengewerbe wurde Anfang 
der 70er Jahre mit dem Aufbau einer Allgemei- 
nen Deutschen Zimmerreservierung (ADZ) be- 
gonnen, für die der Bund bis 1975 rd. 2,2 Millio- 
nen DM an Zuschüssen gewährte. Mit Hilfe die- 
ser Kooperationseinrichtung wird die Nachfrage 
der Touristen nach Unterkünften verstärkt zu 
kleinen und mittleren Unternehmen gelenkt und 
damit der Konzentration auf wenige Fremdenver- 
kehrsorte und große Unternehmen entgegenge- 
wirkt. Durch die Errichtung der ADZ wurde zu- 
gleich das Tätigkeitsfeld der kleinen und mitt- 
leren Reisebüros erweitert, die sich primär der 
Zimmervermittlung annehmen. 

Die ADZ vermittelte 1973 insgesamt fast 27 000, 
1974 rd. 96 000 und 1975 rd. 128 000 Übernach- 
tungen. Bisher sind 356 Beherbergungsbetriebe 
der ADZ angeschlossen. 

— Die vom RKW eingerichtete Kooperationsbörse 
hilft insbesondere kleinen und mittleren Unter- 
nehmen bei der Suche nach einem passenden 
Partner. In den vergangenen Jahren nahm die 
Tätigkeit dieser Einrichtung einen fühlbaren 
Aufschwung. Die Anzahl der jährlich veröffent- 
lichten Kooperationsgesuche stieg von 457 (1970) 
auf 663 (1974), die Anzahl der Interessentenzu- 
schriften von 1 533 (1970) auf 2 515 (1974). Die 
RKW-Kooperationsbörse arbeitet mit dem „Büro 
für Unternehmenskooperation bei der EG-Kom- 
mission" in Brüssel eng zusammen. 

Von 1970 bis 1975 brachte das RKW eine Reihe 
von Kooperationsleitfäden und Merkblättern 
heraus. Außerdem wurden Planspiele für Füh- 
rungskräfte erarbeitet. Sie veranschaulichen den 
kooperationsinteressierten Unternehmen die 
praktischen Möglichkeiten einer Kooperation in 
den einzelnen betrieblichen Funktionsbereichen. 

Von den Merkblättern über die Mittelstandsempfeh- 
lung und die Kooperationserleichterungen nach § 5 b 
GWB wurden über 25 000 Exemplare angefordert. 
Das deutet darauf hin, daß in Zukunft die Nachfrage 
nach Förderungshilfen für Kooperationsvorhaben 
weiter steigen und vielfältiger werden wird. 

Die bisherigen Erfahrungen lassen erkennen, daß 
das allgemeine Interesse kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen an der Kooperation gewachsen ist, daß 
den Unternehmen jedoch die verschiedenen Koope- 
rationsmöglichkeiten vielfach noch nicht genügend 
bekannt sind. 

3. Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
von Unternehmern und Mitarbeitern (1970 bis 
1975 1 ) = 86,9 Millionen DM) 

Das für die Wirtschaft notwendige qualifizierte Per- 
sonal steht nur dann in ausreichendem Maße zur 
Verfügung, wenn auch in kleinen und mittleren Un- 
ternehmen eine systematisch gestaltete berufliche 
Grundbildung, eine planmäßige berufliche Fachbil- 
dung und eine gezielte berufliche Weiterbildung ge- 
währleistet sind. Kleine und mittlere Unternehmen 
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besitzen vielfach nicht die notwendigen wirtschaft- 
lichen und technischen Voraussetzungen. Von 1970 
bis 1975 wurden deshalb überbetriebliche Einrichtun- 
gen zur Ergänzung und Vervollständigung des be- 
trieblichen Berufsbildungsangebots, der Auf- und 
Ausbau überbetrieblicher beruflicher Bildungsstät- 
ten, die Teilnahme an überbetrieblichen Berufsbil- 
dungsveranstaltungen, die Aus- und Weiterbildung 
von Ausbildungsberatern und auch die Manage- 
mentausbildung kleiner und mittlerer Unternehmen 
in steigendem Maße gefördert. Die nachstehende 
Übersicht zeigt die in den einzelnen Jahren einge- 
setzten Forderungsbeträge. 

in Millionen DM 
(Ist-Beträge) 


1970 

8,0 

1971 

13,6 

1972 

14,7 

1973 

16,1 

1974 

17,5 

1975 *) 

16,2 


insgesamt 86,9 


Hiervon entfielen rd. 40 Millionen auf die Förde- 
rung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten im 
Handwerk, Handel und Hotel- und Gaststättenge- 
werbe; weitere 40 Millionen DM auf die Aus- und 
Weiterbildung von Mitarbeitern, vor allem im 
Handwerk. Die restlichen rd. 7 Millionen DM wur- 
den für die Unternehmerausbildung, zur Qualifika- 
tion von Ausbildern und Ausbildungsberatern so- 
wie zur Förderung des Leistungswettbewerbs im 
Handwerk eingesetzt. 

Insbesondere folgende Einzelmaßnahmen sind zu 
nennen: 

— Im Handwerksbereich wurden von 1970 bis 1975 
aus Gewerbeförderungsmitteln des Bundes Zu- 
schüsse in Höhe von rd. 36 Millionen DM für den 
Bau, die Erweiterung und die Ausstattung von 
107 Einrichtungen zur überbetrieblichen berufli- 
chen Bildung gegeben. Insgesamt konnten im Zeit- 
raum von 1970 bis 1975 dadurch 21 673 Werk- 
statt- und Unterrichtsplätze neu geschaffen wer- 
den. 

Mit Hilfe der Förderungsmittel konnten die von 
den Unternehmen zu tragenden Gebühren für die 
Teilnahme an überbetrieblichen Veranstaltungen 
verbilligt werden. Im Handwerk gibt es zur Zeit 
134 überbetriebliche Lehrgänge. Von 1969 bis 

1974 fanden 54 220 Veranstaltungen statt. Die 
Zahl der Lehrgangsteilnehmer ist von 66 300 in 
1969 um etwa das Dreifache auf rd. 200 000 in 

1975 gestiegen. 

Die Förderungsmaßnahmen umfaßten auch die 
Erarbeitung von Lehrunterlagen und Lehrpro- 
grammen zur fachlichen beruflichen Bildung. Die 
schnelle technische und ökonomische Entwicklung 
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erfordert eine ständige Überprüfung und Aktua- 
lisierung der Lehrmaterialien. 

Die vom Handwerk gegründete „Stiftung für Be- 
gabtenförderung“ fördert u. a. den nationalen 
Leistungswettbewerb der Handwerksjugend so- 
wie die Teilnahme von Beschäftigten des Hand- 
werks am Internationalen Berufswettbewerb. 
Nachwuchskräfte, deren Leistungen erheblich 
über dem Durchschnitt liegen, erhielten Beihilfen 
zum Studium oder zur gehobenen Fachausbil- 
dung. Besonders qualifizierte Meister werden 
bei Gründung einer selbständigen Existenz mit 
einer Prämie bedacht. Für diese Zwecke standen 
rd. 4 Millionen DM Bundesmittel zur Verfügung. 

— Im Handel sowie im Hotel- und Gaststättenge- 
werbe wurden investive Maßnahmen der Träger 
von Weiterbildungseinrichtungen für den Bau 
und Ausbau von Fachschulen und Bildungszen- 
tren gefördert (insgesamt 11 Objekte erhielten 
Zuschüsse des Bundes von insgesamt rd. 4 Mil- 
lionen DM). 

— In Zusammenarbeit mit dem RKW, der Deutschen 
Vereinigung zur Förderung der Weiterbildung 
von Führungskräften (Wuppertaler Kreis) e.V. 
und anderen Wirtschaftsorganisationen wurden 
die Aktivitäten zur Fort- und Weiterbildung der 
Unternehmer und Führungskräfte in den vergan- 
genen Jahren verstärkt. Dafür erhielt das RKW 
Bundeszuschüsse von insgesamt rund 6 Millio- 
nen DM. Die Maßnahmen reichen von der Erar- 
beitung von Eignungstests für die Auswahl von 
Führungskräften, der Schaffung von Lehrmate- 
rial für die Führungskräftefortbildung, der Ver- 
besserung der Transparenz im Angebot der Ma- 
nagementschulung und der Unterstützung von 
Management-Langzeitkursen bis zur Konzeption 
von inner- und zwischenbetrieblichen Seminaren 
über zielorientierte Unternehmensführung in 
mittleren und kleinen Unternehmen der Indu- 
strie. Mit dem halbjährlich vom RKW in einer 
Auflage von ca. 40 000 Exemplaren herausgege- 
benen „Bildungskursbuch" wird insbesondere 
kleinen und mittleren Unternehmen ein Über- 
blick über das wesentliche Angebot an Veran- 
staltungen zur beruflichen Weiterbildung ge- 
geben. 

— Unternehmer und Führungskräfte der Industrie, 
des Verkehrsgewerbes und sonstiger Gewerbe 
besuchten in beachtlichem Umfang die von ihren 
Organisationen eingerichteten und vom Bund 
geförderten Veranstaltungen zur Management- 
schulung und Unternehmerfortbildung. 

Dem Angebot an mit öffentlichen Mitteln geförder- 
ten Einrichtungen und Veranstaltungen zur beruf- 
lichen Aus- und Weiterbildung stehen die Unter- 
nehmer positiv gegenüber. 

Besonderen Erfolg hatten in den vergangenen Jah- 
ren solche Hilfen, durch die im Rahmen der Nach- 
wuchsschulung der Wille zur Gründung einer selb- 
ständigen Existenz gefördert wird. Eine Repräsen- 
tativbefragung ergab, daß von 747 Personen, die 
durch die Handwerks- „Stiftung für Begabtenförde- 
rung" in ihrer beruflichen Ausbildung gefördert 


worden waren, etwa 50 °/o selbständige Unterneh- 
mer oder Führungskräfte im Handwerk wurden und 
31 °/o eine leitende Tätigkeit in der Industrie, bei 
Behörden oder im Schulwesen einnahmen. 


III. Maßnahmen zur Verbesserung der Finanzie- 
rungsmöglichkeiten 

1 . ERP-Kreditprogramme 

Zur Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten 
kleiner und mittlerer Unternehmen werden langfri- 
stige Investitionsdarlehen zu günstigen Konditionen 
aus dem ERP-Sondervermögen gewährt. Die hierfür 
bereitgestellten Mittel stiegen von 1970 bis 1975 um 
rund 39 °/o, und zwar von 342 Millionen DM auf 
475 Millionen DM. 

Im Rahmen des Konjunkturprogramms vom 12. De- 
zember 1974 hat die Bundesregierung beschlossen, 
zum weiteren Ausbau der Finanzierungshilfen für 
kleine und mittlere Unternehmen die Mittel des 
ERP-Sondervermögens künftig noch stärker auf die- 
sen Bereich zu konzentrieren. In den ERP-Wirt- 
schaftsplan 1975 sind deshalb Verpflichtungsermäch- 
tigungen in Höhe von 120 Millionen DM aufgenom- 
men worden, damit zur Förderung kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen bereits im Jahre 1975 zusätzliche 
ERP-Mittel zugesagt werden konnten. 

Die kontinuierliche Aufstockung der Mittelansätze 
für die Finanzierungshilfen an kleine und mittlere 
Unternehmen in den ERP-Wirtschaftsplänen ergibt 
sich aus der folgenden Übersicht: 

in Millionen DM 


1970 

342 

1971 

360 

1972 

384 

1973 

420 

1974 

449 

1975 

475 


Wegen der großen Nachfrage nach ERP-Krediten 
haben die Hauptleihinstitute (Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, Lastenausgleichsbank) die besonders 
stark in Anspruch genommenen Programme aus ei- 
genen Mitteln aufgestockt und im Rahmen einer 
Ergänzungsfinanzierung Zusatzkredite angeboten. 
Dennoch war es nicht immer möglich, die Program- 
me das ganze Jahr über offenzuhalten. Nachdem im 
Jahre 1973 aus stabilitätspolitischen Gründen die 
ERP-Mittel erst im November freigegeben wurden 
und daher für 1974 praktisch die Ansätze von zwei 
Jahren zur Verfügung standen, konnte jedoch eine 
Verstetigung der Förderung erreicht werden. Seit 
diesem Zeitpunkt sind die Programme ohne Unter- 
brechung fortgeführt worden, so daß die mit einer 
vorzeitigen Schließung verbundenen Härten für die 
betroffenen kleinen und mittleren Unternehmen 
vermieden werden konnten. 
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Von 1970 bis 1975 sind kleinen und mittleren Un- 
ternehmen aus dem ERP-Sondervermögen (ein- 
schließlich Aufstockungen der Hauptleihinstitute) 
40 391 Kredite in Höhe von insgesamt 2,752 Mrd. 
DM zur Verfügung gestellt worden, mit deren Hilfe 
ein Investitionsvolumen von 11,362 Mrd. DM finan- 
ziert werden konnte. Von den gewährten Kreditbe- 
trägen entfielen über 80 °/o auf die drei Programme 
für die Existenzgründung von Nachwuchskräften, 
für die Errichtung von Betrieben in neuen Wohn- 
siedlungen und Stadtteilen sowie für Investitionen 
in regionalen Fördergebieten. Eine Übersicht über 
die Entwicklung aller ERP-Programme für die mittel- 
ständische Wirtschaft in den Jahren 1970 bis 1975 
enthält Tabelle 18. 

Die Zinssätze für ERP-Darlehen sind — nach einer 
im wesentlichen aus Refinanzierungsgründen vor-“ 
genommenen Erhöhung Ende 1973 — im April 1975 
und im April 1976 jeweils um 0,5 °/o-Punkte gesenkt 
worden. Sie betragen gegenwärtig 4,5 °/o für Vor- 


haben in Berlin, 5,5 °/o für Vorhaben im Zonen- 
randgebiet und 6,5 °/o für Vorhaben in den übrigen 
Gebieten. Auch unter Hinzurechnung eines gering- 
fügigen Disagios von etwa 0,5 %-Punkten sind diese 
Zinssätze im Vergleich zum Marktzins günstig. Da- 
bei ist insbesondere zu berücksichtigen, daß es sich 
um langfristige, bis zu 15 Jahren laufende Kredite 
zu festen Sätzen handelt. Am Markt sind Investi- 
tionsdarlehen für kleine und mittlere Unternehmen 
nur zu wesentlich kürzeren Laufzeiten und meistens 
mit Zinsanpassungsklauseln erhältlich. Da mittel- 
ständische Unternehmen im Gegensatz zu Großun- 
ternehmen vielfach nicht kontinuierlich investieren, 
sondern in unregelmäßigen Abständen umfassende 
Vorhaben mit Auswirkung auf alle Bereiche des 
Unternehmens durchführen, ist die langfristige Fi- 
nanzierung derartiger Maßnahmen oft schwierig zu 
realisieren. Die Konditionen der ERP-Darlehen tra- 
gen gerade diesem Umstand durch lange Laufzeiten 
und feste Zinssätze Rechnung. 


Tabelle 18 


Bankmäßige Kreditzusagen an kleine und mittlere Unternehmen 
aus dem ERP-Sondervermögen 

nach Anzahl der Kredite, Kreditsumme und Investitionssumme 

1970 bis 1975 

in Millionen DM 




1970 



1971 



1972 



1973 


Programme 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Regionales Aktions- 
programm 

2 048 

175,3 

670,8 

2 437 

244,9 

834,9 

3 259 247,0 

1 187,9 

363 

26,9 

106,2 

Gewerbliche Wirtschaft 
in Agrargebieten . . . 

391 

79,3 

348,4 

19 

5,6 

29,6 

6 

1,8 

11,8 

2 

1.0 

4,1 

Existenzgründung .... 

1 605 

43,4 

142,4 

1 770 

57,8 

195,3 

2 096 

69,7*) 

256,8 

540 

15,9 

57,5 

Betriebe in neuen 
Wohnsiedlungen . . . 

509 

34,7 

207,2 

715 

59,2 

359,1 

850 

71,0*) 

445,1 

239 

15,2 

106,5 

Kapitalbeteiligungen . . 

— 

— 

— 

11 

1,9 

13,0 

29 

4,7 

32,5 

41 

10,6 

49,0 

Elektronische Daten- 
verarbeitung 

249 

15,6 

43,5 

416 

29,1 

88,2 

396 

30,7 

76,9 

161 

7,3 

30,9 

Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegs- 
sachgeschädigte .... 

578 

36,2 

111,0 

538 

38,0 

137,2 

510 

35,6 

148,2 

100 

6,9 

34,0 

Presseunternehmen . . 

38 

11,3 

56,7 

49 

11,8 

54,4 

31 

7,4 

48,5 

13 

1,9 

4,8 

Binnenschiffahrt 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

18 

1,6 

3,5 

14 

1,8 

4,5 

Kredit- und Beteili- 
gungs-Garantie- 
gemeinschaften 

14 

2,9 

— 

24 

4,3 

— 

28 

4,7 

— 

7 

1,1 

— 

insgesamt . . . 

5 432 

398,7 

1 580,0 

5 979 

452,6 

1 711,7 

7 223 474,2 

2 211,2 

1 480 

88,6 

397,5 


*) einschließlich LAB-Ergänzungsfinanzierung 
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noch Tabelle 18 



1974 

1975 

1970 bis 1975 

Programme 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Anz. 

Kred. 

Betr. 

Inv. 

Betr. 

Regionales Aktions- 
programm 

5 325 

387,7 

1 742,5 

4 668 

340,5 

1 310,8 

18 100 

1 422,3 

5 853,1 

Gewerbliche 

Wirtschaft in Agrar- 
gebieten 







418 

87,7 

393,9 

Existenzgründung .... 

2 726 

101,5 

298,3 

3 345 

141,8 

416,2 

12 082 

430,1 

1 366,5 

Betriebe in neuen 
Wohnsiedlungen . . . 

832 

82,2 

450,0 

791 

93,0 

454,8 

3 936 

355,3 

2 022,7 

Kooperationsmodelle . 

2 

0,1 

1,4 

— 

— 

— 

2 

0,1 

1,4 

Kapitalbeteiligungen . . 

61 

15,0 

66,9 

54 

13,4 

58,5 

196 

45,6 

219,9 

Elektronische Daten- 
verarbeitung 

529 

21,9 

83,4 

638 

24,7 

174,2 

2 389 

129,3 

497,1 

Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegs- 
sachgeschädigte . . . 

472 

35,1 

137,7 

242 

17,4 

69,2 

2 440 

169,2 

637,3 

Presseunternehmen . . . 

16 

5,0 

17,9 

11 

3,9 

5,0 

158 

41,3 

187,3 

Binnenschiffahrt 

49 

4,8 

9,3 

39 

2,4 

4,5 

120 

10,6 

21,8 

Kredit- und Beteili- 
gungs-Garantie- 
gemeinschaften 

10 

1.7 


8 

2,9 


91 

17,6 


Sonderprogramm 

Rationalisierung .... 

— 

— 

— 

459 

42,8 

161,0 

459 

42,8 

161,0 

insgesamt . . . 

10 022 

655,0 

2 807,4 

10 255 

682,8 

2 654,2 

40 391 

2 751,9 

11 362,0 


Entsprechend den allgemeinen Grundsätzen für die 
Vergabe öffentlicher Finanzierungshilfen können 
auch die ERP-Mittel nur zur anteiligen Finanzierung 
eines Vorhabens dienen. Die aufgestockten Mittel- 
ansätze gestatteten es jedoch, daß in den letzten 
beiden Jahren die Finanzierungsanteile unter Ein- 
schluß der Ergänzungsmittel der Hauptleihinstitute 
bis zu 2 / 3 der Kosten eines Investitionsvorhabens 
erhöht werden konnten. Im Jahre 1975 sind außer- 
dem die Höchstbeträge für ERP-Darlehen in den bei- 
den wichtigen Programmen zur Förderung der Exi- 
stenzgründung und zur Errichtung von Betrieben 
in neuen Wohnsiedlungen von bisher 100 000 DM 
(bzw. 150 000 DM für Bauvorhaben) generell auf 
200 000 DM erhöht worden. 

Diese günstigen Konditionen haben bewirkt, daß 
die Nachfrage nach ERP-Darlehen ständig steigt. 
Das bisher höchste Zusagevolumen konnte in den 
Jahren 1974 und 1975 erreicht werden. Im Jahre 
1974 sind 10 022 Darlehen über insgesamt 655 Mil- 
lionen DM und im Jahre 1975 10 255 Darlehen über 
insgesamt 682,8 Millionen DM zugesagt worden. Die 
starke Inanspruchnahme zeigt, daß die Ausgestal- 
tung des ERP-Kreditangebots den Finanzierungsbe- 
dürfnissen kleiner und mittlerer Unternehmen ent- 
spricht. 


Im einzelnen ist zu den Schwerpunkten der Ver- 
wendung von ERP-Mitteln folgendes zu bemerken: 

1.1. ERP-Programm zur Förderung der Existenzgründung 

Die Sicherung des unternehmerischen Nachwuchses 
ist für die marktwirtschaftliche Ordnung von ent- 
scheidender Bedeutung. Um Finanzierungsengpässe 
von Nachwuchskräften beim Aufbau eines eigenen 
Unternehmens auszugleichen, werden diesem Per- 
sonenkreis durch das ERP-Programm zur Förderung 
der Existenzgründung wichtige finanzielle Hilfen 
zur Verfügung gestellt. 

Aus dem Programm sind von 1970 bis 1975 insge- 
samt 12 082 Gründungs Vorhaben von Nachwuchs- 
kräften aus allen Bereichen der gewerblichen Wirt- 
schaft gefördert worden, davon allein 6 071 in den 
Jahren 1974 und 1975. Das Darlehens volumen betrug 
430,1 Millionen DM, womit Investitionen in Höhe 
von rd. 1,4 Mrd. DM finanziert worden sind. 6 606 
Darlehen mit einem Betrag von insgesamt 239,5 Mil- 
lionen DM wurden für die Errichtung neuer Be- 
triebe und 5 013 Darlehen in Hohe von insgesamt 
171,5 Millionen DM für die Übernahme bestehender 
Betriebe gewährt; die Übernahme von tätigen Be- 
teiligungen war demgegenüber mit 463 Fällen und 
einem Darlehensbetrag von 19,1 Millionen DM nur 
gering. 
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ERP-Existenzgründungsprogramm 
Aufteilung der Kreditzusagen nach Wirtschaftsbereichen 
1970 bis 1975 

in Millionen DM 


Wirtschaftsbereiche 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1970 bis 1975 

Anz. | 

Kred. 

Anz. 

Kred. 

Anz. | 

Kred 

Anz. | Kred 

Anz. | 

Kred. 

Anz. | 

Kred. 

Anz. | 

Kred. 

Handwerk 

855 21,2 

915 26,5 

1 038 30,9 

280 7,2 

1 385 

44,3 

1 573 55,6 

6 046 185,7 

Handel 

398 11,3 

456 15,0 

571 18,6 

144 4,4 

841 

32,8 

1 132 48,6 

3 542 130,7 

Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbe .... 

81 

2,5 

91 

4,2 

111 

5,2 

36 1,6 

186 

10,3 

271 

17,8 

776 

41,6 

Sonstiges Gewerbe .... 

271 

8,4 

308 12,1 

376 15,0 

80 2,7 

314 

14,1 

369 19,8 

1 718 

72,1 

insgesamt . . . 

1 605 43,4 

1 770 57,8 

2 096 69,7 

540 15,9 

2 726 101,5 

3 345 141,8 

12 082 430,1 


Bei der Aufgliederung der Darlehen nach Wirt- 
schaftsbereichen steht das Handwerk sowohl nach 
der Anzahl der Zusagen als auch nach dem Kredit- 
betrag an der Spitze. 50 °/o der Zusagen und 43 °/o 
des Darlehensvolumens entfielen auf diesen Bereich. 
An zweiter Stelle folgt — in den letzten Jahren mit 
den stärksten Zuwachsraten — der Handel, der mit 
29,3 %> der Zusagen und 30,4 % des Darlehensvo- 
lumens an diesem Programm beteiligt war. Eine 
Übersicht über die Verteilung der Kredite auf die 
einzelnen Wirtschaftsbereiche enthält Tabelle 19. 

Das Existenzgründungsprogramm wird — entspre- 
chend seiner Zielsetzung — vorwiegend von jün- 
geren Nachwuchskräften in Anspruch genommen. 
Rund die Hälfte der Darlehensnehmer war im Zeit- 
punkt der Antragstellung bis zu 30 Jahre alt, etwa 
Vs der Zusagen entfiel auf die 31 bis 40jährigen, der 
Rest auf Darlehensnehmer bis 45 Jahre. 


Häufig sind die jungen Unternehmer bereits in der 
Anlaufphase gezwungen, den Betrieb durch notwen- 
dige Investitionen auf eine breitere Basis zu stellen, 
um mit der Entwicklung Schritt halten und gegen 
bereits etablierte Betriebe konkurrenzfähig bleiben 
zu können. Derartige Investitionen, die in der An- 
laufphase des Betriebes durchgeführt werden und 
noch mit der Gründung in Zusammenhang stehen, 
können aus einem im Dezember 1974 aufgenom- 
menen Ergänzungsprogramm der Lastenausgleichs- 
bank bis zu 50 °/o mitfinanziert werden. Aus diesem 
Programm sind bis zum 31. Dezember 1975 371 Kre- 
dite über 22,3 Millionen DM zugesagt worden. 

1.2. ERP-Programm zur Errichtung von Betrieben in neuen 
Stadtteilen 

In diesem Programm werden Investitionen im Zu- 
sammenhang mit der Errichtung von Betrieben des 


Tabelle 20 

ERP-Wohnsiedlungsprogramm 
Aufteilung der Kreditzusagen nach Wirtschaftsbereichen 
1970 bis 1975 

in Millionen DM 


Wirtschaftsbereiche 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1970 bis 1975 

Anz. 

Kred 

Anz. 

Kred. 

Anz. | 

Kred. 

Anz. 

| Kred, 

Anz. 

Kred. 

Anz. 

Kred. 

Anz. | Kred. 

Handwerk 

288 

19,1 

398 

30,3 

502 

40,0 

122 

6,8 

409 

38,7 

397 

45,2 

2 116 180,1 

Handel 

162 

11,1 

193 

15,8 

200 

17,2 

64 

4,7 

201 

19,4 

208 

25,4 

1 028 93,6 

Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbe .... 

19 

1,2 

22 

2,1 

30 

2,7 

4 

0,2 

22 

2,4 

26 

3,4 

123 12,0 

Sonstiges Gewerbe .... 

40 

3,3 

102 

11,0 

118 

11,1 

49 

3,5 

200 

21,7 

160 

19,0 

669 69,6 

insgesamt . . . 

509 

34,7 

715 

59,2 

850 

71,0 

239 

15,2 

832 

82,2 

791 

93,0 

3 936 355,3 
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gewerblichen Mittelstandes in neuen Wohnsiedlun- 
gen. bestimmten Gewerbegebieten, neugeordneten 
Stadtteilen und neuen Einkaufszentren gefördert. 
Kleine und mittlere Unternehmen sollen durch diese 
Finanzierungshilfen im Wettbewerb um die Siche- 
rung neuer zukunftsorientierter Standorte unter- 
stützt werden. 

Von 1970 bis 1975 sind insgesamt 3 936 Vorhaben 
mit einem Darlehensbetrag von 355,3 Millionen DM 
und einem Investitionsvolumen von über 2 Mrd. DM 
gefördert worden. Daran war das Handwerk mit 
53,7 °/o der Vorhaben und 50,7% des Darlehensbe- 
trages beteiligt, gefolgt vom Handel mit einem An- 
teil von 26% sowohl an der Zahl der Vorhaben als 
auch am Darlehensbetrag. Die Aufgliederung nach 
Wirtschaftsbereichen enthält im einzelnen Ta- 
belle 20. Auch in diesem Programm ist in den Jahren 
1974 und 1975 mit 82,2 Millionen DM bzw. 93,0 
Millionen DM das bisher höchste Zusagevolumen 
zu verzeichnen. 

Die Kredite wurden vornehmlich für Betriebsver- 
lagerungen und Filialerrichtungen verwendet. In 
den letzten Jahren wurden verstärkt Investitionen 
in Gewerbegebieten gefördert; der Anteil der Maß- 
nahmen in neuen Wohnsiedlungen nahm dagegen 
ab. 


1.3. ERP-Regionaiprogramm 

Im Rahmen dieses Programms werden Darlehen an 
kleine und mittlere Unternehmen in Gebieten der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" zur Errichtung, Erweite- 
rung, grundlegenden Rationalisierung und Umstel- 
lung gewährt. Die Gebiete werden in den jährlichen 
Rahmenplänen festgelegt. Sie umfassen heute rd. 
60 °/o der Fläche und ein Drittel der Bevölkerung 
des Bundesgebietes. Neben den mittelstandspoli- 


tischen Zielen steht bei diesem Programm der re- 
gionale Entwicklungsgesichtspunkt im Vordergrund. 
Durch die Bereitstellung finanzieller Hilfen sollen 
standortbedingte Wettbewerbsnachteile ausgegli- 
chen werden. 

Bei der großen Zahl der Berechtigten waren die be- 
reitgestellten Mittel in früheren Jahren häufig schon 
nach wenigen Monaten verbraucht. Durch die kon- 
tinuierliche Aufstockung der Ansätze in den ERP- 
Wirtschaftsplänen und durch eine erheblich ver- 
stärkte Ergänzungsfinanzierung der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau konnte jedoch inzwischen eine 
Verstetigung der Hilfen herbeigeführt werden. Um 
Doppelförderungen auszuschließen, wurden die Pro- 
grammrichtlinien außerdem im April 1975 dahin 
gehend geändert, daß nur solche Unternehmen Dar- 
lehen aus dem ERP-Regionalprogramm erhalten 
können, bei denen die Voraussetzungen zur Er- 
langung von Investitionszulagen nach dem Investi- 
tionszulagengesetz oder Investitionszuschüssen nach 
dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" nicht 
vorliegen. 

Von 1970 bis 1975 sind aus dem ERP-Regionalpro- 
gramm 18 100 Investitionsvorhaben kleiner und 
mittlerer Unternehmen mit einem Kreditbetrag von 
1,422 Mrd. DM gefördert worden; das damit finan- 
zierte Investitionsvolumen betrug fast 5,9 Mrd. DM. 
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat darüber 
hinaus von 1973 bis 1975 aus eigenen Mitteln 
435 Millionen DM im Rahmen ihrer Ergänzungs- 
finanzierung zum ERP-Regionalprogramm zur Ver- 
fügung gestellt, so daß insgesamt Darlehen in Höhe 
von 1,85 Mrd. DM zugesagt werden konnten, davon 
allein 1,15 Mrd. DM in den Jahren 1974 und 1975. 
Von den Darlehenszusagen entfielen 31,6 °/o auf den 
Handel (30,3% des Darlehensbetrages), 25,2% auf 
das Handwerk (18,5 % des Darlehensbetrages) und 
12,9% auf das Gaststätten- und Beherbergungsgc- 


Tabelle 21 


ERP-Regionalprogramm 

Aufteilung der Kreditzusagen nach Wirtschaftsbereichen 
1970 bis 1975 

in Millionen DM 


Wirtschaftsbereiche 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1970 bis 1975 

Anz. | 

Kred. 

Anz. | 

Kred. 

Anz. 

| Kred. 

Anz. 

Kred. 

Anz. | 

Kred. 

Kred. | 

Anz. 

Anz. | 

Kred. 

Handwerk 

459 

21,7 

437 

29,9 

857 

49,9 

123 

7,4 

1 445 

81,1 

1 243 

73,8 

4 564 

263,8 

Handel 

614 

46,1 

694 

64,8 

965 

66,4 

16 

1,4 

1 723 

116,0 

1 704 

136,5 

5716 

431,2 

Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbe .... 

285 

28,2 

394 

46,3 

517 

48,5 

19 

1,7 

630 

49,4 

489 

37,5 

2 334 

211,6 

mittlere verarbeitende 
Industrie 

199 

42,5 

152 

39,2 

163 

30,6 

18 

3,0 1 

374 

71,2 

169 

27,8 

1 075 

214,3 

sonstiges Gewerbe 

491 

36,8 

760 

64,7 

757 

51,6 

187 

13,4 

1 153 

70,0 

1 063 

64,9 

4411 

301,4 

insgesamt . . . 

2 048 

175,3 

2 437 244,9 

3 259 247,0 

363 

26,9 

5 325 

387,7 

4 668 340,5 

18 100 1 422,3 
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werbe (14,9% des Darlehensbetrages). Der Rest 
verteilte sich auf die mittlere verarbeitende Indu- 
strie und das sonstige Gewerbe. Eine Übersicht ent- 
hält Tabelle 21. 

Die Nachfrage nach ERP-Darlehen aus dem Regio- 
nalprogramm ist weiterhin sehr groß. Trotz der star- 
ken Inanspruchnahme ist zu erwarten, daß im Hin- 
blick auf den erhöhten Mitteleinsatz auch dieses 
Programm künftig das ganze Jahr über offengehal- 
ten werden kann. 

1.4. ERP-Programm zur Förderung der Beteiligungsfinan- 
zierung 

Ziel dieses Programms ist es, kleinen und mittleren 
Unternehmen haftendes Kapital zu günstigen Kon- 
ditionen zur Verfügung zu stellen. Für Unternehmen 
dieser Größenordnung ist es durchweg schwieriger, 
auf dem freien Markt haftendes Kapital zu angemes- 
senen Bedingungen zu erhalten. Um diesen Wett- 
bewerbsnachteil auszugleichen, wurde im Jahre 1971 
das ERP-Beteiligungsprogramm geschaffen. Danach 
können private Kapitalbeteiligungsgesellschaften, 
die Beteiligungen an kleinen und mittleren Unter- 
nehmen eingehen, 75 % der Beteiligungssumme zu 
einem Zinssatz von 5 °/o refinanzieren. Die Vergabe- 
bedingungen wurden in den letzten Jahren entspre- 
chend den Bedürfnissen der Praxis in verschiedenen 
Punkten verbessert. So ist der Höchstbetrag der Be- 
teiligung von 300 000 DM auf 500 000 DM erhöht, 
das Beteiligungsentgelt auf maximal 12% festge- 
setzt, die Übernahme von Beteiligungen bei Erbaus- 
einandersetzungen und beim Ausscheiden von Ge- 
sellschaftern sowie die Nachfinanzierung in Härte- 
fällen zugelassen worden. 

Nach anfänglich zögernder Inanspruchnahme dieses 
Programms, die zum Teil auf psychologische Hemm- 
nisse bei den mittelständischen Unternehmern gegen 
die Aufnahme von Beteiligungen zurückzuführen 
war, hat sich die Nachfrage in letzter Zeit erheblich 
verstärkt. Insgesamt sind von 1971 bis 1975 196 
Kapitalbeteiligungen mit 45,6 Millionen DM geför- 
dert worden, davon allein 115 in den Jahren 1974 
und 1975. 

Fast die Hälfte der Beteiligungen wurde von Unter- 
nehmen mit einem Jahresumsatz von weniger als 
3 Millionen DM aufgenommen. Der Durchschnitts- 
betrag pro Beteiligung belief sich im Jahre 1974 — 
also nach Anhebung des zu fördernden Höchstbe- 
trages — auf 329 000 DM. Der überwiegende Teil 
dieser Antragsteller schöpft damit die Obergrenze 
von 500 000 DM nicht aus. 

1 .5. ERP-Datenverarbeitungsprogramm 

Aus Mitteln dieses Programms können Darlehen für 
Investitionsvorhaben gewährt werden, die der Ein- 
führung der elektronischen Datenverarbeitung in 
Unternehmen der mittelständischen Wirtschaft die- 
nen. Durch die Finanzierungshilfen sollen auch 
kleine und mittlere Unternehmen in die Lage ver- 
setzt werden, am technischen Fortschritt teilzuneh- 
men und durch Nutzbarmachen der Möglichkeiten 
moderner Datenverarbeitungsmethoden ihre Wirt- 
schaftlichkeit zu verbessern. 


Seit Einführung des Programms im Jahre 1969 sind 
die bereitgestellten Mittel stets in vollem Umfang 
in Anspruch genommen worden. Das Programm hat 
in den vergangenen Jahren vor allem wesentlich 
mitgeholfen, die EDV bei der mittleren verarbei- 
tenden Industrie einzuführen. Von 1970 bis 1975 
sind 2 389 Darlehenszusagen in Höhe von insgesamt 
129,3 Millionen DM erteilt worden; das geförderte 
Investitionsvolumen betrug 497 Millionen DM. 

Inzwischen stellt auch die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau im Rahmen ihrer Mittelstandskreditpro- 
gramme ergänzende Mittel für EDV-Investitionen 
zur Verfügung. Deshalb konnten die ERP-Mittel für 
dieses Programm ab 1974/75 zugunsten anderer ERP- 
Mittelstandsprogramme etwas reduziert werden. So- 
weit der Mittelbedarf der Wirtschaft über den An- 
satz des ERP-Datenverarbeitsprogramms hinausgeht, 
kann er voll von der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau gedeckt werden. 

1.6. Sonstige ERP-Programme 

Das im Jahre 1974 aufgenommene ERP-Programm 
zur Förderung richtungweisender Kooperationen ist 
bisher nur in sehr geringem Umfang in Anspruch 
genommen worden. Die geringe Nachfrage dürfte 
vor allem darauf zurückzuführen sein, daß von der 
Wirtschaft kaum neue richtungweisende Koopera- 
tionen entwickelt und in die Praxis umgesetzt wor- 
den sind. Die Bundesregierung prüft deshalb, ob das 
Programm in der bisherigen Form weitergeführt 
werden soll, zumal Kooperationsvorhaben auch in 
allen anderen ERP-Programmen und in den Eigen- 
mittelprogrammen der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau nach den Richtlinien bevorzugt gefördert wer- 
den können. 

Auch nach Darlehen aus dem ERP-Programm zur 
Förderung kleiner und mittlerer Presseunternehmen 
bestand in den letzten Jahren nur eine geringe 
Nachfrage. Dabei muß jedoch berücksichtigt werden, 
daß neben dem ERP-Presseprogramm die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau seit 1974 aus eigenen Mit- 
teln zusätzliche Finanzierungshilfen für Presseunter- 
nehmen bereitgestellt hat. Kleine und mittlere Ta- 
geszeitungsverlage können seit Dezember 1975 zur 
Verbilligung von Darlehen aus diesen beiden Pro- 
grammen Zinszuschüsse erhalten, die 2 % der Dar- 
lehensschuld betragen und maximal für die ersten 
vier Jahre der Laufzeit gewährt werden. 

Um mittelständischen Unternehmen die Finanzie- 
rung von Produktionsumstellungen, die zur Anpas- 
sung an wesentliche Strukturveränderungen not- 
wendig werden, zu erleichtern, sind im Jahre 1975 
die Richtlinien des ERP-Umstellungsprogramms in 
wesentlichen Teilen geändert worden. Insbesondere 
wurde der Verwendungszweck erweitert und eine 
bevorzugte Berücksichtigung kleiner und mittlerer 
Unternehmen bei der Kreditvergabe vorgesehen. 

Aus konjunkturpolitischen Gründen ist ferner im 
Rahmen des ERP- Wirtschaftsplans 1975 ein zeitlich 
befristetes Sonderkreditprogramm zur Förderung 
von Investitionen zur grundlegenden Rationalisie- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen außerhalb 
der Gebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
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rung der regionalen Wirtschaftsstruktur 11 durchge- 
führt worden. Dieses Programm ist am 31. Dezem- 
ber 1975 ausgelaufen. Insgesamt konnten 459 Dar- 
lehen zugesagt werden. Die veranschlagten Mittel 
in Höhe von 40 Millionen DM wurden voll in An- 
spruch genommen; darüber hinaus hat die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau Ergänzungsmittel in Höhe 
von rd. 35 Millionen DM für dieses Sonderprogramm 
eingesetzt. 

Ferner kommen erhebliche Anteile aus ERP-Pro- 
grammen, die nicht speziell auf kleine und mittlere 
Unternehmen ausgerichtet sind (wie z. B. Berlin- 
hilfe, Umweltschutz, Exportfinanzierung), diesen Un- 
ternehmen zugute. 

2. Mittelstandskreditprogramme der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau 

Neben den ERP-Darlehen können kleine und mitt- 
lere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
langfristige Investitionsdarlehen der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau erhalten. Zu dem bereits seit 
1969 durchgeführten M I-Programm (für mittlere 
nicht emissionsfähige Unternehmen) trat im Jahre 
1971 das M Il-Programm (für kleine Unternehmen). 
Gefördert werden in beiden Programmen volks- 
wirtschaftlich vordringliche Investitionen im produ- 
zierenden Gewerbe und in Handels- und Dienstlei- 
stungsunternehmen zur nachhaltigen Stärkung der 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit. 

Von 1970 bis 1975 sind im M I-Programm 3 230 
Darlehen über insgesamt 2,587 Mrd. DM zugesagt 
worden. Aus dem M Il-Programm wurden von 1971 
bis 1975 8 823 Vorhaben mit einem Darlehensbe- 
trag von 1,128 Mrd. DM gefördert. Außerdem hat 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau im Rahmen ih- 
rer Ergänzungsfinanzierung zu den ERP-Program- 
men allein in den Jahren 1974 und 1975 zusätzlich 


489 Millionen DM aus Eigenmitteln zur Verfügung 
gestellt, die zum größten Teil für die Aufslockung 
von Darlehen aus dem ERP-Regionalprogramm ein- 
gesetzt worden sind. Die starke Nachfrage nach die- 
sen Finanzierungshilfen hat die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau veranlaßt, die hierfür bereitgestell- 
ten Mittel in den letzten Jahren kräftig zu erhöhen. 
Eine Übersicht enthält Tabelle 22. 

Zur Erleichterung der Investitionsfinanzierung sind 
die Vergabebedingungen für die M-Programme im 
Jahre 1974 geändert worden. Insbesondere bei klei- 
neren Unternehmen ist der maximale Finanzie- 
rungsanteil von bisher einem Drittel auf die Hälfte 
der Investitionssumme heraufgesetzt worden. Fer- 
ner wurde der Verwendungszweck insofern ausge- 
dehnt, als auch Erweiterungsinvestitionen, die der 
Leistungssteigerung dienen, einbezogen worden 
sind. 

Während des Jahres 1974 hat die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau darüber hinaus ein Sonderkreditpro- 
gramm für einige Branchen durchgeführt, in denen 
sich größere Beschäftigungsrisiken zeigten. Durch 
dieses Programm erhielten kleine und mittlere Un- 
ternehmen der Textil- und Bekleidungsindustrie, 
der Leder- und Schuhwarenindustrie, der Bauwirt- 
schaft, der Tagespresse sowie des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes die Möglichkeit, in den beiden vor- 
angegangenen Jahren getätigte Investitionen zu 
konsolidieren und in begründeten Fällen auch die 
Lagerhaltung zu finanzieren. Insgesamt wurden 
1 373 Kredite über 500,5 Millionen DM zugesagt, 
von denen 1 055 (mit einem Kreditbetrag von 359,5 
Millionen DM) die Konsolidierung und 318 (mit 
einem Kreditbetrag von 141 Millionen DM) die Fi- 
nanzierung der Lagerhaltung betrafen. An diesem 
Sonderprogramm partizipierte am stärksten die 
Bauwirtschaft, gefolgt von der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie. 


Tabelle 22 


Investitionsdarlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
an kleine und mittlere Unternehmen 
1970 bis 1975 

in Millionen DM 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1970 bis 1975 


Anz. Kred 

Anz. | Kred. 

Anz. | Kred. 

Anz. | Kred. 

Anz. | Kred. 

Anz. | 

Kred. 

Anz. | Kred. 

M I-Programm 

62 53,9 

703 451,1 

863 594,9 

280 253,3 

500 432,8 

<D 

O 

CO 

CN 

CM 

CO 

3 230 2 587,0 

M Il-Programm 

— — 

553 55,0 

1 951 208,4 

1 634 203,7 

1 910 258,7 

2 775 401,9 

8 823 1 127,1 

ERP-Ergänzungsfinan- 
zierung 

*) 

■•) 

■*) 

208 12,0 

4 005 254,4 

3 400 

234,5 

7 613 500,9 

insgesamt . . . 

62 53,9 

1 256 506,1 

2 814 803,3 

2 122 469,0 

6 415 945,9 

6 997 1 437,4 

19 666 4 215,0 


*) Die von der Kreditanstalt für Wiederaufbau in den Jahren 1970 bis 1972 zur Aufstockung von ERP-Programmen einge- 
setzten Mittel sind bereits in den entsprechenden Angaben über die ERP-Programme enthalten. 
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3. Gewährleistungen 

Für den Bereich der mittelständischen Wirtschaft 
bestehen mehrere spezielle Gewährleistungspro- 
gramme, durch die Schwierigkeiten kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen bei der Kredit- und Kapitalbe- 
schaffung im Zusammenhang mit bestimmten Vor- 
haben behoben werden sollen. Im Vordergrund ste- 
hen dabei die Programme zur Förderung der Kre- 
dit- und Beteiligungsgarantiegemeinschaften, denen 
gemeinsam von Bund und Ländern Rückbürgschaf- 
ten bzw. Rückgarantien sowie zusätzlich Haftungs- 
fondsdarlehen aus dem ERP-Sondervermögen ge- 
währt werden. Aus den übrigen Gewährleistungs- 
programmen sind öffentlich geförderte Bürgschaften 
den einzelnen Unternehmen unmittelbar gegeben 
worden. Dabei handelte es sich um Bürgschaften 
des ERP-Sondervermögens für Kredite zur Errich- 
tung mittelständischer Betriebe in neuen Wohnsied- 
lungen, neugeordneten Stadtteilen und in Gewerbe- 
gebieten sowie um Bürgschaften der Lastenaus- 
gleichsbank — mit teilweiser Rückbürgschaft des 
Bundes — für Kredite an kleine und mittlere Un- 
ternehmen von Vertriebenen, Flüchtlingen und 
Kriegssachgeschädigten. 

Diese Gewährleistungsprogramme sind insgesamt 
in der Zeit von 1970 bis 1975 von der mittelständi- 
schen Wirtschaft wie folgt in Anspruch genommen 
worden: 


Tabelle 23 


Jahr 

Von den 
Kreditgaran- 
tiegemein- 
schaften 
übernom- 
mene Bürg- 
schaften 

Millionen 

DM 

Von den Be- 
teiligungs- 
garantie- 
gemein- 
schaften 
übernom- 
mene 

Garantien 

Millionen 

DM 

Sonstige 
Bürg- 
schafts- 
hilfen des 
Bundes 

Millionen 

DM 

1970 

183,5 



4,2 

1971 

204,6 

— 

3,4 

1972 

233,5 

2,7 

2,8 

1973 

198,5 

5,6 

8,3 

1974 

183,5 

11,5 

0,5 

1975 

240,0*) 

8,4 

0,1 

insgesamt 

1 243,6 

28,2 

19,3 


*) geschätzt 


Im einzelnen ist zu den Gewährleistungsprogram- 
men folgendes zu bemerken: 

3.1. Kreditgarantiegemeinschaften 

Die in den einzelnen Ländern bestehenden Kredit- 
garantiegemeinschaften haben von 1970 bis 1975 
Ausfallbürgschaften für mittel- und langfristige Kre- 


dite an kleine und mittlere Unternehmen der ge- 
werblichen Wirtschaft und freie Berufe in Höhe von 
mehr als 1,2 Mrd. DM übernommen. Der größte 
Teil der verbürgten Darlehen entfiel auf Investi- 
tionskredite und Kredite zur Existenzgründung. 
Bund und Länder übernehmen gemeinsam den Kre- 
ditgarantieg’emeinschaften gegenüber globale Rück- 
bürgschaften, die im Einzelfall 60 °/o bis 75 °/u der 
Bürgschaftssumme betragen. Diese Förderung trägt 
dazu bei, daß kleinen und mittleren Unternehmen 
auch bei Fehlen ausreichender bankmäßiger Sicher- 
heiten die Aufnahme von Krediten ermöglicht wird. 

3.2. Beteiligungsgarantiegemeinschaften 

Die in den Bundesländern bestehenden Beteiligungs- 
garantiegemeinschaften übernehmen Garantien für 
Beteiligungen von privaten Kapitalbeteiligungsge- 
sellschaften an kleinen und mittleren Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft, soweit diese Beteili- 
gungen ohne die staatliche Hilfe nicht oder nicht zu 
angemessenen Bedingungen zustande kämen. Die 
Garantien werden in Höhe bis zu 70 % der Beteili- 
gungssumme als auch bis zu 70 % der vertraglich 
vereinbarten Ansprüche der Kapitalbeteiligungsge- 
sellschaft auf den Ertrag aus der Beteiligung gege- 
ben. Der Bund übernimmt gemeinsam mit den Län- 
dern den Beteiligungsgarantiegemeinschaften ge- 
genüber globale Rückgarantien, die im Einzelfall 
64,28 °/o der Garantie betragen. Dieses Garantie- 
programm ist im Jahre 1971 als Ergänzung des 
ERP-Programms zur Förderung der Beteiligungs- 
finanzierung geschaffen worden. 

Entsprechend der steigenden Inanspruchnahme des 
ERP-Beteiligungsprogramms hat sich auch die Nach- 
frage nach Beteiligungsgarantien laufend erhöht. 
Bis Ende 1975 sind von den Beteiligungsgarantiege- 
meinschaften Garantien in Höhe von fast 30 Millio- 
nen DM übernommen worden, davon allein 20 Mil- 
lionen DM in den Jahren 1974 und 1975. 


IV. Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmen- 
bedingungen für kleine und mittlere Unter- 
nehmen 

1. Allgemeines 

Im Aktionsprogramm von 1970 war vorgesehen, 
daß die Bundesregierung die Gesetzgebung und die 
Verwaltungspraxis daraufhin überprüft, ob und in 
welchen Bereichen kleine und mittlere Unterneh- 
men gegenüber Großunternehmen benachteiligt wer- 
den. Die Bundesregierung hat sich dieser Aufgaben 
mit Nachdruck angenommen. 

Bei konjunkturpolitischen Beschlüssen wurden die 
besonderen Verhältnisse der kleinen und mittleren 
Unternehmen stärker als in früheren Jahren berück- 
sichtigt. Die Novellierung des Kartellgesetzes ver- 
besserte die rechtlichen Voraussetzungen zur Be- 
kämpfung der Entstehung und des Mißbrauchs wirt- 
schaftlicher Machtstellungen und erweiterte die Ko- 
operationsmöglichkeiten für kleine und mittlere Un- 
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ternehmen. Die steuerrechtlichen Reformen entlaste- 
ten auch kleine und mittlere Unternehmer. Mit der 
Öffnung der Rentenversicherung wurde die soziale 
Absicherung der Selbständigen weitgehend verwirk- 
licht. 

Außerhalb des Gesetzgebungsbereichs hat die Bun- 
desregierung eine Reihe weiterer Maßnahmen er- 
griffen, um die Marktstellung der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen zu festigen. Beispiele dafür sind 
die Herausgabe eines Beispielkatalogs für wettbe- 
werbsverzerrende Praktiken (sog. „Sündenregister") 
sowie von Merkblättern zur Mittelstandsempfeh- 
lung und über die mit der Kartellgesetznovelle ge- 
schaffenen Kooperationserleichterungen für mittel- 
ständische Unternehmen. Außerdem hat die Bundes- 
regierung in den vergangenen Jahren eine Anzahl 
wissenschaftlicher Untersuchungen in Auftrag ge- 
geben oder gefördert, mit denen bestehende Pro- 
blemstellungen der mittelständischen Wirtschaft er- 
forscht und einer Lösung nähergebracht wurden. 


2. Maßnahmen im Rahmen der Konjunkturprogramme 

Folgende Maßnahmen sind Beispiele dafür, wie den 
besonderen Belangen der mittelständischen Wirt- 
schaft in den letzten Jahren im Rahmen konjunktur- 
politischer Beschlüsse Rechnung getragen wurde: 

— Im September 1974 beschloß die Bundesregierung 
ein „Sonderprogramm zur regionalen und loka- 
len Abstützung der Beschäftigung" mit einem 
Gesamtvolumen von 950 Millionen DM. Dieses 
Programm war eine wirksame Hilfe für die Bau- 
wirtschaft. Die Auswahl nicht zu großer Pro- 
jekte sowie die Möglichkeit der beschränkten 
Ausschreibung im Einzelfall bewirkte u. a., daß 
sich das Programm weitgehend auf kleine und 
mittlere Unternehmen konzentrierte. 

— In dem „Programm zur Förderung von Beschäfti- 
gung und Wachstum bei Stabilität" vom Dezem- 
ber 1974 hatte die Bundesregierung neben den 
allen Unternehmen zugute kommenden Maßnah- 
men (z. B. Investitionszulage, Lohnkostenzu- 
schüsse und einmalige Mobilitätszulagen) spe- 
zielle Hilfen für mittelständische Unternehmen 
vorgesehen. So wurden zur Förderung von Inve- 
stitionen kleiner und mittlerer Unternehmen im 
ERP-Wirtschaftsplan 1975 rd. 500 Millionen DM 
und von der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
etwa 1 Mrd. DM als Finanzierungshilfen zur Ver- 
fügung gestellt. Außerdem konnte auf einen Teil 
der für 1976 verfügbaren ERP-Mittel vorgegrif- 
fen werden. 

— Im „Programm zur Stärkung von Bau- und ande- 
ren Investitionen", das die Bundesregierung im 
August 1975 beschlossen hatte und das ein Vo- 
lumen von 5,75 Mrd. DM umfaßt, waren die 
Maßnahmen zur Wohnungsmodernisierung vor 
allem darauf ausgerichtet, die kurzfristig reali- 
sierbare Nachfrage nach Leistungen mittelständi- 
scher Unternehmen des Ausbau- und Bauhaupt- 
gewerbes anzuregen. Auch von den Aufträgen, 
die aufgrund der beiden Teilprogramme „Kom- 
munale Infrastruktur und Stadtsanierung" sowie 


„Bundeseigene Investitionen" vergeben wurden, 
entfiel ein großer Teil direkt oder indirekt auf 
kleine und mittlere Unternehmen. 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen an öffentlichen 
Aufträgen 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jah- 
ren verstärkt kleine und mittlere Unternehmen bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge berücksichtigt. 
Sie hat auch darauf hingewirkt, daß Großunterneh- 
men bei der Erfüllung öffentlicher Aufträge mehr 
Unternehmen als Zulieferer beteiligen. Die für den 
Bereich der Bundeswehr eingeführten und zwischen- 
zeitlich modifizierten Bestimmungen über eine an- 
gemessene Beteiligung mittelständischer Gewerbe- 
treibender bei Beschaffungen zur Deckung des Ver- 
teidigungsbedarfs haben sich bewährt. Hiernach 
sind mittelständische Unternehmen *) bei beschränk- 
ter Ausschreibung oder freihändiger Vergabe ge- 
eigneter Aufträge regelmäßig zur Angebotsabgabe 
aufzufordern. Falls mittelständische Gewerbetrei- 
bende bei Ausschreibungen nicht ausreichend zum 
Zuge kommen, kann ihnen in geeigneten Fällen 
unter entsprechender Aufhebung der Ausschreibung 
angeboten werden, bis zu 50 °/o des Auftrages zu 
dem höchsten für den Zuschlag noch in Betracht 
kommenden Preis zu übernehmen. 

Die Entwicklung der Beteiligung kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen an den von Bundesressorts in 
den letzten Jahren vergebenen öffentlichen Aufträ- 
gen läßt Tabelle 24 erkennen. Dabei ist allerdings 
zu berücksichtigen, daß die von den einzelnen Res- 
sorts zu vergebenden Aufträge hinsichtlich ihrer 
Eignung für mittelständische Unternehmen z. T. 
sehr große Unterschiede aufweisen. So kann ein 
großer Teil der Bundeswehraufträge aus betriebs- 
technischen Gründen nicht in Klein- und Mittel- 
betrieben durchgeführt werden. Hierzu gehören bei- 
spielsweise Waffensysteme und Großgeräte sowie 
die meisten Forschungs- und Entwicklungsaufgaben. 

4. Maßnahmen im Bereich der Gesetzgebung 
4.1. Wettbewerbsgesetzgebung 

In den letzten Jahren standen im Bereich der Wett- 
bewerbsgesetzgebung Maßnahmen im Vordergrund, 
die auf eine Verbesserung der Konkurrenzsituation 
kleiner und mittlerer Unternehmen gegenüber 
Großunternehmen abzielen. Mittelständische Un- 
ternehmen sollen entsprechend ihren Bedürfnissen 


h Nach den für den Bereich der Bundeswehr geltenden 
Bestimmungen zählen zu den mittelständischen Unter- 
nehmen: Handwerks- und Produktionsunternehmen 
mit bis zu 50 Beschäftigten, Einzelhandelsunternehmen 
mit einem Jahresumsatz bis zu 3 Millionen DM und 
Großhandelsunternehmen mit einem Jahresumsatz bis 
zu 10 Millionen DM sowie deren Zusammenschlüsse 
in Handwerks- und anderen Arbeits- bzw. Liefer- 
gemeinschaften. Andere Ressorts grenzen den Kreis 
der mittelständischen Unternehmen z. T. nach anderen 
Kriterien ab. 
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Tabelle 24 


Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
an öffentlichen Aufträgen von Vergaberessorts des Bundes *) 






Auftragsvolumen 






1972 

1 


1973 

1 


1974 


Bereich 

ins- 

gesamt 

Anteil kleiner 
und mittlerer 
Unternehmen 

ins- 

gesamt 

Anteil kleiner 
und mittlerer 
Unternehmen 

ins- 

gesamt 

Anteil kleiner 
und mittlerer 
Unternehmen 


Millio- 
nen DM 

Millio- 
nen DM 

%> 

Millio- 
nen DM 

Millio- 
nen DM 

% 

Millio- 
nen DM 

Millio- 
nen DM 

°/o 

Bundesminister für Ver- 
kehr 

Bundesfernstraßenbau . 

4 601 

1 306 

28 

4 014 

1 634 

41 

4415 

1 973 

45 

Deutsche Bundesbahn . . 

6 075 

2 079 

34 

7 171 

2 514 

35 

7 319 

2 733 

37 

Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des 

Bundes 

740 

244 

33 

756 

344 

46 

988 

435 

44 

Bundesminister für das 
Post- und Fernmelde- 
wesen 

8 613 

2 326 

27 

9 478 

2 652 

28 

9314 

2 701 

29 

Bundesminister der Ver- 
teidigung (Aufträge In- 
land) 

6616 

550 

8 

8 125 

644 

8 

7 409 

780 

11 

Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

1 521 

786 

52 

2 048 

1 039 

51 

2 367 

1 243 

53 

Beschaffungsstelle des 
Bundesministeriums 
des Innern 

97 

37 

38 

163 

57 

35 

161 

72 

45 


i) Die einzelnen Ressorts grenzen den Kreis der mittelständischen Unternehmen z. T. unterschiedlich ab. Deshalb 
sind die bei den einzelnen Ressorts ausgewiesenen Anteile kleiner und mittlerer Unternehmen an öffentlichen 
Aufträgen nicht untereinander vergleichbar. 


Kooperationen möglichst vielfältig und auf ein- 
fachem Wege gestalten können; weiter sollen diese 
Unternehmen besser als in der Vergangenheit vor 
Mißbräuchen und Diskriminierungen marktmäch- 
tiger Unternehmen geschützt und dem Leistungs- 
gedanken im Wettbewerb soll mehr Nachdruck ver- 
liehen werden. 

— Durch die Zweite Novelle zum Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) — Kartell- 
gesetznovelle von 1973 — ist das wettbewerbs- 
politische Instrumentarium zur Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen verbessert worden. Von Bedeutung 
sind insbesondere folgende Gesetzesänderungen: 

— Einführung der Kooperationserleichterungen 
für kleine und mittlere Unternehmen sowie 
Erweiterung der Mittelstandsempfehlung und 
der Wettbewerbsregeln. 

Entsprechend dem Grundgedanken eines Aus- 
gleichs struktureller Nachteile wurde der 


kartellgesetzliche Wettbewerbsraum für 
kleine und mittlere Unternehmen vergrößert. 
Vereinbarungen über eine Kooperation klei- 
ner und mittlerer Unternehmen nach § 5 b 
GWB können alle Formen der zwischenbe- 
trieblichen Zusammenarbeit erfassen (z. B. 
kooperative Maßnahmen in den Bereichen 
Produktion, Forschung und Entwicklung, Ein- 
kauf und Verkauf), die durch Rationalisie- 
rung wirtschaftlicher Vorgänge der Verbes- 
serung der Leistungsfähigkeit der Beteilig- 
ten dienen. Mittelstandsempfehlungen kön- 
nen sich nach der neuen Regelung des § 38 
Abs. 2 GWB auf jede Form des Verhaltens 
im Wettbewerb beziehen. Neben Preis- und 
Kalkulationsempfehlungen sind auch Empfeh- 
lungen über die gemeinschaftliche Werbung 
möglich. Wettbewerbsregeln sind nunmehr 
nicht allein auf den Schutz des „lauteren" 
Wettbewerbs im Sinne des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb beschränkt, son- 
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dem können darüber hinaus allgemein der 
Sicherung und Förderung eines „leistungs- 
gerechten" Wettbewerbs dienen. 

— - Verschärfung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen und Er- 
weiterung des Diskriminierungsverbots so- 
wie Einführung der vorbeugenden Fusions- 
kontrolle. 

Durch diese Gesetzesänderung kann dem 
Mißbrauch und der Entstehung wirtschaft- 
licher Machtstellungen wirksamer als bisher 
begegnet werden. Der Anwendungsbereich 
des Diskriminierungsverbots schließt jetzt 
auch solche Unternehmen ein, von denen An- 
bieter oder Nachfrager bestimmter Waren 
oder Leistungen in der Weise abhängig sind, 
daß sie keine ausreichenden und zumutbaren 
Möglichkeiten haben, auf andere Unterneh- 
men auszuweichen. Kleine und mittlere Un- 
ternehmen sind häufig von Großunterneh- 
men abhängig, ohne daß die Marktbeherr- 
schungskriterien des § 22 GWB eingreifen. 
In solchen Fällen bietet das erweiterte Dis- 
kriminierungsverbot eine bessere Handhabe 
gegen willkürliche Behinderungen und Dis- 
kriminierungen. 

Die verschärfte Mißbrauchsaufsicht und das 
erweiterte Diskriminierungsverbot ermög- 
lichen darüber hinaus ein wirksameres Vor- 
gehen gegenüber Mißbräuchen starker Markt- 
stellungen auf der Nachfrageseite. Damit 
erhalten insbesondere kleine und mittlere 
Hersteller, die als Zulieferer häufig von gro- 
ßen Abnehmern der Industrie oder des Han- 
dels abhängig sind, einen verbesserten 
Schutz gegenüber Mißbräuchen von Nach- 
fragemacht. Auch das Bundeskartellamt 
wendet dieses verbesserte Instrumentarium 
gegen Mißbräuche nachfragestarker Unter- 
nehmen in zunehmendem Maße an, um da- 
durch einer weiteren Konzentration entge- 
genzuwirken und um wettbewerbliche Markt- 
strukturen insbesondere auf den Zuliefer- 
märkten zu sichern. 

— Um kleine und mittlere Unternehmen über die 
Vorteile der neuen Kooperationserleichterungen 
zu informieren, wurden im Frühjahr 1975 zwei 
Merkblätter über die Kooperationserleichterun- 
gen und die Mittelstandsempfehlung herausge- 
geben. Die große Nachfrage nach beiden Merk- 
blättern zeigt deutlich das Interesse der mit- 
telständischen Wirtschaft an den zusätzlichen 
Kooperationsmöglichkeiten. Die entgegenkom- 
mende Haltung der Kartellbehörden gegenüber 
Mittelstandskooperationen und ihr Bemühen um 
eine möglichst einfache Verfahrensgestaltung 
haben in erheblichem Maße dazu beigetragen, 
daß die Kooperationsmöglichkeiten des § 5 b 
GWB stärker genutzt werden. 

— Im März 1976 wurde eine Neuauflage der Ko- 
operationsfibel („Zwischenbetriebliche Zusam- 
menarbeit: Chancen für den Mittelstand") ver- 
öffentlicht. Die neue Kooperationsfibel unter- 
richtet über alle kartellrechtlichen Aspekte der 


verschiedenen Kooperationsformen und stellt 
damit einen umfassenden wettbewerbsredit- 
lichen Leitfaden für die Kooperationspraxis dar. 

— Die Problematik machtbedingter Wettbewerbs- 
verzerrungen zu Lasten kleiner und mittlerer 
Unternehmen wurde durch Veröffentlichung 
eines Beispielkatalogs für solche Praktiken 
(„Sündenregister") aufgegriffen. Dieser Katalog 
soll die Selbsthilfebemühungen der Wirtschaft 
unterstützen und dazu beitragen, daß die fest- 
gestellten Wettbewerbsverzerrungen beseitigt 
werden. Er soll darüber hinaus aber auch den 
kleinen und mittleren Unternehmen den not- 
wendigen wirtschaftspolitischen Rückhalt geben 
und sie darin bestärken, sich solchen Praktiken 
— gegebenenfalls unter Einschaltung der Kar- 
tellbehörden — zu widersetzen. Als Konsequenz 
des Beispielkatalogs haben die Verbände der 
Industrie, des Handels und des Handwerks im 
November 1975 eine „Gemeinsame Erklärung 
zur Sicherung des Leistungswettbewerbs" ver- 
öffentlicht, mit der die festgestellten wettbe- 
werbsverzerrenden Praktiken mißbilligt und die 
Unternehmen zu deren Unterlassung aufgefor- 
dert werden. 

— Die Bundesregierung hat in den vergangenen 
Jahren die praktischen Auswirkungen des Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG) vom 26. Juni 
1969 ständig beobachtet, wie auch die dazu er- 
gangenen gerichtlichen Entscheidungen auf- 
merksam verfolgt. Dabei konnte sie feststellen, 
daß die vom Gesetzgeber verfolgten Zielsetzun- 
gen durch die Rechtsprechung voll bestätigt 
werden; das gilt vor allem für das Verbot der 
Lockvogelwerbung (§ 3 UWG), für das Verbot 
der irreführenden Werbung mit der Bezeichnung 
„Hersteller" und „Großhändler" (§ 6 a UWG) 
und für das Verbot des Kaufscheinhandels (§ 6 b 
UWG). 

— Im Rahmen des Einführungsgesetzes zum Straf- 
gesetzbuch wurde mit Wirkung vom i. Januar 
1975 das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz- 
arbeit novelliert und damit der Schutz vor allem 
für die kleinen und mittleren Unternehmen des 
Handwerks verbessert. Danach wird die Schwarz- 
arbeit nicht mehr wie früher durch gerichtliche 
Strafverfahren geahndet, sondern durch die Ver- 
waltungsbehörden. Das Verfahren zur Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit ist somit wesentlich ver- 
einfacht worden und kann heute beschleunigt 
durchgeführt werden. Hinzu kommt, daß der 
Bußgeldrahmen von 10 000 DM auf 30 000 DM 
erhöht wurde. Die bisher ergangenen Bußgeld- 
bescheide zeigen, daß die zuständigen Ordnungs- 
ämter in größerem Umfang dazu übergegangen 
sind, Bescheide mit erheblich höheren Geldbu- 
ßen zu erlassen. 

4.2. Steuergesetzgebung 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1971 ein Gesamt- 
konzept für die Steuerreform beschlossen. Die ein- 
zelnen Gesetze sind inzwischen zu einem großen 
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Teil verabschiedet worden. Die Reform erstreckt sich 
auf fast alle Bereiche des Steuerrechts und bringt 
kleinen und mittleren Unternehmen zahlreiche Er- 
leichterungen. 

4.2.1. Vermögensteuer, Erbschaft- und Schenkungsteuer, 
Grundsteuer 

Am 1. Januar 1974 sind die Gesetze zur Reform der 
Vermögensteuer, der Erbschaft- und Schenkung- 
steuer sowie der Grundsteuer in Kraft getreten. 
Ab 1974 gelten für die steuerliche Bewertung des 
Grundbesitzes allgemein Einheitswerte, die nach 
den Verhältnissen von 1964 festgestellt sind. Bei 
der Vermögen- sowie bei der Erbschaft- und Schen- 
kungsteuer werden seither eingetretene Wertstei- 
gerungen beim nichtlandwirtschaftlichen Grundbe- 
sitz — aus Gründen der Gleichbehandlung von 
Grund- und anderem Vermögen — pauschal durch 
einen Zuschlag von 40 °/o des Einheitswerts von 
1964 berücksichtigt. Aufgrund der gleichzeitigen 
Erhöhung von Freibeträgen führt der Ansatz der 
neuen Einheitswerte allerdings nicht generell zu 
Höherbelastungen. 

Folgende Änderungen kommen insbesondere auch 
mittelständischen Unternehmen zugute: 

— Durch die Reform von Steuergesetzen wurden 
die Freibeträge bei der Vermögen- sowie bei 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer stark erhöht, 
um die Bildung und Erhaltung kleinerer Ver- 
mögen steuerlich zu erleichtern. So beträgt der 
Grundfreibetrag bei der Vermögensteuer heute 
70 000 DM gegenüber früher 20 000 DM für jedes 
Familienmitglied. Außerdem erhält nunmehr 
jede der zusammen veranlagten Personen den 
zusätzlichen Freibetrag von 10 000 DM für nicht- 
gewerbliches Vermögen. Nach diesen Regelun- 
gen bleibt heute z. B. bei einem Ehepaar mit 
zwei Kindern ein Vermögen bis zu 320 000 DM 
von vornherein steuerfrei (nach altem Recht 
setzte die Steuerpflicht bereits bei 100 000 DM 
ein). Darüber hinaus wurden die Altersfreibe- 
träge verdoppelt (sie betragen nun bei über 
65jährigen Eheleuten 100 000 DM) und die 
Höchstgrenzen, bis zu denen sie gewährt wer- 
den, angehoben. 

— * Die zum Ausgleich für die Beseitigung der Ab- 
zugsfähigkeit der Vermögensteuer bei der Ein- 
kommensteuer vorgenommene Senkung des Ver- 
mögensteuersatzes für natürliche Personen von 
1,0% auf 1,7% brachte insbesondere auch den 
kleineren Unternehmern eine weitere Entla- 
stung. Zusammen mit der Erhöhung der Ver- 
mögensteuerfreibeträge werden dadurch die 
Mehrbelastungen aufgrund der Erhöhung der 
Grundbesitz-Einheitswerte mehr als kompensiert, 
so daß natürliche Personen in der Regel durch 
die Vermögensteuerreform entlastet werden. 

— Bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer wurde 
— zusätzlich zu einer starken Erhöhung der bis- 
her geltenden Freibeträge — ein Versorgungs- 
freibetrag von 250 000 DM neu eingeführt. Die- 
ser zusätzliche Freibetrag hat gerade für selb- 
ständige Unternehmer ohne gesetzliche Ver- 


sorgungsansprüche große Bedeutung; ein Ehe- 
gatte kann künftig ein Vermögen von 500 000 
DM steuerfrei erben. Die Erhöhung der Frei- 
beträge führt bei gleichzeitiger Änderung der 
Tarifstruktur und Erhöhung der Spitzensätze 
dazu, daß die Belastung für Kinder bei Erb- 
schaften unter 1 Million DM, für Ehegatten bei 
Erbschaften unter 3 Millionen DM geringer ist 
als nach altem Recht. 

— Ein wichtiger Beitrag zur Existenzsicherung klei- 
ner und mittlerer Unternehmen ist ferner die 
neue Stundungsvorschrift im Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz. Jedem Erwerber von 
Betriebsvermögen wird — soweit dies zur Erhal- 
tung des Unternehmens notwendig ist — die 
Erbschaft- und Schenkungsteuer bis zu sieben 
Jahren gestundet. Dadurch wird vermieden, daß 
mittelständische Unternehmen bei Erbfolge in 
Liquiditätsschwierigkeiten kommen. 

4.2.2. Einkommensteuer 

— Bei der Einkommensteuer wurde bereits 1971 
der — durch Höchstgrenzen speziell auf kleine 
und mittlere Unternehmen ausgerichtete — Frei- 
betrag für Veräußerungsgewinne bei Betriebs- 
aufgabe von früher 20 000 DM generell auf 
30 000 DM, im Fall der Betriebsaufgabe aus Al- 
tersgründen oder wegen dauernder Berufsunfä- 
higkeit sogar auf 60 000 DM angehoben. 

— Verschiedene Maßnahmen im Rahmen der zum 
1. Januar 1975 in Kraft getretenen Einkommen- 
steuerreform (Erhöhung des Grundfreibetrages, 
Ausdehnung der Proportionalzone, Anhebung 
von Eingangs- und Spitzensatz) haben das Tarif- 
gefüge so verändert, daß unter Berücksichti- 
gung des gleichzeitigen Wegfalls der Ergän- 
zungsabgabe die Bezieher von Einkommen bis 
rd. 80 000 DM (Ledige) bzw. 160 000 DM (Ver- 
heiratete) steuerlich entlastet werden. Für selb- 
ständige Unternehmer ist die Einführung eines 
Altersentlastungsbetrages bis zu 3 000 DM pro 
Person für Einkünfte, die nicht Renten und 
Pensionen sind, von besonderer Bedeutung. 

— Mit der Erweiterung des Sparprämiengesetzes 
zum gleichen Termin erhielten die selbständigen 
Unternehmer die Möglichkeit, die vermögens- 
wirksam angelegten Beträge prämienunschädlich 
für Investitionen im eigenen Betrieb zu verwen- 
den. 

— Bei den Investitionsförderungsmaßnahmen 
wurde nach Möglichkeit anstelle der früher 
durchweg angewendeten progressionsabhängi- 
gen — und damit Großunternehmen stärker be- 
günstigenden — Sonderabschreibung auf die 
progressions- und gewinnunabhängige — und 
damit gleichmäßig wirkende — Investitionszu- 
lage übergegangen; dies gilt z. B. für die Einfüh- 
rung der Investitionszulage für Investitionen im 
Zonenrandgebiet und anderen förderungsbedürf- 
tigen Gebieten sowie für die Investitionszulage 
für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen. 

— Auch im Konjunkturprogramm vom Dezember 
1974 wurde als befristete investitionsfördernde 
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Maßnahme die den Belangen mittelständischer 
Unternehmer mehr entsprechende gewinnunab- 
hängige Investitionszulage gewählt. Dabei 
wurde bewußt darauf verzichtet, die Investi- 
tionszulage auf bilanzierende Unternehmen zu 
beschränken, so daß auch den kleinen nichtbi- 
lanzierenden Selbständigen und Gewerbetrei- 
benden die Inanspruchnahme der Vergünstigung 
möglich war. 

— Der Anfang 1976 eingeführte auf 5 Millionen 
DM begrenzte Verlustrücktrag stärkt die Wett- 
bewerbsfähigkeit der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen. Der Verlustrücktrag wurde rückwir- 
kend in Kraft gesetzt, so daß bereits die Ver- 
luste des Jahres 1975 mit Gewinnen des Jahres 
1974 verrechnet werden können. Diese Maßnah- 
me ermöglicht denjenigen kleinen und mitt- 
leren Unternehmen, die vorübergehend in eine 
Verlustsituation geraten sind, einen schnelleren 
Ausgleich ihrer Verluste als bei dem bisher 
allein zulässigen Verlustvortrag, der ungeschmä- 
lert bestehen bleibt. 

- — Eine dauerhafte steuerliche Vereinfachung ins- 
besondere für kleine und mittlere Unternehmen 
ergibt sich auch daraus, daß die Voraussetzun- 
gen einer Gewinnermittlung „aufgrund ord- 
nungsmäßiger Buchführung" für die Inanspruch- 
nahme zahlreicher steuerlicher Vergünstigungen 
gestrichen wurde. 

4.2.3. Gewerbesteuer 

Bei der Gewerbesteuer wurde zum 1. Januar 1975 
der Freibetrag der Gewerbeertragsteuer für Per- 
sonenunternehmen von 7 200 auf 15 000 DM erhöht. 
Dadurch sind von den 1,6 Millionen Gewerbebetrie- 
ben 800 000 (vorher 240 000) ganz von der Gewerbe- 
ertragsteuer befreit. Die gleichzeitige Ausdehnung 
der Ermäßigungsstufen führt dazu, daß der volle 
Steuersatz erst für Erträge über 29 400 DM (vorher 
16 800 DM) anwendbar ist. Auch diese Erleichterung 
bringt vor allem für kleine und mittlere Personen- 
unternehmen eine spürbare Entlastung. 

4.2.4. Außensteuerrecht 

Als erster Reformteil ist bereits in 1972 das Außen- 
steuergesetz in Kraft getreten. Dieses Gesetz 
schränkt die Möglichkeit einer mißbräuchlichen Aus- 
nutzung des Steuergefälles gegenüber bestimmten 
Staaten ein, von dem größere Unternehmen eher 
Gebrauch machen konnten als kleinere. Es trägt da- 
mit wesentlich zum Abbau von Wettbewerbsver- 
zerrungen bei. 

4.2.5. Abgabenordnung 

Mit der neuen Abgabenordnung, die zahlreiche Ein- 
zelvorschriften des allgemeinen Steuerrechts und 
des Steuerverfahrensrechts wieder in einem Gesetz 
zusammenfaßt, wird ein wichtiger Teil des Steuer- 
rechts überschaubarer und einfacher gestaltet. Unter 
anderem wurden die Buchführungsgrenzen zum Teil 
erheblich angehoben, und zwar 

— die Umsatzgrenze von 250 000 DM auf 360 000 
DM, 


— die Betriebsvermögensgrenze von 50 000 DM auf 
100 000 DM, 

— die Gewinngrenze bei Gewerbebetrieben von 
12 000 DM auf 24 000 DM. 

Der Steuerpflichtige kann nach der Reform der Ab- 
gabenordnung seine Rechte und Pflichten gegenüber 
dem Staat klarer erkennen. Einem besonderen mit- 
telstandspolitischen Anliegen wurde damit entspro- 
chen. 


4.3. Sozialpolitische Gesetzgebung 

4.3.1. Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung 
für Selbständige 

In den Grundsätzen einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen hat die Bundesregierung 
bereits 1970 darauf hingewiesen, daß der Besitz ei- 
nes Unternehmens nicht immer eine ausreichende 
Grundlage für die soziale Sicherung des Inhabers 
darstelle und deshalb auch für die Selbständigen 
das umfassende System der sozialen Sicherheit so- 
weit wie möglich erschlossen werden müsse. 

Durch die Öffnung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für Selbständige mit dem „Gesetz zur weite- 
ren Reform der gesetzlichen Rentenversicherung" 
vom 16. Oktober 1972 wurde die soziale Lage ins- 
besondere der selbständigen mittelständischen Un- 
ternehmer wesentlich verbessert. Damit wurde eine 
seit langem erhobene Forderung kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen realisiert. 

Seither können sich die bisher von der Pflichtver- 
sicherung ausgeschlossenen Selbständigen auf An- 
trag in der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht- 
versichern. Davon hatten bis Ende 1975 ca. 92 000 
Selbständige Gebrauch gemacht. Die Selbständigen 
können aber auch ihre freiwillige Versicherung fort- 
setzen oder künftig freiwillige Beiträge zur Renten- 
versicherung entrichten. Durch die Regelungen über 
die Nachentrichtung von Beiträgen bis einschließ- 
lich 1956 (Ende der Antragsfrist: 31. Dezember 
1975) ist die Möglichkeit geschaffen worden, daß 
sich auch noch ältere Selbständige versichern und 
vorhandene Rentenanwartschaften ausbauen oder 
neu begründen können. 

Die Wahlmöglichkeit trägt der Verschiedenartigkeit 
und der differenzierten Leistungsfähigkeit der ein- 
zelnen Selbständigen und Selbständigengruppen 
Rechnung. 

4.3.2. Schwerbehindertengesetz 

Das neue Schwerbehindertengesetz sieht in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 29. April 1974 vor, 
daß Arbeitgeber mit weniger als 16 Beschäftigten 
von der sonst bestehenden Verpflichtung frei sind, 
einen Teil ihrer Arbeitsplätze mit Schwerbehinder- 
ten zu besetzen oder je nicht besetztem Pflichtplatz 
eine Ausgleichsabgabe von 100 DM monatlich zu 
entrichten. Durch Rechtsverordnung können darüber 
hinaus Arbeitgeber mit bis zu 30 Beschäftigten von 
der Zahlung der Ausgleichsabgabe befreit werden. 
Ferner können Schwerbehinderten finanzielle Hil- 
fen zur wirtschaftlichen Selbständigkeit aus Mitteln 
der Ausgleichsabgabe gewährt werden. 
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4.3.3. Drittes Vermögensbildungsgesetz 

Vermögenswirksame Leistungen im Sinne des 3. 
Vermögensbildungsgesetzes („624 DM" -Gesetz) 
können seit 1972 auch prämienbegünstigt zur Anlage 
im Betrieb des Arbeitgebers als Darlehen des Ar- 
beitnehmers verwandt werden, wenn die Mindest- 
verzinsung 4 % beträgt und der Darlehensvertrag 
durch ein Kreditinstitut verbürgt ist (§ 1 Abs. 2 
Nr. 6 SparPG). Damit können vermögenswirksam 
gezahlte Beträge auch kleinen und mittleren Unter- 
nehmen zur Verfügung gestellt werden und damit 
deren Finanzierungsmöglichkeiten verbessern. 

4.4. Berufliche Bildung 

Im Juni 1975 hat die Bundesregierung dem Bundes- 
tag den Entwurf eines neuen Berufsbildungsgesetzes 
vorgelegt (Drucksache 7/3714), der am 9. April 1976 
vom Bundestag verabschiedet, jedoch am 14. Mai 
1976 vom Bundesrat abgelehnt worden ist. Der Ge- 
setzentwurf sah vor, finanzielle Hilfen zur Schaf- 
fung zusätzlicher und zur Sicherung bestehender 
Lehrstellen zu gewähren. Die Mittel für diese Hil- 
fen sollten auf der Grundlage der Summe der von 
einem Arbeitgeber im Kalenderjahr zu zahlenden 
Löhne und Gehälter sowie sonstigen Entgelte im 
Sinne des § 87 des Gesetzentwurfes aufgebracht 
werden. Durch einen Freibetrag in Höhe von 400 000 
DM sollte sichergestellt werden, daß kleine und 
mittlere Unternehmen entsprechend entlastet wer- 
den. 

Die finanzielle Unterstützung der Ausbildungsbe- 
triebe ist erforderlich, um auch für die in den näch- 
sten Jahren stark ansteigende Zahl von Schulab- 
gängern betriebliche Ausbildungsplätze in ausrei- 
chendem Umfang zur Verfügung zu stellen und um 
einen für die 90er Jahre zu befürchtenden Fachar- 
beitermangel zu verhindern. 

Die Marktchancen kleiner und mittlerer Unterneh- 
men hängen in besonders hohem Maße von einer 
ausreichenden Zahl qualifizierter Nachwuchskräfte 
ab. Deshalb diente die im Gesetzentwurf vorge- 
sehene Finanzierungsregelung auch dem Interesse 
dieser Unternehmen. 

In diesem Zusammenhang ist ferner die Förderung 
der überbetrieblichen Ausbildung zu erwähnen, der 
die Bundesregierung besondere Bedeutung beimißt, 
weil in vielen kleinen und mittleren Unternehmen 


1. Die Strukturpolitik für kleine und mittlere Un- 
ternehmen ist ein Teil der gesamten Wirt- 
schaftspolitik. Eine Wirtschaftspolitik, die im 
Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu 
einem hohen Beschäftigungsstand, zu außen- 


nicht mehr alle für eine qualifizierte Ausbildung 
erforderlichen Kenntnisse vermittelt werden kön- 
nen. Von 1970 bis 1975 wurden aus dem Bundes- 
haushalt 215 Millionen DM für die Ergänzung der 
betrieblichen Ausbildung durch überbetriebliche 
Ausbildungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt. 

4.5. Filmförderungsgesetz 

Die erste und insbesondere die zweite Novelle zum 
Filmförderungsgesetz vom 13. August 1971 bzw. 3. 
März 1974 enthalten eine Reihe von Hilfen für die 
zum weit überwiegenden Teil zum Kreis mittel- 
ständischer Unternehmen zählenden Filmhersteller 
und Filmtheaterbesitzer (rd. 93 °/o dieser Unterneh- 
men haben Jahresumsätze bis zu 1 Million DM). Es 
wurde eine Projektförderung eingeführt, die es er- 
laubt, bereits Filmvorhaben mitzufinanzieren, den 
Absatz guter Filme zu erleichtern, beispielhafte Maß- 
nahmen im Bereich der Filmtheater zu unterstützen 
und die berufliche Fortbildung des künstlerischen 
und technischen Nachwuchses zu fördern. Das Ab- 
kommen über die Zusammenarbeit zwischen der 
Filmförderungsanstalt und den Rundfunkanstalten 
(Fernsehen) vom 4. November 1974 ergänzt diese 
Förderungshilfen. 

4.6. Mineralölbevorratung 

Bei der Pflichtbevorratung nach dem Gesetz über 
Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen in der Fas- 
sung vom 4. September 1975 gewährt die Bundes- 
regierung unabhängigen Importeuren, die überwie- 
gend zum Kreis der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen gehören, folgende Erleichterungen: 

— Niedrigere Höchstvorräte 

— Vorratsaufbau in Stufen 

— - Begünstigung bei einheitswertabhängigen Steu- 
ern. 

Außerdem hat die Bundesregierung diesen Unter- 
nehmen angcboten, 

— Kavernen für die Einlagerung der Pflichtvorräte 
durch die Industrieverwaltungsgesellschaft mbH 
(IVG) bereitzustellen und 

— Kredite für den oberirdischen Lagerbau und für 
den Kauf von Vorratsmengen zu verbürgen. 


und mittlere Unternehmen 


wirtschaftlichem Gleichgewicht und zu stetigem 
und angemessenem Wirtschaftswachstum bei- 
trägt, bildet auch für kleine und mittlere Unter- 
nehmen die beste Voraussetzung, um sich be- 
haupten und entfalten zu können. Im Rahmen 
dieser allgemeinen Zielsetzung muß die Struk- 


DRITTER TEIL 

Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine 
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turpolitik für kleine und mittlere Unternehmen 
darauf hinwirken, daß sich im marktwirtschaft- 
lichen Prozeß leistungsfähige Unternehmens- 
größen herausbilden, Produktivitätsreserven 
mobilisiert und Verbraucherwünsche bestmög- 
lichst befriedigt werden. 

2. Leistungsfähige Klein- und Mittelbetriebe in 
Industrie, Handwerk, Handel, Hotel- und Gast- 
stättengewerbe, Verkehrswirtschaft und ande- 
ren Bereichen sind ein wesentlicher Bestandteil 
einer dynamischen und arbeitsteiligen Markt- 
wirtschaft, auch wenn der internationale Wett- 
bewerb und der technische Fortschritt vielfach 
große Unternehmen erfordern. Durch die Viel- 
falt von Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben im 
Wettbewerb wird ein breites und flexibles Gü- 
ter- und Arbeitsplatzangebot gewährleistet. Dies 
liegt nicht zuletzt im Interesse der Verbraucher 
und der Arbeitnehmer, denen auf den Konsum- 
gütermärkten und auf dem Arbeitsmarkt Wahl- 
möglichkeiten geboten werden müssen. 

3. Aufgabe der Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen ist es insbesondere, diese 
Unternehmen bei der Verbesserung ihrer Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit dadurch zu 
unterstützen, daß ihnen die Anpassung an den 
schnellen wirtschaftlichen und technischen 
Strukturwandel erleichtert wird, Wettbewerbs- 
hemmnisse abgebaut und soziale Härten bei der 
Anpassung an strukturelle Veränderungen ge- 
mildert werden. Die strukturpolitischen Maß- 
nahmen sind grundsätzlich subsidiärer Art. Sie 
sollen den Unternehmern die im Marktprozeß 
erforderliche Entscheidungsfreiheit erhalten und 
ihre eigene Initiative unterstützen. Dagegen 
kann es nicht die Aufgabe eine zukunftsweisen- 
den, die Erhöhung des Lebensstandards aller 
Bevölkerungsschichten anstrebenden Wirt- 
schaftspolitik sein, überholte Strukturen zu 
konservieren. 

4. Die Sicherung und Förderung eines funktions- 
fähigen Wettbewerbs ist für eine wirksame und 
zukunftsorientierte Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen von entscheidender 
Bedeutung. Es ist nicht Aufgabe des Staates, 
bestimmte Unternehmensgrößen anzustreben 
oder zu garantieren. Der Staat muß vielmehr 
die Voraussetzungen für einen aktiven Lei- 
stungswettbewerb schaffen, damit sich leistungs- 
fähige Unternehmensgrößen aller Art entwik- 
keln können. Dabei kommt es insbesondere 
darauf an, Wettbewerbsverzerrungen zu ver- 
hindern und Wettbewerbsnachteile, die sich für 
kleine und mittlere Unternehmen aus der Unter- 
nehmensgröße ergeben können, abzubauen. 

Der Wettbewerb darf nicht durch Absprachen 
oder abgestimmte Verhaltensweisen behindert 
werden. Unternehmenszusammenschlüsse, die 
die Märkte verengen oder zu marktbeherrschen- 
den Stellungen einzelner Marktteilnehmer füh- 
ren, müssen ebenso verhindert werden wie der 
Mißbrauch wirtschaftlicher Macht. Andererseits 
ist die leistungssteigernde Kooperation kleiner 


und mittlerer Unternehmen zu fördern. Die 
Märkte müssen auch für Nachwuchskräfte und 
Außenseiter offen sein. 

5. Die Struklur der Unternehmensgrößen wird 
durch die Rechtsordnung wesentlich beeinflußt. 
Die Strukturpolitik für kleine und mittlere Un- 
ternehmen muß deshalb darauf hinwirken, daß 
die Erfordernisse dieser Unternehmen in allen 
Bereichen der Gesetzgebung angemessen be- 
rücksichtigt werden und etwaige Wettbewerbs- 
nachteile, die sich als Auswirkungen der Gesetz- 
gebung — z. B. im Steuerrecht, Gesellschafts- 
recht, Wettbewerbsrecht, Patentrecht oder im 
Arbeits- und Sozialrecht — ergeben können, 
vermieden werden. 

6. Angesichts des schnellen Strukturwandels in 
der Wirtschaft kann nicht mehr allgemein da- 
von ausgegangen werden, daß allein der Be- 
sitz eines Unternehmens schon eine ausreichen- 
de Grundlage für die soziale Sicherung des Un- 
ternehmers darstellt. Deshalb ist das umfas- 
sende System der sozialen Sicherung für Selb- 
ständige weitgehend geöffnet worden. Damit 
sind gleichzeitig die Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen, daß unvermeidliche Anpassungspro- 
zesse erleichtert und mit sozialen Kosten ver- 
bundene Friktionen vermindert werden. 

7. Kleine und mittlere Unternehmen investieren 
meist nicht kontinuierlich, sondern führen in 
unregelmäßigen Abständen größere Investi- 
tionsvorhaben durch, die sich häufig auf alle 
Unternehmensbereiche auswirken. Sie haben es 
im allgemeinen schwerer, sich Finanzierungsmit- 
tel für diese Investitionen zu beschaffen, zumal 
ihnen der Emissionsmarkt verschlossen ist. 
Unter bestimmten strukturpolitischen Voraus- 
setzungen stehen ihnen deshalb ergänzende 
Möglichkeiten zur Beschaffung langfristigen 
Fremdkapitals zu festen, für die gesamte Lauf- 
zeit unveränderbaren Zinssätzen, aber auch zur 
Aufnahme haftenden Kapitals zur Verfügung. 

8. Das technische und ökonomische Wissen muß 
kleinen und mittleren Unternehmen leichter zu- 
gänglich gemacht werden. Die Verbesserung der 
Information, die Förderung von Forschung, Ent- 
wicklung und Innovation, der Ausbau des Be- 
ratungswesens und die Erleichterung der Ko- 
operation sind wesentliche Instrumente einer 
Strukturpolitik für kleine und mittlere Unter- 
nehmen. Die dadurch erzielte Leistungssteige- 
rung kommt nicht nur den Unternehmen zu- 
gute, sondern sichert auch die Arbeitsplätze 
der in ihnen beschäftigten Arbeitnehmer und 
trägt zugleich zur Steigerung des Lebensstan- 
dards der Bevölkerung bei. Die dafür aufge- 
wandten Öffentlichen Mittel stellen Investitio- 
nen zur Verbesserung der volkswirtschaftlichen 
Produktivität dar. 

9. Im Rahmen der Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen kommt auch der Ver- 
besserung der Unternehmerqualifikation beson- 
dere Bedeutung zu. Wirtschaftliche Entwicklung 
und Strukturwandel stellen an die Inhaber klei- 
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ner und mittlerer Unternehmen ständig stei- 
gende Anforderungen. Die Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens hängt zunehmend davon ab, 
daß sich der Inhaber moderner Führungstech- 
niken zu bedienen versteht. Die fachlichen 
Kenntnisse und die unternehmerischen Fähig- 
keiten müssen deshalb laufend dem wirtschaft- 
lichen und technischen Fortschritt angepaßt 
werden. In gleicher Weise ist auch eine ent- 
sprechende Qualifikation der Mitarbeiter eine 
wesentliche Voraussetzung für die Leistungs- 
kraft und die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen. 

10. Die Verbesserung und Intensivierung der be- 
ruflichen Bildung sowie ihre Integration in das 
gesamte Bildungssystem ist auch unter struktur- 
politischen Gesichtspunkten ein vorrangiges 
Ziel. Die Qualität der Ausbildung ist von ent- 


VIERTER TEIL 

Aktionsprogramm zur Leistungssteigerung 

I. Vorbemerkung 

Mit dem im Dezember 1970 beschlossenen Aktions- 
programm zur Leistungssteigerung kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen (Drucksache VI/1666, Teil III) 
hat die Bundesregierung ein systematisches Kon- 
zept zur Realisierung der Ziele einer Strukturpoli- 
tik für kleine und mittlere Unternehmen vorgelegt. 
Dieses Aktionsprogramm bildete in den vergange- 
nen fünf Jahren die Grundlage der unternehmens- 
größenbezogenen Strukturpolitik und hat wesent- 
lich zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit der 
kleinen und mittleren Unternehmen beigetragen. 

Um den Erfahrungen der letzten Jahre und neuen 
Erkenntnissen über die Entwicklung der Unterneh- 
mensgrößenstruktur Rechnung zu tragen, hat die 
Bundesregierung eine Fortschreibung des Aktions- 
programms beschlossen. Damit unterstreicht sie er- 
neut ihren Willen, auch künftig die Leistungskraft 
und die Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen nach dem Grundsatz der Hilfe 
zur Selbsthilfe zu stärken und zu verbessern. 

Schwerpunkte des Aktionsprogramms sind 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbe- 
dingungen 

— Maßnahmen zur Steigerung der Leistungsfähig- 
keit 

— Maßnahmen zur Verbesserung der betrieblichen 
Finanzierungsmöglichkeiten. 

Bei der Realisierung dieser Maßnahmen wird die 
Bundesregierung auch die Förderungsprogramme 
der Länder berücksichtigen. Zu diesem Zweck wird 
eine enge Zusammenarbeit mit den Ländern ange- 
strebt. 


scheidender Bedeutung für die Leistungskraft 
der gesamten Volkswirtschaft. Da die Mehrzahl 
der Beschäftigten ihre berufliche Ausbildung in 
kleinen und mittleren Unternehmen erhält, 
müssen diese Unternehmen in die Lage ver- 
setzt werden, ihre Aufgaben in der beruflichen 
Bildung entsprechend den Ausbildungsordnun- 
gen auch in Zukunft erfüllen zu können. Ein 
hohes Ausbildungsniveau und eine ausreichen- 
de Zahl qualifizierter Fachkräfte tragen ent- 
scheidend zur Erhaltung und Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen bei. Der Ausbau der Ausbildungs- 
kapazität muß deshalb verstärkt fortgesetzt wer- 
den. Darüber hinaus muß bei der Gestaltung der 
Ausbildungsordnungen nicht nur den Belangen 
der großen, sondern auch denen der kleinen und 
mittleren Unternehmen Rechnung getragen wer- 
den. 


kleiner und mittlerer Unternehmen 


II. Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmen- 
bedingungen 

Bewährtes Leitbild der Wirtschaftsordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland ist die nach freiheitli- 
chen Grundsätzen gestaltete und dem sozialen Fort- 
schritt dienende Marktwirtschaft. Aufgabe einer 
unternehmensgrößenbezogenen Strukturpolitik in 
der Marktwirtschaft ist nicht die Erhaltung be- 
stimmter Wirtschaftsstrukturen,- ihre Aufgabe ist 
vielmehr, kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Sicherung und Verbesserung ihrer Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit zu unterstützen und ihnen 
die Anpassung an strukturelle Veränderungen zu 
erleichtern. Dies geschieht insbesondere durch ge- 
eignete Rahmenbedignungen, die kleinen und mitt- 
leren Unternehmen eine erfolgreiche Teilnahme am 
Wettbewerb ermöglichen. Die 1973 erfolgte Novel- 
lierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, mit der die Kooperation zwischen kleinen 
und mittleren Unternehmen erleichtert und dem 
mißbräuchlichen Einsatz von Marktmacht entgegen- 
gewirkt wird, war ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung. 

Von großer Bedeutung für die Sicherung der Funk- 
tions- und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittle- 
rer Unternehmen ist neben der Wettbewerbsord- 
nung vor allem auch die Steuer- und Sozialgesetz- 
gebung. Die Anhebung der Freibeträge im Rahmen 
der Steuerreform hat die kleinen und mittleren Ein- 
kommen entlastet. Insbesondere durch die Erhö- 
hung der Freibeträge bei der Gewerbesteuer sind 
über die Hälfte aller Gewerbetreibenden von der 
Gewerbeertragsteuer freigestellt worden. Ferner ist 
durch das Rentenreformgesetz von 1972 die Alters- 
versorgung weiterer Gruppen von Selbständigen er- 
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leichtert worden. Mit diesen Maßnahmen hat die 
Bundesregierung wesentlichen Belangen der mittel- 
ständischen Wirtschaft Rechnung getragen. 

Die Erhaltung einer ausgewogenen Unternehmens- 
größenstruktur ist nur möglich, wenn auch die klei- 
nen und mittleren Unternehmen die zur Anpassung 
an den technischen und wirtschaftlichen Fortschritt 
notwendigen Investitionen vornehmen. Die Inve- 
stitionsentscheidungen des Unternehmers hängen 
allerdings in hohem Maße davon ab, ob er auf län- 
gere Sicht mit einem angemessenen Ertrag rechnen 
kann. Die Bundesregierung wird deshalb darauf 
achten, daß der Notwendigkeit von Investitionen in 
der Steuerpolitik auch künftig angemessen Rech- 
nung getragen wird. Eine Verstetigung der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik ist für die Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer Unterneh- 
men von großer Wichtigkeit. 

Das System der sozialen Sicherung in der Bundes- 
republik Deutschland hat zu einem sozialen Klima 
geführt, von dem die gesamte Volkswirtschaft, und 
damit auch die mittelständische Wirtschaft, profi- 
tiert. Es muß sowohl aus gesellschaftspolitischen als 
auch aus wirtschaftlichen Gründen erhalten bleiben. 
Die Bundesregierung wird auch künftig bei sozial- 
politischen Vorhaben die besondere Situation klei- 
ner und mittlerer Unternehmen beachten, um ein 
angemessenes Verhältnis von sozialem Fortschritt 
und Leistungsfähigkeit dieser Unternehmen zu er- 
halten. 

Entsprechend diesen Grundlinien wird die Bundes- 
regierung dafür Sorge tragen, daß die Erfordernisse 
der mittelständischen Wirtschaft — im Einklang mit 
der gesamtwirtschaftlichen Lage — in allen Berei- 
chen der Gesetzgebung angemessen berücksichtigt 
werden. Auf mittlere Sicht sind im einzelnen Maß- 
nahmen in folgenden Bereichen vorgesehen: 

1 . Wettbewerbsordnung 

Die Wettbewerbspolitik der Bundesregierung wird 
auch weiterhin daran orientiert sein, daß eine funk- 
tionsfähige Marktwirtschaft eine Vielzahl von Un- 
ternehmen aller Größenklassen voraussetzt. Ihr 
Ziel bleibt deshalb die Verbesserung der struk- 
turellen Bedingungen für den Wettbewerb und die 
Eindämmung mißbräuchlicher Ausnutzung von 
Marktmacht. Zur Sicherung und Förderung eines 
wirksamen Wettbewerbs wird die Bundesregierung 
insbesondere dafür Sorge tragen, daß Wettbewerbs- 
nachteile kleiner und mittlerer Unternehmen, die 
sich aus der Unternehmensgröße ergeben können, 
weiter abgebaut werden. 

1 . 1 . 

Die Bundesregierung wird die kartellrechtlichen 
Möglichkeiten zur Bekämpfung machtbedingter 
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten kleiner und 
mittlerer Unternehmen auch nach den Verbesse- 
rungen durch die Kartellgesetznovelle von 1973 
laufend überprüfen. Zu diesem Zweck werden die 
Gespräche mit den beteiligten Wirtschaftskreisen, 
die bereits zur Herausgabe der „Gemeinsamen Er- 
klärung zur Sicherung des Leistungswettbewerbs" 


durch die Spitzenverbände der Wirtschaft geführt 
haben, fortgesetzt. Hierbei wird es vor allem um 
Lösungen für weitere Formen wettbewerbsverzer- 
render Praktiken gehen, insbesondere bei der Ge- 
währung von Rabatten. Dabei geht die Bundesre- 
gierung allerdings von dem Grundsatz aus, daß die 
Möglichkeit eines Unternehmens, seine Wettbe- 
werbslage durch das Aushandeln individueller Kon- 
ditionen aufgrund seiner besonderen Leistungs- 
fähigkeit zu verbessern, eine wesentliche Antriebs- 
kraft für den Wettbewerb darstellt und deshalb nicht 
ausgeschlossen werden darf. Sofern die Beseitigung 
wettbewerbsverzerrender Praktiken auf freiwilliger 
Basis nicht den erwarteten Erfolg zeigt, wird die 
Bundesregierung prüfen, inwieweit gesetzliche Re- 
gelungen auf diesem Gebiet notwendig sind. 

1 . 2 . 

Unter dem Gesichtspunkt der Förderung des Lei- 
stungswettbewerbs wird die Bundesregierung auch 
das Problem des Mißbrauchs von Nachfragemacht, 
wodurch vor allem mittelständische Hersteller be- 
troffen sind, prüfen. Dabei wird insbesondere die 
Frage im Vordergrund stehen, inwieweit eine effi- 
zientere Ausgestaltung des § 22 GWB gegenüber 
Mißbräuchen einer marktbeherrschenden Stellung 
auf der Nachfrageseite erforderlich ist. Sobald aus- 
reichende Erfahrungen mit dem durch die Kartell- 
gesetznovelle von 1973 erweiterten Diskriminie- 
rungsverbot vorliegen, wird die Bundesregierung 
ferner prüfen, ob diese Vorschrift ausreicht, um 
willkürlichen Diskriminierungen durch marktstarke 
Abnehmer zu Lasten kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen wirksam begegnen zu können. 

1 . 3 . 

Die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit soll im 
Rahmen des Wettbewerbsrechts weiter gefördert 
werden. Dabei kommt es vor allem darauf an, den 
kartellrechtsfreien Raum zu verdeutlichen. Diesem 
Zweck dient insbesondere die Neuauflage der Ko- 
operationsfibel. 

Die neue Kooperationsfibel unterrichtet über alle 
kartellrechtlichen Aspekte der vielfältigen Formen 
der Kooperation bei Ein- und Verkauf, Produktion, 
Forschung, Werbung, Meinungs- und Erfahrungs- 
austausch sowie kaufmännischer Verwaltung und 
stellt damit einen umfassenden wettbewerbsrecht- 
lichen Leitfaden für die Kooperationspraxis dar. 

Besondere Berücksichtigung finden neben der Dar- 
stellung des vom Kartellgesetz nicht berührten Frei- 
raums für Kooperationen die Anwendungsmöglich- 
keiten der Kooperationserleichterungen der Kartell- 
gesetznovelle von 1973 (Mittelstandsvereinbarung 
nach § 5 b, Mittelstandsempfehlungen, Wettbewerbs- 
regeln). 

1 . 4 . 

Entsprechend der Entschließung des Bundestages 
vom 14. Juni 1973 wird die Bundesregierung An- 
fang 1977 einen Bericht über die Erfahrungen mit 
der in der Kartellgesetznovelle geregelten Unver- 
bindlichen Preisempfehlung vorlegen. Sofern über- 


49 



Drucksache 7/5248 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


wiegend negative Auswirkungen für Verbraucher 
und Handel festgestellt werden, wird die Bundes- 
regierung entsprechende Gesetzesänderungen Vor- 
schlägen. 

2. Steuerrecht 

In der Steuerpolitik wird die Bundesregierung wei- 
terhin dafür Sorge tragen, daß — im Rahmen der 
Prinzipien der Gleichmäßigkeit und der Wettbe- 
werbsneutralität der Besteuerung — das Ziel der 
Erhaltung der Leistungskraft kleiner und mittlerer 
Unternehmen durch eine entsprechende Ausgestal- 
tung der Steuergesetze angemessen berücksichtigt 
wird. So stellt die Einführung eines auf 5 Millionen 
DM begrenzten Verlustrücktrags bei der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer eine vor allem auf die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen gerichtete Maßnahme dar. 
Die durch den Verlustrücktrag ermöglichte Steuer- 
rückzahlung bringt den betroffenen Unternehmen 
einen sofortigen Liquiditätszufluß — mit entspre- 
chend positiven Wirkungen auf Investitionsfähig- 
keit und Beschäftigung — , der ihnen das Verblei- 
ben am Markt erleichtert. Zugleich ist diese Ände- 
rung eine dauerhafte strukturelle Verbesserung des 
Steuersystems. 

2 . 1 . 

Die Bundesregierung wird für ein fristgerechtes In- 
krafttreten der Körperschaftsteuerreform zum 1. Ja- 
nuar 1977 eintreten. Dieser wichtige Teil des von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesamtkonzepts 
der Steuerreform soll die steuerliche Doppelbela- 
stung der ausgeschütteten Gewinne der Körperschaf- 
ten durch Einführung des Vollanrechnungsverfah- 
rens beseitigen und damit auch einen Beitrag zu 
einer rechtsformneutralen Besteuerung leisten. Ne- 
ben anderen Zielsetzungen — z. B. Erleichterung der 
Transformation von Sparkapital in haftendes Kapital 
der Unternehmen, Beseitigung des strukturkonser- 
vierenden Schachtelpriviiegs — soll gerade auch die 
Eigenfinanzierung kleiner und mittlerer Kapital- 
gesellschaften erleichtert werden. Für sie ist es von 
besonderer Bedeutung, daß sich bei Ausschüttung 
der Gewinne und Wiederanlage im Wege einer 
Kapitalerhöhung die Steuerbelastung auf den indi- 
viduellen Einkommensteuersatz des Kapitaleigners 
reduziert. Damit kann das Eigenkapital mit einer 
wesentlich geringeren Steuerbelastung aufgestockt 
werden als bisher. Zugleich wird ein rein steuer- 
liches Hemmnis, das vielfach mittelständische Unter- 
nehmen daran gehindert hat, die Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft zu wählen, beseitigt. 

2 . 2 . 

Die Änderung der Unternehmensform wird durch 
das Umwandlungssteuergesetz wesentlich erleich- 
tert. Das Umwandlungssteuergesetz soll in Überein- 
stimmung mit den Zielen der Körperschaftsteuer- 
reform so geändert werden, daß die zweimalige 
steuerliche Belastung stiller Reserven in den Fällen 
der Umwandlung von Kapitalgesellschaften auf Per- 
sonenunternehmen entfällt. Die Bundesregierung 


wird darüber hinaus prüfen, ob und inwieweit bei 
Umwandlungen vor allem im Interesse der kleinen 
und mittleren Unternehmen eine Befreiung von der 
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt ist. 

2 . 3 . 

Die Bundesregierung wird weiterhin die steuer- 
lichen Rahmenbedingungen für eine ausreichende 
Investitionstätigkeit auch der kleinen und mittleren 
Unternehmen überprüfen. 

2 . 4 . 

Die Stellung der Gewerbesteuer im deutschen Steu- 
ersystem muß auch im Zusammenhang mit der noch 
ausstehenden Harmonisierung der indirekten Be- 
steuerung in der EG gesehen werden. Bei der Aus- 
gestaltung dieser Steuer hat die Bundesregierung 
mit der Verbesserung der Freibetragsregelung im 
Rahmen der Steuerreform der Situation der kleinen 
und mittleren Unternehmen bereits Rechnung getra- 
gen. Sie wird diesem Problem auch künftig ihre Auf- 
merksamkeit widmen. 

2 . 5 . 

Die Bundesregierung appelliert an die Länder, die 
Regelungen über die Begrenzung und Kopplung der 
Hebesätze der Realsteuern möglichst einheitlich zu 
gestalten, um eine weitgehende Wettbewerbsneu- 
tralität der Realsteuern zu erreichen. 

Die Bundesregierung regt bei den Ländern und Ge- 
meinden an, den mit der Lohnsummensteuer ver- 
bundenen Wettbewerbsproblemen, die sich vor 
allem für lohnintensive kleine und mittlere Unter- 
nehmen stellen können, auch im Hinblick auf die 
Sicherung der Arbeitsplätze besondere Beachtung 
zu schenken. 

2 . 6 . 

Im übrigen wird sich die Bundesregierung auch in 
anderen steuerlichen Fragen für die Wahrung der 
berechtigten Interessen und Belange der kleinen 
und mittleren Unternehmen einsetzen. So wird sie 
z. B. für eine Regelung eintreten, die es in Über- 
einstimmung mit den Vorschriften des EWG-Vertra- 
ges gestattet, das System der Biersteuermengenstaf- 
fel aufrechtzuerhalten. 


3. Baurecht/Raumordnung 

Die vor allem in den Randgebieten der Städte ent- 
standenen neuen Großbetriebsformen können dazu 
führen, daß die strukturpolitisch notwendige aus- 
gewogene Mischung verschiedener Betriebsgrößen 
und Betriebsformen sowie eine ausgeglichene regio- 
nale Verteilung der Handels-, Handwerks- und 
Dienstleistungsbetriebe, die der Nahversorgung der 
Bevölkerung dient, gefährdet wird. 

3 . 1 . 

Das vom Bundestag verabschiedete Gesetz zur Än- 
derung des Bundesbaugesetzes, das noch der Zu- 
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Stimmung des Bundesrates bedarf, soll die Gemein- 
den besser als bisher in die Lage versetzen, zu einer 
städtebaulich ausgewogenen Standortpolitik zu ge- 
langen. Damit werden ihre Möglichkeiten verbes- 
sert, einer unkoordinierten Ansiedlung von Groß- 
betriebsformen des Handels zu begegnen. Dies soll 
insbesondere durch eine Abstimmung zwischen 
Stadtentwicklungs- und Bauleitplanung sowie durch 
eine frühzeitige Beteiligung der Bürger und damit 
auch der örtlichen gewerblichen Wirtschaft an den 
Planungsprozessen erreicht werden. Dem gleichen 
Ziel dienen auch die Vorschriften über die Abstim- 
mung der Bauleitplanungen benachbarter Gemein- 
den und die konkreteren Festsetzungsmöglichkeiten 
für Bodennutzungen. 

3.2. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
wird sich die Bundesregierung für eine möglichst 
einheitliche Praxis hinsichtlich der Errichtung von 
Einkaufszentren und Verbrauchermärkten und deren 
Integration in die städtebauliche Struktur einsetzen. 


4. Unternehmensrecht 

Die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer 
Unternehmen hängt auch davon ab, daß für ihre 
jeweilige Tätigkeit angemessene Organisationsfor- 
men zur Verfügung stehen. Dabei gewinnt die 
GmbH als haftungsbeschränkende Unternehmens- 
form wachsende Bedeutung. Die Bundesregierung 
wird deshalb darauf hinwirken, daß bei der Neu- 
regelung des GmbH-Rechts die besonderen Belange 
der kleinen und mittleren Unternehmen berücksich- 
tigt werden. 

4.1. 

Durch den Regierungsentwurf eines neuen GmbH- 
Gesetzes soll für diese Unternehmensform ein mo- 
dernes Organisationsrecht geschaffen werden. Dabei 
wird dem vor allem für kleine und mittlere Unter- 
nehmen wichtigen Grundsatz der Flexibilität Rech- 
nung getragen, indem die Gestaltung der Rechtsver- 
hältnisse weitgehend vertraglichen Vereinbarungen 
überlassen bleibt und damit den Bedürfnissen des 
einzelnen Unternehmens angepaßt werden kann. 

4.2. 

Bei den Beratungen in der EG über die Harmonisie- 
rung der Rechnungslegungsvorschriften für Kapital- 
gesellschaften wird sich die Bundesregierung für 
Regelungen einsetzen, die einerseits dem erforder- 
lichen Gläubigerschutz Rechnung tragen, anderer- 
seits aber für kleine und mittlere Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung Erleichterungen hinsicht- 
lich der Prüfungs- und Publizitätspflicht vorsehen. 


5. Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen an 
öffentlichen Aufträgen 

Auch im Bereich des öffentlichen Auftragswesens 
können sich für kleine und mittlere Unternehmen 
größenbedingte Wettbewerbsnachteile ergeben. Ein- 


zelne Bundesressorts haben deshalb schon seit län- 
gerem Regelungen getroffen, die eine angemessene 
Berücksichtigung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men bei der Auftragsvergabe gewährleisten sollen. 
Hierzu gehört vor allem der Erlaß des Bundesmini- 
sters der Verteidigung über die Beteiligung mittel- 
ständischer Gewerbetreibender an den Beschaffun- 
gen zur Deckung des Verteidigungsbedarfs. Um eine 
einheitliche Praxis innerhalb der Bundesverwaltung 
zu erreichen, wird die Bundesregierung konkrete 
Richtlinien zur angemessenen Beteiligung kleiner 
und mittlerer Unternehmen bei der Vergabe öffent- 
licher Aufträge über Lieferungen und Leistungen 
nach der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) 
erlassen. Ziel der Richtlinien ist, eine möglichst 
breite Streuung mittelstandsgeeigneter Aufträge zu 
erreichen und Wettbewerbsvorteile, die Großunter- 
nehmen nur kraft ihrer Größe haben, zugunsten 
kleiner und mittlerer Unternehmen auszugleichen, 
um dadurch die strukturellen Voraussetzungen für 
den Wettbewerb im Bereich des öffentlichen Auf- 
tragswesens nachhaltig zu verbessern. 

Insbesondere sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

— Aufteilung umfangreicher Aufträge in Mengen- 
und Fachlose, so daß sich kleine und mittlere 
Unternehmen bei der Angebotsabgabe beteiligen 
können 

— Verpflichtung aller Vergabebehörden, bei be- 
schränkter Ausschreibung und freihändiger Ver- 
gabe regelmäßig auch kleine und mittlere Unter- 
nehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern 

— Generelle Zulassung von Arbeitsgemeinschaften 
kleiner und mittlerer Unternehmen als Auftrag- 
nehmer unter den gleichen Bedingungen wie Ein- 
zelbieter, da Kooperationen kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen zur Belebung des Wettbe- 
werbs beitragen 

— Auflage an Großauftragnehmer, Unteraufträge in 
angemessenem Umfang an kleine und mittlere 
Unternehmen zu vergeben, soweit dies mit der 
vertragsmäßigen Ausführung der Leistung zu 
vereinbaren ist, wobei den Unterauftragnehmern 
keine ungünstigeren Bedingungen auferlegt wer- 
den dürfen, als zwischen ihm und dem Auftrag- 
geber vereinbart sind 

Zulassung der teilweisen Aufhebung einer Aus- 
schreibung, wenn auf andere Weise eine ange- 
messene Berücksichtigung kleiner und mittlerer 
Unternehmen nicht zu erreichen ist. 

6. Berufliche Bildung 

Im Mittelpunkt der Berufsbildungspolitik der Bun- 
desregierung steht die Sicherung eines ausreichen- 
den Angebots an qualifizierten Ausbildungsplätzen 
in Betrieben. Die meisten Arbeitnehmer werden in 
Unternehmen mit weniger als 200 Beschäftigten aus- 
gebildet; dieser Anteil wird sich voraussichtlich in 
den nächsten Jahren noch weiter erhöhen. Daran 
wird die Bedeutung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen für die berufliche Bildung erkennbar. 
Ihre Ausbildungsbereitschaft muß deshalb erhalten 
und gestärkt werden. 
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6 . 1 . 

Im Hinblick auf die steigende Zahl der Schulabgän- 
ger in den nächsten Jahren müssen in erheblichem 
Ausmaße zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen 
werden, um den Jugendlichen eine Berufsausbildung 
zu ermöglichen. Deshalb wird angestrebt, daß zu 
diesem Zweck im Rahmen einer ausgleichenden Um- 
lage finanzielle Hilfen insbesondere für die Schaf- 
fung zusätzlicher Ausbildungsplätze, aber auch für 
neue Ausbildungsverhältnisse im Rahmen der bis- 
her schon zur Verfügung gestellten Ausbildungs- 
plätze gewährt werden können. Da kleine und mitt- 
lere Unternehmen in besonders hohem Maße auf 
qualifizierte Mitarbeiter angewiesen sind, stellen 
derartige finanzielle Maßnahmen auch einen wichti- 
gen Beitrag zur Sicherung einer ausgewogenen Un- 
ternehmensgrößenstruktur dar. 

6 . 2 . 

Darüber hinaus sollen die Belange kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen bei der Finanzierung der beruf- 
lichen Bildung auch dadurch berücksichtigt werden, 
daß im Falle der Erhebung einer Berufsbildungsab- 
gabe ein Freibetrag von 400 000 DM bei der für 
die Bemessung maßgeblichen Lohnsumme vorgese- 
hen wird. Dadurch würden fast 90 % aller Unter- 
nehmen von der Abgabepflicht befreit. Aber auch 
diese Unternehmen sollen eine Ausbildungsplatz- 
prämie erhalten, wenn sie die dafür vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllen. 

6 . 3 . 

Die Verbesserung und Intensivierung der beruf- 
lichen Bildung durch den Erlaß neuer Ausbildungs- 
ordnungen wird zügig fortgesetzt. Diese Ausbil- 
dungsordnungen stellen die Berufsausbildung auf 
eine neue Grundlage, die dem Stand der technischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt ist. Da- 
mit sollen zugleich die Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen werden, daß auch kleine und mittlere Un- 
ternehmen attraktive berufliche Ausbildungsmög- 
lichkeiten anbicten und qualifizierten Nachwuchs 
gewinnen können. Deshalb werden bei der Aus- 
arbeitung der Ausbildungsordnungen auch weiter- 
hin die Ausbildungsmöglichkeiten kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen berücksichtigt. Für die nächsten 
Jahre ist schwerpunktmäßig die Neuordnung der 
Berufsausbildung für die Metallindustrie und das 
Metallhandwerk sowie die Elektroindustrie und das 
Elektrohandwerk vorgesehen. Ferner wird die ein- 
geleitete Neuordnung der kaufmännischen Ausbil- 
dungsberufe fortgesetzt. 

6 . 4 . 

Der Erleichterung der betrieblichen Ausbildung in 
kleinen und mittleren Unternehmen dient ferner die 
Abstimmung der Ausbildungsordnungen mit den 
Rahmenlehrplänen für die Berufsschulen. Zu diesem 
Zweck arbeiten Bund und Länder in einem Koordi- 
nierungsausschuß zusammen. Durch eine Verwal- 
tungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern soll 
eine größere Effizienz des derzeitigen Abstimmungs- 
verfahrens und eine enge Zusammenarbeit bei der 
Erarbeitung der Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrpläne erreicht werden. 


III. Maßnahmen zur Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit 

In Anbetracht der wirtschaftlichen Entwicklung und 
des technischen Fortschritts stellt die Leitung eines 
Unternehmens hohe Anforderungen an die unter- 
nehmerischen Fähigkeiten. Im Gegensatz zum Groß- 
betrieb müssen zahlreiche Inhaber kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen die meisten Führungsaufgaben 
in eigener Person wahrnehmen. Da bei fortschrei- 
tendem. Strukturwandel die unternehmerische Quali- 
fikation in weitaus größerem Maße als bisher über 
die Marktstellung des Unternehmens entscheidet, 
kommt einem hohen Informationsstand und der Be- 
herrschung der erforderlichen Führungstechniken 
gerade bei den mittelständischen Unternehmen be- 
sondere Bedeutung zu. Den Schwerpunkt der Maß- 
nahmen zur Steigerung der Leistungsfähigkeit klei- 
ner und mittlerer Unternehmen bildet deshalb der 
weitere Ausbau des Informations- und Beratungs- 
wesens. Außerdem soll den mittelständischen Unter- 
nehmen durch ein verstärktes Angebot an Hilfen 
die Anpassung an den wirtschaftlichen und tech- 
nischen Fortschritt erleichtert werden. Hierzu ge- 
hören insbesondere Maßnahmen zur Förderung der 
betrieblichen Rationalisierung, zur Förderung an- 
wendungsorientierter Forschungsvorhaben und zur 
Einführung neuer Produkte oder Verfahren. Ferner 
strebt die Bundesregierung die Errichtung einer 
Pressestiftung an, durch die gerade auch den kleinen 
und mittleren Verlagen zur Förderung der Leistungs- 
fähigkeit und damit zur Erhaltung der PressevieU 
falt finanzielle Hilfen gewährt werden sollen. 

Die Bedeutung, die die Bundesregierung den Maß- 
nahmen zur Steigerung der Leistungsfähigkeit klei- 
ner und mittlerer Unternehmen beimißt, kommt auch 
in der Erhöhung der hierfür eingesetzten Haushalts- 
mittel zum Ausdruck. Einschließlich der aus den 
technologischen Schwerpunktprogrammen an kleine 
und mittlere Unternehmen geflossenen Mittel stiegen 
sie von rd. 64 Millionen DM im Jahre 1970 auf fast 
200 Millionen DM im Jahre 1975; der jährlich zur 
Verfügung stehende Betrag ist damit innerhalb von 
fünf Jahren mehr als verdreifacht worden. Hinzu 
kommen weitere 186 Millionen DM, die im Rahmen 
des 1974 angelaufenen Schwerpunktprogramms zur 
Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten zu- 
gesagt worden sind. 

Die Bundesregierung wird sich auch künftig im Rah- 
men der haushaltsmäßigen Möglichkeiten für eine 
kontinuierliche Aufstockung der Fördermittel ein- 
setzen. Dementsprechend sieht der Entwurf des 
Haushaltsplans 1976 eine Erhöhung bei den speziell 
der Leistungssteigerung kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen dienenden Maßnahmen auf 136 Millio- 
nen DM vor, von denen 67,1 Millionen DM auf die 
Gewerbeförderung in den verschiedenen Wirt- 
schaftsbereichen und 68,9 Millionen DM auf die 
Förderung von Forschung und industrieller Ent- 
wicklung entfallen. Darüber hinaus stehen für das 
Schwerpunktprogramm zur Förderung überbetrieb- 
licher Ausbildungsstätten 80 Millionen DM zur Ver- 
fügung. Ferner werden im Jahre 1976 voraussicht- 
lich mindestens 70 Millionen DM aus den techno- 
logischen Schwerpunktprogrammen an kleine und 
mittlere Unternehmen fließen. 
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1. Unternehmensberatung 

Die Unternehmensberatung hat sich als ein außer- 
ordentlich wichtiges und wirksames Mittel zur Er- 
haltung und Steigerung der Leistungsfähigkeit klei- 
ner und mittlerer Unternehmen erwiesen. Sie dient 
dazu, den Unternehmen Schwachstellen und Verlust- 
quellen aufzuzeigen und durch Vorschläge für eine 
rationellere Betriebsgestaltung einen höheren Be- 
triebserfolg und damit eine Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit herbeizuführen. Entsprechend der 
wachsenden Nachfrage nach Beratungsleistungen 
hat die Bundesregierung die hierfür eingesetzten 
Mittel laufend erhöht. Von 1970 bis 1975 sind über 
200 000 geförderte Beratungen in kleinen und mitt- 
leren Unternehmen durchgeführt worden. Die Er- 
fahrung zeigt, daß die beratenen Unternehmen zum 
überwiegenden Teil ihre Marktstellung wesentlich 
festigen konnten. Die Bundesregierung wird deshalb 
auch künftig der Förderung der Unternehmensbera- 
tung hohe Priorität einräumen. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

1 . 1 . 

Verbesserung und Ausbau der Beratungsförderung 
in Industrie, Handel, Handwerk, Hotel- und Gast- 
stättengewerbe, Verkehrsgewerbe und sonstigem 
Gewerbe 

1.1.1. 

Anpassung der Umsatzgrenzen für die Inanspruch- 
nahme von bezuschußten Beratungen an die wirt- 
schaftliche Entwicklung unter Berücksichtigung der 
sich verändernden Betriebsgrößen; 

1 . 1 . 2 . 

Verkürzung der Frist für die erneute Inanspruch- 
nahme bezuschußter Beratungen von sieben auf 
fünf Jahre; 

1 . 1 . 3 . 

Einführung Öffentlich finanzierter Nachschaubesuche 
zur Verbesserung der Effizienz von geförderten Be- 
ratungen; 

1 . 1 . 4 . 

Förderung zusätzlicher Spezialberatungen, insbe- 
sondere 

— bei Einführung der elektronischen Datenverar- 
beitung 

— bei der Vorbereitung von Kooperationsvorhaben 

— bei Investitionen unter Inanspruchnahme öffent- 
licher Kredite, um den sinnvollen Einsatz der 
Finanzierungshilfen abzusichern; 

1 . 1 . 5 . 

Kontinuierlicher Ausbau des organisationseigenen 
Beratungswesens im Handwerk sowie der als Selbst- 
hilfeeinrichtungen geschaffenen Beratungsdienste im 
Handel und im Hotel- und Gaststättengewerbe; 

1 . 1 . 6 . 

Förderung der Unternehmensberatung von kleinen 
und mittleren Tageszeitungsverlagen im Rahmen der 


von der Bundesregierung angestrebten Fressestif- 
tung. 

1 . 2 . 

Flankierende Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wirksamkeit des Beratungswesens 

1 . 2 . 1 . 

Förderung von Grundlagen- und Entwicklungsarbei- 
ten zur Effizienzsteigerung der Unternehmensbera- 
tung, insbesondere 

— durch Aufbereitung gesamtwirtschaftlicher und 
branchenspezifischer Daten 

— durch systematische Auswertung der Erfahrun- 
gen aus bereits durchgeführten Beratungen 

— durch Nutzbarmachung neuer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse; 

1 . 2 . 2 . 

Förderung der Aus- und Weiterbildung von Bera- 
tern für Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft 
durch Ausbildungszuschüsse und Zuschüsse zur Er- 
arbeitung von Lehrprogrammen und Weiterbildungs- 
veranstaltungen. 

2. Weiterbildung von Unternehmern und Mitarbeitern 

Die rasche Entwicklung des anwendungsbezogenen 
Wissens im ökonomischen, technischen und sozia- 
len Bereich macht es notwendig, daß die in der 
Ausbildung gewonnenen Kenntnisse und Fähigkei- 
ten ständig auf den neuesten Stand gebracht wer- 
den. Unternehmer, Führungs- und Fachkräfte müs- 
sen sich deshalb einem dauernden Lernprozeß un- 
terziehen, wenn sie ihre Aufgaben unter Nutzung 
der durch den Fortschritt eröffneten Möglichkeiten 
optimal erfüllen wollen. Die in kleinen und mittle- 
ren Unternehmen Tätigen sehen sich jedoch bei der 
Bewältigung dieser ständigen Qualifizierung beson- 
deren Problemen gegenüber, die sowohl auf der 
zeitlichen Inanspruchnahme durch die Betriebsfüh- 
rung als auch auf dem oftmals nicht auf die Be- 
dürfnisse kleiner und mittlerer Unternehmen zu- 
geschnittenen Weiterbildungsangebot beruhen. 

Im Hinblick auf die für die Erhaltung der Leistungs- 
fähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen unab- 
dingbare Qualifikation der Führungs- und Fachkräfte 
hat die Bundesregierung deshalb von 1970 bis 1975 
insgesamt fast 55 Millionen DM zur Förderung der 
Weiterbildung von Unternehmern und Mitarbeitern 
eingesetzt. Sie wird diese gezielten Hilfen auch 
künftig verstärkt fortsetzen. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

2 . 1 . 

Förderung von Weiterbildungseinrichtungen, die der 
Schulung von Unternehmern und Führungskräften 
sowie der Meisterausbildung dienen 

2 . 1 . 1 . 

Zuschüsse zu den Bau-, Ausbau- und Einrichtungs- 
kosten von bundeswichtigen Fachschulen und son- 
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stigen Schulungsstätten des Handwerks, des Han- 
dels und des Fremdenverkehrsgewerbes; 

2 . 1 . 2 . 

Förderung der Entwicklung von Lehr- und Lern- 
methoden, speziellen Lerntechnologien und Schu- 
lungsmaterial für Weiterbildungseinrichtungen. 

2 . 2 . 

Erweiterung der Förderung der Unternehmer- und 
Managementschulung 

2 . 2 . 1 . 

Zuschüsse zu den Vorbereitungs- und Durchfüh- 
rungskosten von Seminaren zur innerbetrieblichen 
Schulung von Unternehmern und Führungskräften 
mittlerer Industrieunternehmen (bis 500 Beschäftig- 
te) in zielorientierter Unternehmensführung, ausge- 
hend von der konkreten Situation des eigenen Un- 
ternehmens; 

2 . 2 . 2 . 

Zuschüsse zu den Vorbereitungs- und Durchfüh- 
rungskosten von Seminaren zur zwischenbetriebli- 
chen Schulung von Unternehmern und Führungs- 
kräften kleiner Industrieunternehmen, die vergleich- 
bare Problemsituationen aufweisen; an praktischen 
Fällen aus den teilnehmenden Unternehmen sollen 
relevante Führungsfragen behandelt werden; 

2 . 2 . 3 . 

Förderung von Veranstaltungen zur systematischen 
Vermittlung unternehmerischen Führungswissens 
im Rahmen der Vorbereitung auf die Meisterprü- 
fung im Handwerk; 

2 . 2 . 4 . 

Förderung der überbetrieblichen Weiterbildung von 
Unternehmern und Führungskräften in Anlehnung 
an die dazu entwickelten Konzepte des Instituts für 
technische Betriebsführung im Handwerk; 

2 . 2 . 5 . 

Förderung der Teilnahme an Seminaren für Unter- 
nehmer und Führungskräfte des Handels durch Ver- 
billigung der Teilnehmergebühren für solche Un- 
ternehmen, deren Umsatz eine bestimmte Höhe 
nicht übersteigt. 

2 . 3 . 

Förderung der beruflichen Weiterbildung von Mit- 
arbeitern im Handwerk zur Anpassung an technisch- 
ökonomische Veränderungen. 

2 . 4 . 

Förderung von Publikationen über bestehende Wei- 
terbildungsmöglichkeiten für Führungs- und Fach- 
kräfte, um das Angebot für kleine und mittlere Un- 
ternehmen überschaubar zu machen. 

2 . 5 . 

Förderung der Schulung von Dozenten, Fachlehr- 
kräften und Trainern, die mit der Weiterbildung 


von Führungs- und Fachkräften kleiner und mittle- 
rer Unternehmen befaßt sind. 

2 . 6 . 

Förderung der Ausbildung von Bildungsberatern, 
die im Rahmen der Unternehmensberatung eine 
Bildungsbedarfsanalyse durchführen und die Unter- 
nehmen über geeignete Maßnahmen zur Weiterbil- 
dung der Fach- und Führungskräfte beraten. 

3. Förderung der Berufsausbildung 

Kleine und mittlere Unternehmen erfüllen im Rah- 
men der beruflichen Bildung wichtige Aufgaben; 
ihre Ausbildungskapazität muß deshalb erhalten 
und erweitert werden. Die betriebliche Spezialisie- 
rung und die steigenden Anforderungen an eine 
qualifizierte Berufsausbildung führen jedoch teil- 
weise dazu, daß die erforderlichen Kenntnisse vor 
allem in kleineren Unternehmen nicht mehr in vol- 
lem Umfang vermittelt werden können. Daher 
kommt der Ergänzung der Ausbildung im Betrieb 
durch überbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen be- 
sondere Bedeutung zu. Für diese Zwecke werden 
erhebliche finanzielle Mittel aus dem Bundeshaus- 
halt zur Verfügung gestellt; zwischen 1970 und 1975 
beliefen sie sich auf rd. 215 Millionen DM. Die Bun- 
desregierung strebt einen weiteren Ausbau der 
Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten an, 
um auch im Bereich der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen eine den hohen Leistungsanforderungen 
der modernen Industriegesellschaft entsprechende 
Berufsausbildung sicherzustellen. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

3 . 1 . 

Förderung der Errichtung, Erweiterung und Unter- 
haltung überbetrieblicher Ausbildungsstätten im 
Rahmen des Schwerpunktprogramms der Bundes- 
regierung zur Erhaltung und Erweiterung der Aus- 
bildungskapazität kleiner und mittlerer Unterneh- 
men; für die Jahre 1976 bis 1979 sind hierfür ins- 
gesamt 420 Millionen DM vorgesehen. In diesem 
Zusammenhang wird ein bundesweiter Bedarfsplan 
vorbereitet, der weitere Ausbauschwerpunkte ent- 
hält. 

3 . 2 . 

Gewährung von Zuschüssen zu den von den Ausbil- 
dungsbetrieben aufzubringenden Kosten für über- 
betriebliche Lehrgänge, die der Anpassung der Aus- 
bildung im Handwerk an die technische Entwicklung 
dienen; von 1970 bis 1975 hat die Bundesregierung 
hierfür mehr als 35 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt. 

3 . 3 . 

Zusätzliche finanzielle Hilfen für die bessere Aus- 
nutzung vorhandener überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten durch ein Sonderprogramm der Bundesregie- 
rung, für das — einschließlich der Mittel zur Ver- 
stärkung des Ausbildungsangebots im öffentlichen 
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Bereich — Haushaltsmittel in Höhe von 100 Mil- 
lionen DM vorgesehen sind. 

3 . 3 . 1 . 

Hilfen zur intensiveren Nutzung überbetrieblicher 
Ausbildungsplätze zum Ausgleich regionaler Un- 
gleichgewichte im Ausbildungsplatzangebot; 

3 . 3 . 2 . 

Hilfen insbesondere für die Nutzung überbetrieb- 
licher Ausbildungsplätze zur Fortsetzung begonne- 
ner Ausbildungsverhältnisse von Jugendlichen, die 
infolge von Betriebsstillegungen oder Betriebsein- 
schränkungen ihren Ausbildungsplatz verloren 
haben. 

4. Betriebliche Rationalisierung 

Die optimale Kombination der Produktionsfaktoren 
in organisatorischer und technischer Hinsicht ist 
eine Aufgabe, die sich den Unternehmen ständig 
neu stellt; ihre Bewältigung ist eine Grundvoraus- 
setzung für die Erhaltung der Leistungs- und Wett- 
bewerbsfähigkeit. Um es kleinen und mittleren Un- 
ternehmen zu erleichtern, größenbedingte Nachteile 
auszugleichen und den Anschluß an das technische 
Rationalisierungswissen zu halten, setzt die Bundes- 
regierung ein breites Angebot gezielter Hilfen ein, 
das den Erfordernissen entsprechend auch künftig 
weiter ausgebaut wird. 

Die Durchführung dieser Maßnahmen erfolgt ins- 
besondere über das Rationalisierungs-Kuratorium 
der Deutschen Wirtschaft (RKW), das mit Unterstüt- 
zung seiner Landesgruppen für die Verbreitung von 
Rationalisierungserkenntnissen in der Wirtschaft 
sorgt. Allein für die institutionelle Förderung des 
RKW hat die Bundesregierung in den Jahren 1970 
bis 1975 mehr als 40 Millionen DM aufgewendet. 
Sie wird diese wichtige Förderung auch künftig ver- 
stärkt fortsetzen. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

4.1. 

Förderung von Untersuchungen über Fragen der 
Rationalisierung in kleinen und mittleren Unterneh- 
men, insbesondere 

4 . 1 . 1 . 

Untersuchungen über neue Rationalisierungsmög- 
lichkeiten organisatorischer und technischer Natur 
zur Anwendung in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen; 

4 . 1 . 2 . 

Betriebsanalysen zur Erkennung typischer inner- 
betrieblicher Schwachstellen im Rahmen gruppen- 
wirtschaftlicher Untersuchungen in Branchen mit 
besonderen Strukturproblemen. 

4.2. 

Förderung der Verbreitung von praxisbezogenen 
Publikationen über neue Rationalisierungserkennt- 


nisse und bereits erprobtes Rationalisierungswissen 
(Untersuchungs- und Fachberichte, Merkblätter, 
Checklisten, Kurznachrichten). 

4.3. 

Zuschüsse zur teilweisen Deckung der Kosten von 
Vortragsveranstaltungen, Kursen, Arbeitsgemein- 
schaften und Erfahrungsaustauschgruppen, die der 
Vermittlung von Rationalisierungswissen dienen. 

4.4. 

Förderung der Tätigkeit von Leitstellen für beson- 
ders wichtige Betriebsfunktionen im Handwerk, 
z. B. im Bereich der Aluminiumverarbeitung, Elek- 
tronik, Kunststoffverarbeitung und Schweißtechnik; 
die Leitstellen haben die Aufgabe, einheitliche Kon- 
zepte für die Anwendung technischer Verfahren zu 
entwickeln und deren Einführung in den Betrieben 
zu unterstützen. 

4.5. 

Förderung der Entwicklung von mehrfach verwend- 
baren Programmen für Datenverarbeitungsanlagen, 
die insbesondere zur Verwendung in kleinen und 
mittleren Unternehmen geeignet sind. 

4.6. 

Verstärkte Förderung der Normung und Gütekenn- 
zeichnung, um auch kleinen und mittleren Unter- 
nehmen die Typisierung und Qualitätssicherung von 
Erzeugnissen zu erleichtern. 

5. Information und Dokumentation 

Grundlage aller unternehmerischen Entscheidungen 
sind die den Unternehmen zugänglichen und von 
ihnen verwerteten Informationen. Um den kleinen 
und mittleren Unternehmen den Zugang zu allen 
betriebsrelevanten Informationen zu ermöglichen 
und ihnen die Auswertung zu erleichtern, fördert die 
Bundesregierung mit steigendem Mitteleinsatz ein 
auf die besonderen Bedürfnisse der mittelständi- 
schen Wirtschaft ausgerichtetes Informationswesen. 
Dazu gehört auch die Erfassung der vorhandenen 
Informationsquellen und des fachspezifischen Schrift- 
tums in zentralen Dokumentationsstellen. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durchge- 
führt bzw. geplant: 

5.1. 

Förderung der Verbreitung von mittelstandsrele- 
vanten Informationen 

5 . 1 . 1 . 

Verstärkung des Informationsangebotes über ak- 
tuelle gesamtwirtschaftliche und strukturelle Ent- 
wicklungen sowie über relevante gesetzliche und 
wirtschaftspolitische Maßnahmen durch regional 
breit gestreute Informationsveranstaltungen, die 
von den Landesgruppen des RKW durchgeführt 
werden; 
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5 . 1 . 2 . 

Verbesserung des Informationsstandes von Unter- 
nehmern im Bereich des Handels durch die Verbrei- 
tung von Merkblättern mit Anleitungen für be- 
stimmte betriebswirtschaftliche Verhaltensweisen; 

5 . 1 . 3 . 

Errichtung von Fachinformationssystemen im Rah- 
men des Informations- und Dokumentations-Pro- 
gramms der Bundesregierung. Diese Informations- 
systeme dienen der Vermittlung von Fachwissen auf 
zahlreichen Wissenschaftsgebieten und sollen ins- 
besondere auch dazu beitragen, Informationslücken 
bei kleinen und mittleren Unternehmen zu schlie- 
ßen. 

5.2. 

Förderung der Durchführung von zwischenbetrieb- 
lichen Untersuchungen und Betriebsvergleichen, um 
— auch im Zeitvergleich — wichtige Kennzahlen 
über die Entwicklung bestimmter Branchen oder 
Unternehmensgruppen zu gewinnen und damit we- 
sentliche Grundlagen für die Unternehmensberatung 
zu schaffen. 

5.3. 

Ausbau des Informations- und Dokumentationswe- 
sens bei zentralen Stellen 

5 . 3 . 1 . 

Förderung einer Informationsleitstelle für die ge- 
werbliche Wirtschaft beim RKW, die auf Anfrage 
betriebswirtschaftliche, arbeitswirtschaftliche und 
technische Informationen für spezifische Einzelfälle 
zur Verfügung stellt; 

5 . 3 . 2 . 

Förderung des Ausbaus der Informationsstellen für 
Unternehmensführung bei den zentralen Fachver- 
bänden des Handwerks. 

5.4. 

Regelmäßige Veröffentlichung von Informations- 
material mit Hinweisen über die bestehenden För- 
derungsmöglichkeiten und Hilfen des Bundes für 
kleine und mittlere Unternehmen, wie z. B. die sog. 
„Mittelstandsfibel", die Broschüre über die ERP- 
Kreditprogramme und die „Förderfibel" für den 
Bereich von Forschung, Entwicklung und Innovation. 

6. Kooperation 

In vielen Fällen können mittelständische Unterneh- 
men ihre Wettbewerbschancen gegenüber Groß- 
unternehmen nur dann ausschöpfen, wenn sie be- 
stimmte Unternehmensfunktionen ausgliedern und 
kooperativ wahrnehmen. Die zwischenbetriebliche 
Zusammenarbeit ist deshalb ein geeignetes Mittel 
zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit kleiner 
und mittlerer Unternehmen bei Aufrechterhaltung 
ihrer rechtlichen oder wirtschaftlichen Selbständig- 
keit. Die Bundesregierung hat deshalb beispielhafte 


Kooperationen bisher bereits gefördert und wird 
diese Aktionen weiter intensivieren. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

6 . 1 . 

Föderung modellhafter und volkswirtschaftlich be- 
deutsamer Kooperationsvorhaben, insbesondere 

6 . 1 . 1 . 

Förderung der von Unternehmen und Organisatio- 
nen des Handwerks errichteten EDV-Rechenzen- 
tren für die kooperative Wahrnehmung einzelner 
Betriebsfunktionen, z. B. Finanzbuchhaltung und 
Betriebsabrechnung ; 

6 . 1 . 2 . 

Ausbau der Leitstellen für die Kooperation zwischen 
Handwerk und Industrie im Zuliefer- und Dienst- 
leistungsbereich sowie Förderung der regelmäßigen 
Informationsschau „Handwerk — Partner der In- 
dustrie" ; 

6 . 1 . 3 . 

Förderung richtungweisender zwischenbetrieblicher 
Kooperationsvorhaben kleiner und mittlerer Ta- 
geszeitungsverlage durch Zuschüsse der von der 
Bundesregierung angestrebten Pressestiftung. 

6 . 2 . 

Förderung spezieller Kooperationsberatungen; die 
im Rahmen der Beratungsförderung zusätzlich an- 
gebotene Kooperationsberatung soll kooperations- 
willigen Unternehmen helfen, die vielfältigen und 
differenzierten Probleme beim Eingehen einer Ko- 
operation zu lösen. 

6.3. 

Förderung von kooperativen Veranstaltungen zur 
Demonstration der Leistungsfähigkeit, z. B. Sonder- 
und Leistungsschauen des Handwerks bei der Inter- 
nationalen Handwerksmesse sowie überregionalen 
Fachmessen. 

6.4. 

Förderung der Tätigkeit der Kooperationsbörse des 
RKW, um kleinen und mittleren Unternehmen die 
Anbahnung von Kooperationen mit in- und auslän- 
dischen Partnern zu erleichtern. 


7. Technische Forschung, Entwicklung, Innovation 

Kleine und mittlere Unternehmen leisten dank der 
Vielfalt ihrer Aktivitäten, ihres Ideenreichtums und 
ihrer Fähigkeit, sich häufig neuen Marktentwick- 
lungen rascher und elastischer anzupassen als große 
Unternehmen, einen wichtigen Beitrag zum tech- 
nisch-wirtschaftlichen Fortschritt. Sie sind allerdings 
häufig aufgrund ihrer begrenzten Finanzkraft und 
ihrer personellen und organisatorischen Ausstattung 
nicht in der Lage, Forschung, Entwicklung und Inno- 
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vation in dem für die Erhaltung ihrer Wettbe- 
werbsfähigkeit erforderlichen Umfang zu betreiben. 

Um den Beitrag der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen zum technisch-wirtschaftlichen Fortschritt zu 
vergrößern, ist es daher notwendig, ihnen bei der 
Nutzung ihrer spezifischen Vorteile gegenüber den 
großen Unternehmen zu helfen. Dies geschieht ins- 
besondere durch die Förderung anwendungsorien- 
tierter Forschungsvorhaben sowie durch die Bereit- 
stellung und Vermittlung von Finanzierungshilfen 
zur Minderung des mit der Durchführung von Inno- 
vationsprojekten verbundenen Risikos. 

Die Bundesregierung hat der zunehmenden Bedeu- 
tung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
in kleinen und mittleren Unternehmen bereits in 
der Vergangenheit durch eine kontinuierliche Er- 
höhung der dafür bereitgestellten Haushaltsmittel 
Rechnung getragen. Insgesamt konnten für diese 
Zwecke von 1970 bis 1975 fast 450 Millionen DM 
eingesetzt werden. Im Hinblick auf die weiterhin 
steigende Nachfrage nach den angebotenen Lei- 
stungen wird die Bundesregierung auch künftig den 
Ausbau dieser Hilfen fortsetzen. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

7 . 1 . 

Weiterer Ausbau der Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung im Rahmen der Arbeitsge- 
meinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen 
(AIF). 

7 . 2 . 

Verstärkte Beteiligung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen an den technologischen Schwerpunktpro- 
grammen. 

7 . 3 . 

Verstärkte Förderung der Entwicklung und damit 
zusammenhängender Forschung in kleinen und mitt- 
leren Unternehmen der Berliner Industrie. 

7 . 4 . 

Verstärkung der Vertragsforschungsmöglichkeiten 
für kleine und mittlere Unternehmen bei der Fraun- 
hofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten 
Forschung e. V. 

7 . 5 . 

Förderung der Umsetzung von technischen For- 
schungs- und Entwicklungsergebnissen durch Infor- 
mationsmaterial, regionale Informationsveranstal- 
tungen und Beratungen. 

7 . 6 . 

Verstärkte Förderung volkswirtschaftlich relevan- 
ter Erstinnovationen (neue Produkte und Verfah- 
ren), deren Aufwand die Finanzkraft und Risiko- 
bereitschaft der Unternehmen überfordert, durch 
im Erfolgsfall rückzahlbare Zuwendungen bis 50 °/o 
der Entwicklungskosten; damit sollen verwendbare 


wissenschaftlich-technische Eikenntnisse rascher 
einer wirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden. 

7 . 7 . 

Beteiligung an kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie an geeigneten Neugründungen mit haften- 
dem Kapital und Managementberatung, um risiko- 
reichen Innovationen zum wirtschaftlichen Durch- 
bruch zu verhelfen. Hierzu wurde 1975 die von den 
Kreditinstituten getragene Deutsche Wagnisfinan- 
zierungsgesellschaft mbH (WFG) gegründet, deren 
Verlustrisiko von der Bundesregierung bis zu 75 °/o, 
maximal 50 Millionen DM, abgedeckt wird; für den 
Rückkauf der Beteiligungen erhalten die die Inno- 
vation durchführenden Unternehmen ein Vorkaufs- 
recht. 

7 . 8 . 

Unterstützung von Erfindern bei der Erwirkung, 
Aufrechterhaltung und Verwertung von Schutzrech- 
ten sowie Gewährung von bedingt rückzahlbaren 
Darlehen für damit zusammenhängende Kosten 
durch die Patentstelle für die deutsche Forschung 
der Fraunhofer-Gesellschaft. 

7 . 9 . 

Förderung der Lizenzvermittlung für geschützte 
Erfindungen aus staatlich geförderter Forschung und 
Entwicklung durch die Arbeitsgruppe Patentverwer- 
tung (ARPAT) der Fraunhofer-Gesellschaft. 

8. Wirtschaftswissenschaftliche Forschung 

Um kleinen und mittleren Unternehmen eine recht- 
zeitige Anpassung an strukturelle Wandlungen zu 
ermöglichen, ist es erforderlich, daß im Rahmen der 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschung auch die 
längerfristigen Entwicklungstendenzen der mittel- 
ständischen Wirtschaft analysiert werden. Zu die- 
sem Zweck wird die mittelstandsrelevante For- 
schung von der Bundesregierung sowohl institutio- 
nell als auch durch die Vergabe von Gutachter- und 
Forschungsaufträgen gefördert. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

8 . 1 . 

Förderung der praxisbezogenen wirtschaftswissen- 
schaftlichen Forschung, u. a. im Institut für Mittel- 
standsforschung, im Deutschen Handwerksinstitut, 
im Institut für Handelsforschung, in der Forschungs- 
stelle für den Handel sowie im Deutschen Wirt- 
schaftswissenschaftlichen Institut für Fremdenver- 
kehr. 

8 . 2 . 

Vergabe von Gutachter- und Forschungsaufträgen 
zur Erforschung der Lage, der Entwicklung und der 
Probleme kleiner und mittlerer Unternehmen. 

8 . 3 . 

Förderung der Verbreitung von mittelstandsrele- 
vanten Forschungsergebnissen. 
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9. Absatzförderung 

Kleine und mittlere Unternehmen können sich im 
Wettbewerb dann behaupten, wenn sie imstande 
sind, den für ihr Leistungsangebot relevanten in- 
und ausländischen Markt für sich transparent zu 
machen und ihr Angebot zielgerichtet und überzeu- 
gend zu präsentieren. Die Erfahrung zeigt jedoch, 
daß mittelständische Unternehmen bei Exportge- 
schäften häufig aus Mangel an notwendigen Kennt- 
nissen oder wegen des damit verbundenen Risikos 
zurückhaltend sind. Daher kommt vor allem der 
Förderung des Informations- und Beratungswesens 
im Zusammenhang mit Exportgeschäften besondere 
Bedeutung zu. Außerdem unterstützt die Bundes- 
regierung zur Sicherung der Marktstellung kleiner 
und mittlerer Unternehmen die Verbesserung des 
Instrumentariums für Markterkundung und Markt- 
pflege. 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen durch- 
geführt bzw. geplant: 

9.1. 

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner 
und mittlerer Unternehmen im Außenhandelsge- 
schäft 

9 . 1 . 1 . 

Förderung der Beteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen an Auslandsmessen und -ausstellun- 
gen ; 

9 . 1 . 2 . 

Förderung der Tätigkeit der deutschen Auslands- 
handelskammern, deren Leistungen überwiegend 
kleinen und mittleren Unternehmen zugute kom- 
men; 

9 . 1 . 3 . 

Intensivierung der Informations- und Beratungs- 
tätigkeit der Bundesstelle für Außenhandelsinfor- 
mation, um insbesondere kleine und mittlere Unter- 
nehmen bei der Erschließung ausländischer Märkte 
zu unterstützen; 

9 . 1 . 4 . 

Förderung von Exportberatungen im Rahmen der 
allgemeinen Unternehmensberatungsprogramme; 

9 . 1 . 5 . 

Förderung der ständigen Exportschau für Produkte 
des Handwerks in Nürnberg; 

9 . 1 . 6 . 

Herausgabe einer speziell auf die Bedürfnisse klei- 
ner und mittlerer Unternehmen zugeschnittenen 
„Exportfibel", die allgemeine geschäftspraktische 
Hinweise für eine Außenhandelstätigkeit kleiner 
und mittlerer Unternehmen sowie eine Darstellung 
der staatlichen Förderungsmaßnahmen enthalten 
soll. 

9.2. 

Förderung von Marktanalysen im Rahmen gruppen- 
wirtschaftlicher Untersuchungen zur Verbesserung 
der Markttransparenz. 


9.3. 

Förderung der Aufbereitung des touristischen An- 
gebots und einer nachfragegerechten Angebotsge- 
staltung im Hotel- und Gaststättengewerbe. 

9.4. 

Förderung der deutschen Fremdenverkehrswerbung 
im Ausland durch die Deutsche Zentrale für Touris- 
mus (DZT) ; diese Maßnahme dient insbesondere der 
Verbesserung der Marktchancen der kleinen und 
mittleren Fremdenverkehrsunternehmen. 


IV. Maßnahmen zur Verbesserung der betrieb- 
lichen Finanzierungsmöglichkeiten 

Die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit eines Un- 
ternehmens hängt nicht zuletzt davon ab, daß für 
notwendige Investitionen auch die entsprechenden 
Finanzierungsmittel beschafft werden können. Aus 
der Unternehmensgröße oder den Marktverhältnis- 
sen ergeben sich jedoch vielfach Hemmnisse, die 
die Finanzierung kleiner und mittlerer Unternehmen 
erschweren können. Um den Unternehmen auch in 
diesen Fälen zu ermöglichen, sich das erforderliche 
Kapital langfristig und zu festen Konditionen zu be- 
schaffen, setzt die Bundesregierung in erheblichem 
Umfang Mittel aus dem ERP-Sondervermögen ein. 
Von 1970 bis 1975 sind kleinen und mittleren Un- 
ternehmen aus ERP-Mitteln mehr als 40 000 Kredite 
in Höhe von insgesamt 2,75 Mrd. DM zur Verfügung 
gestellt worden, mit deren Hilfe ein Investitions- 
volumen von fast 11,5 Mrd. DM finanziert werden 
konnte. 

Bei der Verabschiedung des Konjunkturprogramms 
vom Dezember 1974 hat die Bundesregierung be- 
schlossen, die ERP-Mittel künftig noch stärker auf 
den Bereich der kleinen und mittleren Unternehmen 
zu konzentrieren, um deren Investitionen auch wei- 
terhin nachhaltig zu fördern. Entsprechend diesem 
Beschluß sieht der Entwurf des ERP-Wirtschaftsplans 
1976 bereits eine Erhöhung des Mittelansatzes auf 
657 Millionen DM vor; das entspricht gegenüber 
dem Vorjahr einer Steigerung von 38 °/o. 

Die Beschaffung der Finanzierungsmitteln hängt 
auch von dem Vorhandensein ausreichender Sicher- 
heiten ab. Die Bundesregierung stellt deshalb — 
gemeinsam mit den Ländern — Rückbürgschaften 
und Rückgarantien für Kredit- und Beteiligungsga- 
rantiegemeinschaften zur Verfügung. Von den über- 
nommenen Kreditbürgschaften und Beteiligungsga- 
rantien werden rd. 40 % des Betrages durch Rück- 
bürgschaften und Rückgarantien des Bundes abge- 
sichert. 

1 . ERP-Kreditprogramme 

Schwerpunkte des Einsatzes von ERP-Mitteln bil- 
den die Darlehensprogramme für Existenzgründun- 
gen von Nachwuchskräften, für standortbedingte 
Investitionen sowie Investitionen in regionalen 
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Fördergebieten. Daneben soll die Beschaffung haf- 
tenden Kapitals durch die Förderung der Beteili- 
gungsfinanzierung weitergeführt werden. Im Zu- 
sammenhang mit der Reform des beruflichen Bil- 
dungswesens kommt schließlich besondere Bedeu- 
tung der Errichtung von beruflichen Ausbildungs- 
stätten zu, die in die ERP-Förderung einbezogen 
werden soll. 

Bei der Festsetzung der Konditionen für ERP-Dar- 
lehen wird die Bundesregierung auch künftig ent- 
scheidendes Gewicht darauf legen, daß die Mittel 
langfristig und zu festen, während der gesamten 
Laufzeit unveränderlichen Zinssätzen vergeben wer- 
den. Neben der Zinsverbilligung stellt gerade der 
langfristige Charakter der Darlehen eine wichtige 
Hilfe bei der Investitionsfinanzierung kleiner und 
mittlerer Unternehmen dar. 

1.1. Förderung von Existenzgründungen 

Der Nachwuchs von Unternehmern ist für die Dyna- 
mik des Wettbewerbs und für den wirtschaftlichen 
und technischen Fortschritt eine wichtige Voraus- 
setzung; er verhindert außerdem ein Erstarren der 
Unternehmensgrößenstruktur. Gerade die Errich- 
tung eines eigenen Betriebes stellt jedoch Nach- 
wuchskräfte oft vor besondere Finanzierungsschwie- 
rigkeiten, zumal ausreichende eigene Mittel häufig 
fehlen. Deshalb fördert die Bundesregierung die 
Schaffung selbständiger Existenzen von Nachwuchs- 
kräften durch die Gewährung von ERP-Darlehen. 
Von 1970 bis 1975 sind für über 12 000 Gründungs- 
vorhaben Darlehen in Höhe von insgesamt 430 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt worden. Diese 
Förderung soll künftig durch eine schwerpunkt- 
mäßige Aufstockung der hierfür bereitgestellten 
ERP-Mittel in verstärktem Maße fortgeführt werden. 

Die Darlehenshöchstgrenze ist im Jahre 1975 auf 
200 000 DM heraufgesetzt worden, da die Kosten 
von Unternehmensgründungen in den letzten Jah- 
ren nicht unbeträchtlich gestiegen sind. Es wird be- 
obachtet, ob in den nächsten Jahren eine weitere 
Heraufsetzung geboten ist. 

1.2. Förderung von standortbedingten Investitionen 

Besonderes Gewicht gewinnen Standortfragen für 
kleine und mittlere Unternehmen in neuen oder 
neugeordneten Ortsteilen (u. a. Wohnsiedlungen, 
Einkaufszentren, Gewerbegebiete). In diesen Fäl- 
len sollen kleine und mittlere Unternehmen im 
Wettbewerb um die Sicherung der neuen zukunfts- 
trächtigen Standorte unterstützt werden. Von 1970 
bis 1975 sind fast 4 000 Vorhaben mit einem Kredit- 
betrag von 355 Millionen DM gefördert worden. Die 
Richtlinien dieses Programms sind ab 1976 neu ge- 
faßt worden. Danach können künftig auch Investi- 
tionen zur Erweiterung von Betriebs- und Geschäfts- 
räumen in die Förderung einbezogen werden. Um 
den besonderen Anforderungen des Umweltschutzes 
Rechnung zu tragen, können ferner Investitionen 
zur Minderung von Lärm, Geruch und Erschütterun- 
gen mitfinanziert werden, wobei keine Begrenzung 
auf bestimmte Gebiete besteht. Der Mittelansatz für 
diese Finanzierungshilfen soll kontinuierlich erhöht 
werden. 


1.3. Förderung von Investitionen in regionalen 
Fördergebieten 

Unternehmen in regionalen Fördergebieten können 
Investitionszuschüsse im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" bzw. Investitionszulagen nach dem Investi- 
tionszulagengesetz nur dann in Anspruch nehmen, 
wenn sie Güter herstellen oder Leistungen erbrin- 
gen, die ihrer Art nach regelmäßig überregional ab- 
gesetzt werden. Kleine und mittlere Unternehmen, 
die diese Bedingung nicht erfüllen, können zur 
Finanzierung von Investitionen zur Errichtung, Er- 
weiterung, grundlegenden Rationalisierung und Um- 
stellung Darlehen aus dem ERP-Regionalprogramm 
erhalten. Von 1970 bis 1975 sind aus diesem Pro- 
gramm mehr als 18 000 Investitionsvorhaben kleiner 
und mittlerer Unternehmen mit einem Kreditbetrag 
von rd. 1,4 Mrd. DM gefördert worden. In den struk- 
turschwachen Gebieten stellen diese Darlehen eine 
wichtige Finanzierungshilfe für die mittelständischen 
Unternehmen dar. Die bereitgestellten Mittel sollen 
deshalb auch künftig weiter aufgestockt werden. 

1.4. Förderung der Beteiligungsfinanzierung 

Um mittelständischen Unternehmen die Beschaffung 
von haftendem Kapital zu erleichtern, wird die Bun- 
desregierung auch künftig die Beteiligung von pri- 
vatwirtschaftlichen Kapitalbeteiligungsgesellschaf- 
ten an kleinen und mittleren Unternehmen durch die 
Bereitstellung von Refinanzierungsmitteln fördern. 
Bis 1975 sind für 196 Kapitalbeteiligungen Refinan- 
zierungsdarlehen in Höhe von rd. 46 Millionen DM 
gewährt worden. Sollte sich die in letzter Zeit stär- 
ker gestiegene Inanspruchnahme dieses Programms 
fortsetzen, wird die Bundesregierung prüfen, ob eine 
weitere Aufstockung der ERP-Mittel vorgenommen 
werden kann. 

1.5. Förderung der Errichtung von beruflichen 
Ausbildungsstätten 

Die berufliche Ausbildung findet zu einem erheb- 
lichen Teil in kleinen und mittleren Unternehmen 
statt. Um diesen Unternehmen notwendige Investi- 
tionen für die Errichtung oder Erweiterung betrieb- 
licher Lehrwerkstätten zu erleichtern, wird die Bun- 
desregierung vom Jahre 1976 an ERP-Mittel von 
zunächst 10 Millionen DM bereitstellen. Wie in allen 
übrigen Programmen können auch hier Koopera- 
tionsvorhaben, z. B. die Errichtung von gemeinsamen 
Lehrwerkstätten mehrerer Betriebe, bevorzugt ge- 
fördert werden. 


2. Kreditprogramme der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau und der Lastenausgleichsbank 

Neben den Finanzierungshilfen aus dem ERP-Son- 
dervermögen sind in Zusammenarbeit mit der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau und der Lastenaus- 
gleichsbank in den letzten Jahren zusätzliche Dar- 
lehensprogramme für kleine und mittlere Unter- 
nehmen geschaffen worden. Es handelt sich hierbei 
um die Investitionskreditprogramme der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (M I-Programm für mittlere 
nicht emissionsfähige Unternehmen und M II-Pro- 
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gramm für kleine Unternehmen) sowie um das im 
Jahre 1975 angelaufene Ergänzungsprogramm der 
Lastenausgleichsbank zur Gründung und Sicherung 
selbständiger Existenzen. Diese Programme, die aus 
Eigenmitteln der Institute gespeist werden, stellen 
eine wirksame Ergänzung der Finanzierungshilfen 
aus dem ERP-Sondervermögen dar. 

Im Rahmen der M I- und M 11-Programme der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau werden langfristige, 
zinsgünstige Darlehen für volkswirtschaftlich vor- 
dringliche Investitionen zur nachhaltigen Steigerung 
der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit gewährt. 
Von 1970 bis 1975 konnten kleinen und mittleren 
Unternehmen aus diesen beiden Programmen mehr 
als 12 000 Darlehen in Höhe von insgesamt 3,7 Mrd. 
DM zur Verfügung gestellt werden. Aus dem Er- 
gänzungsprogramm der Lastenausgleichsbank kön- 
nen insbesondere Investitionen, die in der Anlauf- 
phase eines Unternehmens durchgeführt werden 
oder der Standortsicherung dienen, durch langfri- 
stige zinsgünstige Darlehen gefördert werden. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau und die Lasten- 
ausgleichsbank werden ihre Darlehensprogramme 
auch in Zukunft weiter verstetigen. Im Jahre 1976 
stehen dafür rd. 1,5 Mrd. DM zur Verfügung. 

Zur Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten 
kleiner und mittlerer Tageszeitungsverlage führt die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau außerdem ein Son- 
derkreditprogramm durch, dessen Volumen — ein- 
schließlich des ERP-Presse-Programms — rd. 100 Mil- 
lionen DM beträgt. 

3. Zinszuschüsse 

Kleine und mittlere Tageszeitungsverlage können 
für Darlehen aus dem Sonderprogramm der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau oder aus dem ERP-Presse- 
Programm seit Ende 1975 Zinszuschüsse in Höhe 
von 2 %> der Darlehensschuld erhalten. Hierfür sind 
insgesamt 8 Millionen DM vorgesehen. Die Zuschuß- 
gewährung erstreckt sich auf die ersten vier Jahre 
der Kreditlaufzeit und gilt zunächst nur für Dar- 
lehen, die bis zum 31. Dezember 1976 beantragt 
werden. Die Bundesregierung wird prüfen, inwie- 
weit eine Verstetigung dieser Maßnahme im Rah- 
men der von ihr angestrebten Pressestiftung erreicht 
werden kann. 

4. Gewährleistungen 

4.1. Kreditbürgschaften und Beteiligungsgarantien 

Um kleinen und mittleren Unternehmen die Auf- 
nahme von Fremdmitteln zu erleichtern, gewährt 
der Bund Kreditgarantiegemeinschaften Rückbürg- 
schaften für die Verbürgung von Darlehen. Die Kre- 
ditgarantiegemeinschaften haben von 1970 bis 1975 
Ausfallbürgschaften in Höhe von mehr als 1,2 Mrd. 
DM übernommen. Ferner sollen kleine und mittlere 


Unternehmen durch die Gewährung von Rückgaran- 
tien an Beteiligungsgarantiegemeinschaften bei der 
Beschaffung von haftendem Kapital unterstützt 
werden. 

Die Förderung dieser Selbsthilfeeinrichtungen der 
Wirtschaft soll auch in Zukunft planmäßig fortge- 
setzt werden. 

4.2. Rückbürgschaften für Bietungs-, Anzahlungs- und 
Gewährleistungsgarantien im Export 

Für kleine und mittlere Unternehmen wird es in 
letzter Zeit zunehmend schwieriger, bei Exportge- 
schäften die für die Erlangung des Auftrags notwen- 
digen Bietungs-, Anzahlungs- und Gewährleistungs- 
garantien zu erhalten, da das Garantievolumen häu- 
fig den Finanzierungsspielraum dieser Unternehmen 
übersteigt. Um kleine und mittlere Unternehmen 
bei der Stellung derartiger Garantien zu unterstüt- 
zen, sind in einer Reihe von Bundesländern staat- 
liche Rückbürgschaftsinstrumente geschaffen wor- 
den} in anderen Bundesländern sind sie geplant. 
Diese Instrumente weichen jedoch erheblich von- 
einander ab, und zwar vor allem hinsichtlich des 
Umfangs, in dem eine Abdeckung des Bankenrisikos 
möglich ist. Um der sich daraus ergebenden Gefahr 
von Wettbewerbsverzerrungen innerhalb des Bun- 
desgebietes zu begegnen, prüft die Bundesregierung 
im Zusammenwirken mit den Ländern, auf welche 
Weise eine Vereinheitlichung der Rückbürgschafts- 
instrumente erreicht werden kann. 


V. Schlußbemerkung 

% 

Mit der Fortschreibung des Aktionsprogramms zur 
Leistungssteigerung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen macht die Bundesregierung erneut deutlich, 
daß sie eine zentrale wiirtschafts- und gesellschafts- 
politische Aufgabe darin sieht, den mittelständi- 
schen Unternehmen bei der Erfüllung ihrer Funk- 
tionen zu helfen und ihnen die Anpassung an Wett- 
bewerbsveränderungen und an den Strukturwandel 
zu erleichtern. Leitmotiv aller Förderungsmaßnah- 
men ist das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Die 
Förderung darf nicht als dirigistische Krisenhilfe 
mißverstanden werden; sie soll vielmehr die eige- 
ne Initiative des mittelständischen Unternehmers 
dort unterstützen, wo sich für ihn durch strukturelle 
Veränderungen und im Wettbewerb mit Großunter- 
nehmen Hemmnisse und Probleme ergeben. Den 
Organisationen der Wirtschaft kommt dabei eine 
wichtige Mittlerfunktion zu. 

Die Bundesregierung wird die Maßnahmen des Ak- 
tionsprogramms kontinuierlich auf ihre Wirksam- 
keit überprüfen und, soweit erforderlich, fortent- 
wickeln. Dabei wird sie jede konstruktive Anre- 
gung, die auf eine Verbesserung der Maßnahmen 
abzielt, in (ihre Überlegungen und Prüfungen ein- 
beziehen. 
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